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___. · Stimmen, die es behaupten, 
werden zwar weniger, dennoch 
scheint es zu dem Fundus der 
Vorurteile, aus dem hierzulande 
Politik gemacht oder nicht 
gemacht wird, zu gehören, daß die 
Teilung Deutschlands der , 
maßgebliche Zünder für den 
ritten Weltkrieg ist. 
Wie entsetzlich nimmt sich vor l 
dem Hintergrund gegenwärtige 
arabische Politik aus! [ 1J1Jilil~i11mmlt 
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»Das gesamte Deutsche Volk bleibt aufgefordert, 
in freier Selbstbestimmung die Einheit und Frei-
heit Deutschlands zu vollenden«. Wie erfreulich 
nimmt sich vor diesem Schlußsatz der Präambel 
des Grundgesetzes die um die Aufwertung 
Ulbrichts in Kairo bekümmerte und um Deutsch-
landinitiativen der Westmächte bemühte Außen-
politik der Bundesregierung aus! 
Weil es die Mauer gibt, konnten die Russen den 
weltpolitischen Druck, den sie in Berlin ausübten, 
auf gelegentlichen Theaterdonner reduzieren, 
denn durch Berlin wurde ihr Einflußgebiet nicht 
länger zur Ader gelassen. Seit die SED unange-
fochten mauern durfte, wissen sie, daß niemand 
den kommunistischen Besitzstand in Deutsch-
land antasten wird. 
Da die Bundesrepublik und ihre Bevölkerung sich 
in nichts bescheidener erweisen als in ihrem 
Verlangen nach der Einheit Deutschlands, nicht 
einmal in ihren militärischen Wünschen, können 
die USA stillhalten in Deutschlands Angelegen-
heiten, und seit es die Mauer gibt, wissen sie, 
daß die Kommunisten fürs erste in Europa 
saturiert und vornehmlich bestrebt sind, ihre 
Macht zu konsolidieren. 
Die Teilung Deutschlands ist Status quo. Seiden 
Weltmächten, und nicht nur ihnen, ist es das 
essential ihrer Politik, den Status quo zu garan-
tieren, und zwar in allen Einzelheiten. 
Die Bundesregierung erinnert nur immer wieder 
an die völkerrechtliche Verpflichtung der vier 
Mächte, die Einheit Deutschlands zu restaurieren, 
und lehnt jede eigene Initiative mit der Begrün-
dung ab, das durchlöchere die Vier-Mächte-
Verantwortuhg. Die Bevölkerung der Bundes„ 
republik gibt sich apathisch und die der DDR 
wird nicht gefragt. Damit ist der Stand der Dinge, 
daß keiner Macht der Welt die Einheit Deutsch-
lands essential ihrer Politik ist, schon gar keiner 
Weltmacht. Beide haben zu allererst einmal ein 
Interesse an der Teilung Deutschlands, das so 
stark ist, daß sie gleichermaßen die Wieder-
vereinigung mit der Atomkriegsdrohung ver-
binden für den Fall, daß sie unter den Vorzeichen 
der jeweils anderen Weltmacht stattfindet. 
Beide Weltmächte wünschen sich ihre Deutsche 
Wiedervereinigung. Die Sowjets dürfen sich aber 
darin so realistisch zeigen wie sie sind und auf 
die Äußerung dieses unerfüllbaren Wunsches 
verzichten. Die Amerikaner nicht! Macht sich bei 
uns niemand klar, daß das jedesmal für die Welt-
macht Amerika eine Schlappe bedeutet, wenn sie 
auf deutsches Drängen hin Wiedervereinigung 
fordern muß und trotz der gewaltigen Macht, die 
dahintersteht, nichts erreicht? Die Bundesregie-
rung und weite Teile der Öffentlichkeit jedenfalls 
feiern es immer als Triumph deutscher Diplo-
matie, wenn sich Washington wieder hat her-
geben müssen. 
Man hat volles Verständnis dafür, wenn das den 
Amerikanern auf die Dauer lästig wird. Ja, es 
stört sie so sehr, daß sie vorschlagen, die 
Deutschen möchten sich doch mal selbst Gedan-
ken um ihre Einheit machen und eigenständig 
Maßnahmen dazu in die Wege leiten. Ist denn 
nicht denkbar, daß es eine Lösung gibt, die die 
deutschen Interessen berücksichtigt, den Welt-
frieden aber nicht gefährdet, da sie für die 
Russen nicht den amerikanischen Einfluß, für die 
Amerikaner nicht den russischen verstärkt? 
Wenn dieser naheliegende politische Gedanke 
zu einem politischen Problem, gleichgültig, ob er 
von Ausländern oder von Inländern geäußert 
wird, durch die Bundesregierung und einen er-
schreckend großen Teil der Öffentlichkeit mit 
nichts anderem als der juristischen Argumenta-
tion mit der Verantwortung der vier Mächte abge-
wehrt und auch diffamiert wird, ist man er-
schüttert über die Erkenntnis, wie viele einfluß,. 
reiche Leute bei uns der Wiedervereinigung 
gleichgültig gegenüberstehen oder sie ablehnen. 
Diese Erkenntnis ist leider unausweichlich, denn 
wer kann schon von denen, die so tun, für sich 
beanspruchen, nicht zu wissen, daß ein völker-
rechtlicher Anspruch nur nützlich ist, wenn es 
eine politische Macht gibt, die ihn vertritt. 
Um es noch einmal ganz deutlich zu sagen: So, 
wie die Situation leider zur Zeit ist, bedroht nicht 
die Teilung, sondern die Wiedervereinigung 
Deutschlands den Weltfrieden, denn vorgesehen 
ist sie nur unter amerikanischen oder auf der 
anderen Seite unter russischen Vorzeichen. An-
gesichts dieser Tatsache kann die Bundes-
regierung nicht bei der Behauptung bleiben, sie 
habe sechzehn Jahre lang mit Erfolg und ein-
fallsreich Außenpolitik betrieben, ohne sich dem 
Verdacht auszusetzen, sie betrachte die Konsoli-
dierung der Teilung als einen Erfolg. 
Man muß den Globus nur schnell genug drehen, 
um zu erkennen, daß die Welt noch immer er-
staunlich groß ist und daß ihre politischen Pro-
bleme vielfältig sind. Einen Afrikaner, der um die 
Unabhängigkeit oder Lebensfähigkeit seines 
Landes kämpft, einen Asiaten, der des Hungers 
nicht Herr werden kann und einen Latein-
amerikaner, der sich mit dem Castroismus 
herumschlägt, kann es nur wenig kümmern, daß 
an der Mauer in Berlin hundert Menschen sterben 
mußten. Die Flüchtlinge waren ein Problem, das 
die ganze Welt anging, weil sie eine ständige 
Herausforderung einer Weltmacht darstellten, 
die Schüsse an der Mauer interessieren nieman-
den mehr. Die Weltpolitik leidet nicht mehr unter 
der deutschen Teilung, sie leidet nur noch unter 
der deutschen Frage: Wie hältst Du es mit der 
DDR? Gleichlautend gestellt von der dritt-
stärksten Industriemacht der Welt, der Bundes-
republik, und von der achtstärksten, der DDR. 
Es kränkt die Außenministerien in aller Welt, 
wenn sie in einer Sache, die sie nichts angeht, zu 
Stellungnahmen herausgefordert werden, die 
ihnen so oder so nur schaden können. Sicher 
wird durch die deutsche Frage nicht die Teilung 
zu einem Problem für die Welt, sicher wird aber 
der Welt immer wieder vor Augen geführt, wie 
unangenehm es ist, mit den Deutschen zu leben. 
Klagelieder darüber anzustimmen, Nasser ver-
suche uns zu erpressen, sind nicht nur dumm, 
sondern auch ungerecht. Herr Nasser hat arabi-
sche Politik zu machen. Es wäre verwunderlich, 
und er würde seiner Aufgabe nicht gerecht, täte 
er anderes. 
Die arabische Politik ist darauf ausgerichtet, 
keinem der Machtblöcke anzugehören und gut 
dabei gefahten. Es muß ihr Interesse sein, sich 
die deutsche Fragerei vom Hals zu schaffen, 
ohne dabei Einbußen zu erleiden. Gibt sich die 
deutsche Politik eine Blöße, wie durch Waffen-
lieferungen an Israel, so ist verständlich, daß die 
arabische Politik diese Blöße nutzt. 
Warum stellen wir uns nicht an die Spitze einer 
Entwicklung, die aufzuhalten wir doch nicht im-
stande sind? Die Welt will von der deutschen 
Teilung nichts mehr hören und daher muß sie 
aus dem weltpolitischen Gespräch heraus! Wenn 
es stille geworden ist um Deutschland, läßt sich 
der Sowjetunion vielleicht eine europäische 
Lösung des Deutschlandproblems abhandeln, 






Ein Gespräch mit Professor Sybil Moholy-Nagy 
omnibus: Wir würden gern zunächst wissen, wie 
lange Sie nicht in Deutschland waren? 
Professor Moholy-Nagy: Ich komme zu kurzen 
Besuchen des öfteren, aber eine Serie von Vor-
lesungen habe ich hier nicht seit 1956 gehalten. 
Damals habe ich in München und an der TH in 
Berlin gesprochen. 
omnibus: Und welche Tätigkeit üben Sie heute 
in den USA aus? 
Professor Moholy-Nagy: Ich habe sozusagen 
einen architektonischen Gemischtwarenladen. Ich 
bin voller Professor, was man hier Ordinarius 
nennen würde, für Architekturgeschichte und 
Architekturtheorie an der Architekturschule des 
Prattinstitutes in Brooklyn, das ist eine der 
größten Architekturschulen, was nicht sagen will, 
daß es die beste ist. Wir haben .ungefähr 600 Stu-
denten. Wir leben in der Mitte von New York und 
haben dadurch eine ganz besondere Art der 
empirischen Lehrtechnik. Wir können natürlich 
alle bekannten Architekten als Kritiker kriegen 
und können sehr viel an New York teilnehmen, 
aber das ist nur ein Teil meiner Beschäftigung. 
Ich bin sehr gut beschäftigt als Architektur-
kritikerin, und ich habe früher für Progressive 
Architecture geschrieben, dann bin ich zum 
Forum gegangen. Wir fangen am 1. Mai dieses 
Jahres mit dem Forum wieder an, und ich werde 
weiter dort arbeiten. Ich schreibe gelegentlich 
auch für L'Architettura in Rom und L'Architecture 
D'Aujourd'hui in Paris. 
omnibus: Arbeiten Sie auch für deutsche 
Zeitungen und Zeitschriften? 
Professor Moholy-Nagy: Ich schreibe gelegent-
lich für Herrn Conrads Bauwelt. Die Schwierig-
keit liegt darin, daß die Bauwelt immer nur kurze 
Sachen bringt, das finde ich deprimierend, wenn 
man über etwas eingehend schreiben will. 
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omnibus: Ihre Vorlesungen und Seminare haben 
eine zum Teil sehr erregte Diskussion unter Pro-
fessoren und Studenten der TH ausgelöst. Aus 
welchem Grund haben Sie die Einladung zu 
dieser Gastprofessur nach Braunschweig ange-
nommen? 
Professor Moholy-Nagy: Nicht, weil ich so 
schrecklich gut bezahlt werde, ich bekomme 
weniger als ein Monatsgehalt in New York. Ich 
möchte dies nur einmal klarstellen. Es ist ein 
ganz unwichtiger Punkt, aber man hat unterstellt, 
daß ich nur aus Geldgründen gekommen wäre. 
Ich habe die Einladung aus mehr komplizierten 
Gründen angenommen. Ich war Ende 20 als ich 
aus Deutschland weggegangen bin. Sie, die Sie 
nicht wissen was Emigration ist, können sich das 
kaum vorstellen, aber wenn man alt wird wie ich, 
dann muß man sich eines Tages damit ausein-
andersetzen, wo man hingehört. Ich habe ge-
sehen was passiert wenn man das nicht tut; die 
Leute leben und sterben dann sozusagen auf 
transatlantischen Flugzeugen. Ich wollte gern 
einmal nach Deutschland für eine kontinuierliche 
Zeit gehen, um mich überhaupt damit ausein-
anderzusetzen, wo ich hingehöre: nach Amerika 
oder nach Deutschland. Und ich bin zu der ein-
deutigen Überzeugung gekommen, daß ich nach 
30 Jahren zu Amerika gehöre, ganz gleich wie 
sehr ich mich zu meinem Ursprung bekenne. Der 
zweite Grund war der, daß ich leidenschaftlich 
gern lehre. Ich betrachte eigentlich Lehren als 
meinen Beruf. Es interessierte mich enorm, ob es 
Unterschiede zwischen amerikanischen und 
deutschen Studenten gibt, oder ob wir heute 
wirklich so etwas wie eine internationale Stu-
dentengruppe haben. Es hat sich leider heraus-
gestellt, daß es unmöglich war, in dreieinhalb 
Wochen wirklich ein psychologisches Bild zu be-
kommen. Ich würde es heute nicht wagen, dar-
über ein Urteil abzugeben. Es ergeben sich 
natürlich gewisse generelle Sachen und die sind, 
daß die amerikanischen Studenten formloser 
sind als die hiesigen, auch fachtechnisch weniger 
interessiert, aber daß sie menschlich leichter an-
zusprechen sind und auch mehr menschliche 
oder kulturelle Werte in den Universitäten suchen 
als die Studenten hier. Ich glaube, daß der Archi-
tekt wirklich der Kulturträger seiner Zeit ist, zu-
mindest was die visuellen Formen anlangt. Das 
scheint mir hier im Spezialistentum kaputt zu 
gehen. Sie sind zu belastet mit Spezialisten-
kenntnissen und bekommen aus diesen Universi-
täten nicht genug breite kulturelle und mensch-
liche Werte. 
omnibus: Ist es nicht auch ein Symptom, daß wir 
nicht im Team arbeiten können, die Studenten in 
Amerika arbeiten doch im Team? 
Professor Moholy-Nagy: Das hat seine zwei 
Seiten. Ich kann nicht sagen, daß ich ein unquali-
fizierter Bewunderer der Teamarbeit in Amerika 
bin. Teamarbeit ist natürlich sehr gut, um ein 
durchschnittlich gutes Niveau in einer Architek-
turaufgabe zu erzielen. Wenn Sie eine Gruppe 
von durchschnittlich begabten Leuten zusammen 
haben, dann ergänzen sie sich natü rli ch sehr. Für 
eine wirklich durchbrechende oder vorwärts-
gehende schöpferische Lösung ist Team aber un-
möglich. Man muß da an die Episode denken, 
wo Frank Loyd Wright Gropius fragte : Sagen 
Sie Gropius, mit Ihrer Teamarbeit, also wie ist 
das, wenn Sie ein Kind machen wollen, rufen Sie 
da Ihren Nachbarn zu Hilfe? - Und das ist eben 
das Problem, die Amerikaner übertreiben das, 
was man »togetherness« nennt, in einer fürchter-
lichen Weise. Und so hat es das Genie, oder be-
scheidener, der sehr begabte Einzelmensch in 
Amerika, der seine eigenen Wege gehen wi ll , 
verdammt schwer. Im allgemeinen ist die ameri-
kanische Kultur zu sehr auf Zusammenarbeit und 
zu wenig auf individuelle Leistung eingestell t. 
omnibus: Sie sprachen einmal vom »göttlichen 
Professor« und der fehlenden Diskussion mit den 
Studenten und deren mangelhaft ausgebildeten 
geistigen Fähigkeiten. Können Sie diese Kritik 
noch einmal erläutern? 
Professor Moholy-Nagy: Da möchte ich Sie ganz 
entschieden korrigieren. Ich habe nicht von den 
mangelnden geistigen Fähigkeiten gesprochen. 
Ich habe nur gesagt, daß sich die Architekturstu-
denten hier ungern mit abstrakten geistigen Wer-
ten beschäftigen, daß sie durch ihre Erziehung hier 
und die Bewertung in den Examen offensichtlich 
auf exaktes Wissen abgestimmt sind, und daß sie 
sich darum sehr ungern mit geistigen Problemen 
beschäftigen. Das kam in meinen Seminar-
diskussionen heraus, in denen oft sehr einfache 
Begriffe nicht verstanden wurden. Das Wort 
»Funktionalität« z. B. haben sie nun einmal so 
gelernt, daß das Badezimmer funktioniert und 
das Dach nicht durchwässert. Ich habe sehr oft 


erklärt, was ich unter Funktionalität verstehe, 
nämlich die Erfüllung auch der nicht praktischen 
Funktionen, und dann kommt immer dieselbe 
Antwort: Das verstehen wir nicht. Aber das ist 
nicht so, daß sie es nicht verstehen, sondern sie 
wollen mit profunderen oder nicht-konkreten Be-
griffen nicht gestört werden, und das wirkt sich 
sehr nachteilig auf die Formulierungsgabe aus. 
Das kann ich ganz direkt sagen : Ich habe nie 
Architekturstudenten gesehen, die sich so 
schlecht ausdrücken wie die in Braunschweig. 
Darin sind ihnen nicht nur die Amerikaner aber 
ganz enorm die Engländer überlegen - und das 
wäre an und für' sich gar nicht wichtig , wenn 
Architektur nicht eine Sache wäre, in der ein 
Drittel Entwurf und zwei Drittel Reden ist. Jeder 
Architekt weiß, daß er heute sich und seine Arbeit 
verkaufen muß. Ich gebe die Schuld daran nicht 
den Studenten, sondern den Professoren. Wenn 
Sie schon von den »göttlichen Professoren« 
sprechen, dann würde ich sagen, daß es mir vor-
kommt, daß es die Professoren hier sehr leicht 
nehmen mit ihrer Professur, verglichen mit uns. 
Sie lassen sich die Studenten und Assistenten als 
Hilfskräfte in ihre Büros kommen, aber ich 
glaube, sie kümmern sich sehr wenig um die 
geistige und menschliche sowie kulturelle Ent-
wicklung ihrer Studenten. Ich habe diesbezüglich 
ganz erstaunliche Gespräche mit Professoren 
hier gehabt. 
Dieses Kümmern um die Studenten ist in Amerika 
gar nicht zu vermeiden. Jeder Student wird vier-
mal im Jahr geprüft. Er hat zwei Hauptprüfungen 
und zwei Nebenprüfungen, was eine furchtbare 
Last für die Professoren ist. Aber andererseits 
kennt man dadurch seine Studenten viel besser 
und ist - wenn man es ernst nimmt wie ich - daran 
interessiert, daß er nicht durchfällt. Ich habe in 
der Woche zwei Nachmittage, wo jeder Student 
von 14 bis 18 Uhr zu mir kommen kann, und wir 
können alles besprechen, was er besprechen 
will. Im Frühjahr oder im Sommer können die 
Studenten zwei- bis dreimal an Wochenenden zu 
meinem Landhaus herauskommen mit dem 
Bus oder Auto und dann wird herumgesessen 
und gesprochen. Ich fand hier in Deutschland - ich 
weiß nicht, ob es berechtigt ist - aber ich hatte 
den Eindruck, daß eine etwas snobische Ein-
stellung der Professoren gegen die Studenten 
besteht. Ich habe zwei Vorlesungen mitangehört, 
zu denen der Professor wie der Hohe Priester 
hereinkam, nachdem wie eine Hostie vorher das 
Manuskript, Dias usw. hereingetragen worden 
waren. Ich fand das lächerlich! 
omnibus: Eine Frage speziell an die Architektur-
kritikerin: Wie beurteilen Sie die Neubauten der 
Technischen Hochschule? 
Professor Moholy-Nagy: Das sogenannte Forum 
finde ich räumlich sehr schön, auch Kraemers 
Aula magna - sehr gut, es ist nur alles so düster. 
Ich finde es ästhetisch unangenehm. Es fehlt im 
weitesten Sinne jede sinnliche Attraktion. Es hat 
keine Farbe, keine Pflanzung, keine Kunst. Diese 
drei Glatzen von Arp sind völlig belanglos. Eine 
Hochschule, besonders in einer Großstadt, die 
nicht den Vorteil einer - in Amerika nennt man 
das »campus« - schönen Landumgebung hat, 
müßte eigentlich viel ansprechender in einem 
ästhetischen Sinne sein. Die saubere Architektur 
der Aula magna, die wirklich sehr ordentlich ist, 
entbehrt jeder Umgebung. Die Umgebung ist ein-
fach tot, schwarz und grau. Über das Hochhaus 
kann ich nur das Allerschlechteste sagen, des-
halb möchte ich gar nichts sagen, außerdem ist 
es sinnlos in seiner Funktion. Die Mensa finde ich 
außen sehr gut, aber die Inneneinrichtung gefällt 
mir gar nicht. Sie ist banal, sieht wie ein Hotel 
aus ; das hätte besser gemacht werden können. 
Ein Mann wie Henn, der ein ausgezeichneter 
Industriearchitekt ist - ich halte Henn heute für 
den besten Mann für Industriebauten, er hat ein 
außerordentlich gutes Proportionsgefühl, Mate-
rialgefühl usw. - aber warum soll so ein Mann im-
stande sein, eine behagliche Inneneinrichtung zu 
schaffen. Das kann er nicht, das kann man ihm 
auch nicht übelnehmen. Diese Aufgaben müßte 
die Hochschule für Gestaltung übernehmen. Vom 
architektonischen Standpunkt und vom Entwurf 
her finde ich die Aula-Mensa-Gruppe gut. Braun-
schweig ist aber sowieso schon eine graue Stadt; 
die Hochschule müßte hier eingreifen; eine Bele-
bung muß sich aus dem ganzen Universitäts-
komplex ergeben. Und die Institute? Die sind 
doch einfach nicht da! Wie alles andere auch, 
könnte jedes ebensogut Flebbe sein. 
omnibus: In Ihrer ersten Vorlesung übten Sie 
scharfe Kritik am Braunschweiger Städtebau. 
Wir möchten Sie bitten, diese Kritik auch aus 
Ihrer besonderen Beziehung zu Braunschweig 
heraus noch einmal auszuführen. 
Professor Moholy-Nagy: Früher hatte Braun-
schweig seinen mittelalterlichen Kern, der in 
seiner Art romantisch und ganz historisch war. 
Ich erinnere mich aus meiner Kindheit besonders 
an den Gegensatz zwischen der Innenstadt und 
der Residenzstadt, entlang der Oker und dem 
Bürgerpark. Das war sehr schön. Heute ist das 
alles verdorben worden, dadurch, daß das Schloß 
sinnloserweise abgerissen wurde, daß dieser 
Punkt fehlt, daß aber dann nichts aus diesem 
Platz gemacht worden ist, sondern daß die Nicht-
Planer einen völlig amorphen, schlecht organi-
sierten Parkplatz schufen, so daß die Stadt über-
haupt keinen Kern mehr hat. Man geht nicht 
mehr »in die Stadt«. Es ist eine unglückliche Ver-
mischung von Vorstadt und Stadt. Der andere 
Punkt ist, daß gar nicht in Betracht gezogen 
wurde, daß das Beste was Braunschweig hat, die 
drei Kirchen sind: Dom, Ägidien-und Katharinen-
kirche. Sie haben in keiner Weise irgendwelche 
Prominenz bekommen in der Stadtplanung. Die 
einzige ganz besonders gute städtebauliche 
Wiederkonstruktion ist die Ecke vom Dom und 
dem Vieweg-Haus. Durch die Treppe wird es eine 
wirkliche fußgängerische Sache. Das ist sehr 
schön, aber auch das einzige. Man könnte hier 
viel machen, z. B. mit der Oker und den Oker-
kanälen. Sie sind eine ganz außergewöhnliche 
Gegebenheit. Es ist damit aber nichts getan 
worden. 
Am Löwenwall bauen sie eine riesige Beton-
mauer auf, die den Blick auf den schönen, von 
Krahe entworfenen Obeliskenplatz versperrt. Die 
große Achse auf den Bahnhof zu hätte ja sehr 
schön sein können, wenn das Bahnhofsgebäude 
etwas wäre; aber wenn man schon eine so pro-
minente Achse auf etwas zuführt und dann so 
eine ausgeschnittene Pappfassade hin klebt mit so 
kleinen ausgeschnittenen Löcherchen ... schade! 
Wenn ich hier lehrte, würde ich denken, allright, 
jetzt leben wir hier, und das ist nicht sehr gut 
gemacht worden - Braunschweig ist ja nicht in 
irgendeiner Weise schlechter als andere deutsche 
Städte -, nun laßt uns mal zusammenkommen, 
Architekten, Planer und Studenten und gemein-
sam überlegen, was wir tun können. Das wäre 
eine gegebene Aufgabe für die Hochschule. Ich 
sah gute Studentenprojekte für das Kleine Haus. 
Aber so etwas allein ist nicht genug. Die ganze 
Umgebung muß gestaltet werden. 
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omnibus: Liegt es nicht daran, daß wir in Braun-
schweig einen Verkehrsspezialisten als Stadt-
baudirektor haben? 
Professor Moholy-Nagy: Stadtbaudirektor und 
Verkehrsplaner sind eigentlich zwei diametral 
entgegengesetzte Sachen. 
omnibus: Halten Sie es für richtig, daß man jetzt 
innerhalb der Stadt zehntausend Parkplätze 
schafft? 
Professor Moholy-Nagy: Nein, überhaupt nicht! 
Es ist kindisch, denn wir wissen von allen ameri-
kanischen Städten, daß je mehr Parkplätze man 
macht, um so mehr Autos kriegt man in die Innen-
stadt. Es ist eine endlose Sache. Man sagt, die 
Natur duldet kein Vakuum, ebenso duldet die 
Stadt keine leeren Parkplätze. Das einzig richtige 
wäre doch, die Autos so weit wie möglich aus der 
Innenstadt zu eliminieren anstatt sie rein-
zulassen. In Amerika werden zur Entschuldigung 
immer die enormen Entfernungen herangezogen. 
Bei den geringen Entfernungen hier werden 
Autos nicht gebraucht. 
omnibus: Eine Frage an die Pädagogin: Kann 
man den einzelnen Bürger mehr als bisher an 
städtebaulichen Fragen interessieren? Haben 
Sie da Erfahrungen? 
Professor Moholy-Nagy: Das könnte man nur tun, 
wenn die Universität ganz bewußt Darbietungen 
hätte, in die der Bürger mit einbezogen wird, und 
das scheint mir hier zu fehlen . Der Kontakt 
zwischen der TH und den Bürgern von Braun-
schweig scheint sehr mangelhaft. Dies liegt auch 
mit an der göttlichen Selbstbeurteilung der Pro.: 
fessoren, daß sie sich als Spezialisten zu sehr 
überlegen fühlen. Ich bin noch nie in einer Stadt 
gewesen, wie hier, in der sich die Professoren 
dauernd entschuldigen, daß sie in dieser Stadt 
leben. Das ist keine sehr gesunde Sache für eine 
Stadt. Man müßte viel bewußter einen Kontakt 
zwischen Bürger und Universität herstellen. 
omnibus: Sehen Sie vielleicht noch eine Möglich-
keit in Richtung Gropius, der sagte, daß die Ge-
sellschaft »sehen lernen« müßte, um das Chaos 
zu erkennen, durch das Schulwesen, z. B. Ver-
stärkung des Kunstunterrichts? 
Professor Moholy-Nagy: Ich finde es an sich 
furchtbar schwer, Menschen visuell denken zu 
lehren, wenn sie es von Natur aus nicht haben. 
Eine meiner uralten Lieblingsideen, mit denen 
ich weder in Amerika noch hier weiter gekommen 
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bin, ist, daß schon im Gymnasium Architektur-
geschichte gelehrt werden müßte. Stattdessen 
lehren sie ein bis zwei Jahre eine unsinnige 
Kunststilgeschichte, die völlig an den Schülern 
vorbeigeht. Die wissen dann, daß Michelangelo 
das Jüngste Gericht gemalt hat. Na, wenn schon. 
Was viel wichtiger wäre - für mein Gefühl - ist, 
daß man Architekturgeschichte als Stadt-
geschichte lehrt, denn das sind die zukünftigen 
Bauherrn der Welt oder der nächsten Genera-
tion. Aber das wird weder hier noch in Amerika 
gemacht. 
omriibus: Frau Professor Moholy-Nagy, wir dan-
ken Ihnen für das Gespräch, in dem Sie offen und 
spontan auf unsere Fragen eingingen. Denn wir 
glauben, es ist wichtig und gut, von unseren 
Gästen eine Beurteilung unserer Verhältnisse zu 





Professor Thomas Eilwein 
sprach über Klerikalismus in Deutschland 
Das Referat für Staatsbürgerliche Bildung und 
Kultur des ASTA der TH - was für ein Anspruch 
im Namen -, das in jedem Semester einige Vor-
träge über politische und zeitgeschichtliche 
Themen veranstaltet, hatte diesmal mit dem Vor-
trag: Der Klerikalismus in Deutschland von Pro-
fessor Thomas EIiwein, Frankfurt, einen unvor-
hergesehenen Knüller im Programm. Das längst 
geplante Referat erhielt durch die Ereignisse um 
das Konkordat hohe Aktualität und lockte recht 
viele Hörer ins Auditorium-Maximum. Leider 
hatte der ASTA bei der Vorankündigung die 
gewohnte und angebrachte Zurückhaltung geübt 
und nicht, wie es in diesem Falle geraten gewesen 
wäre, den Vortrag in der Stadt deutlicher ange-
kündigt. Fast kein Professor, weder der TH noch 
der PH, war erschienen, auch kaum Geistliche 
beider Konfessionen, die in der anschließenden 
Diskussion gefordert gewesen wären, ganz zu 
schweigen von den besonders engagierten 
Lehrern. Professor EIiwein begann damit, die 
vielen Schwierigkeiten und Probleme, die das 
Thema beinhaltet, zu erläutern, das Thema sei 
wissenschaftlich praktisch nicht greifbar und 
polemisch stark aufgeladen. Nach einer Defini-
tion des Begriffes Klerikalismus als politisches 
Herrschaftsstreben der Kirchen, einer Kirche 
oder eines Teils der Kirche, das sich z. B. darin 
äußere, von religiöser Überzeugung her Gesetze 
zu machen, die im gesamten Staat gelten, fragte 
er: Gibt es so etwas, oder gab es das? Es fo lgte 
eine Untersuchung verschiedener Gebiete. Dabei 
stellte sich heraus, daß viele Einzelgebiete auf 
den ersten Blick als gute Beispiele für Einfluß-
nahme der Kirchen wirken , bei objektiver Be-
trachtung aber kaum etwas Greifbares oder An-
greifbares enthalten. Wahlbeeinflussung durch 
Hirtenbriefe gibt es zwar, aber jede Gruppe hat 
doch das Recht, ihren Mitgliedern zu empfehlen, 
die Partei zu wählen, die die vermeintlichen Inter-
essen der Gruppe am besten unterstützt. Perso-
nalpolitik? Die Kirchen haben in verschiedenen 
Fällen Einfluß genommen, aber Personalent-
scheidungen werden überall auch von anderen 
als sachlichen Erwägungen beeinflußt, und alle 
Gruppen, Korporationen sowie Bauern, nehmen 
darauf Einfluß. 
Eine andere Methode des Klerikalismus ist es, 
die kirchliche Konzeption vom Pluralismus durch-
zusetzen, die besagt, daß sich die Bürger in 
erster Linie nach Konfessionen unterscheiden, 
und von daher klare Standpunkte im öffentlichen 
Leben einnehmen. Eine Haltung, die konsequent 
zu unterschiedlichen Konfessionsschulen führt; 
jeder Weltanschauung ihre Schule. Und schl ieß-
lich äußert sich Klerikalismus darin, daß die 
Kirchen bemüht sind , ihre Auffassungen z. 8 . vom 
Sittengesetz im Strafgesetzbuch zur allgemeinen 
Norm zu machen. Vom kirchlichen Standpunkt aus 
ist dies verständlich, weil sie das Naturrecht für 
allgemein menschlich hält, nicht für nur kirchlich. 
Das Problem des Klerikalismus liegt in erster 
Linie darin, daß das Pluralismuskonzept der 
katholischen Kirche nicht real ist. Jeder einzelne 
Bürger hat heute sehr viele verschiedene Rollen 
zu spielen, die Zugehörigkeit zu einer Kirche ist 
Fortsetzung Seite 16, Spalte 3 


Zu einem der glänzendsten Kapitel politischer Denk- und 
Verhaltensweisen kann das beständige Bemühen wohl -
gebildeter Kreise gerechnet werden , einen neuen Leviathan 
in das Kräftespiel der Gesell schaft zu bringen : den Wohl -
fahrtsstaat. 
Die Damen und Herren aus der Front der Gese llschafts-
kritiker beweisen ganz sicher hohen Mut, wenn sie sich an-
schicken , gegen ein Ordnungsb ild und dessen praktische 
Konsequenzen zu lamentieren, das schon vom opti sch--
begri fflichen Au sdruck her Wohlwollen bei vielen Zeit-
genossen zu erzeugen vermag. »Vi el Feind, viel Ehr!« 
könnte man eine Motivation nennen, wenn man die Zu-
rüstung en betrachtet. Und billig hätte man sich dem Ge-
spräch entzogen. 
Wäre Kraftmeierei einziger Antrieb zum Handeln und wärn 
das Wo rtwohlwo llen die einzige Konsequenz, so könnten 
die Gedanken um den Wohlfahrtsstaat getrost in den Be-
reich geistiger Stilübungen verwiesen werd en. 
Ein neuer Staatsbegriff 
Die Diskussion wird aber - von Gegnern und Anhängern 
g leichermaßen - mit Ernst und Sorgfalt geführt, so daß sich 
rabulistische Polemik als unangemessen erweist. 
Es dürfte interessant sein, dem neugeprägten Staatsbegri ff 
nachzugehen , der sich in der Wortverbindung »Wohlfahrt« 
und »Staat« offenbart. Da er schon begrifflich mit der Zu-
sammensetzung abgegrenzt wird , werden die gegenüber-
liegenden Standpunkte und Auffassungen zu besprechen 
sein. 
Die Kritik am sozio logischen Ansatz der Wohlfahrtsstaats-
idee wird in folgenden Bereichen vorgetragen: 
1. Die unbeschränkte Öffnung des Staates für soziale 
Fragen der Gesellschaft führe dazu, daß sämtliche mit 
Sozialprob lemen belasteten Bereiche menschli chen Dase ins 
reglementiert würden und so totalstaatlich en Ansprüchen 
Vorschub geleistet werde. 
2. Die Übernahme der sozialen Siche rungsfunktion durch 
den Staat bedinge notwendigerweise, daß das Sozial· 
produkt kontrolliert und gelenkt werde, was sich in einer 
staatli ch geleiteten Wi rtschaftspolitik konkretisie ren müsse. 
3. Eine staatliche Wohlfahrtspolitik schränke die Eigen-
verantwortung des Menschen ein und fördere die Tendenz 
zur Vereinzelung der Gesellschaft; sie wirke sich deshalb 
auf die Freiheit und Selbständigkeit des Menschen aus und 
beschleunige u. a., daß sich der Familienverband weiter 
auf lockere. 
Die Gegenvorstellungen zur Wohlfahrtsstaatsidee konzen-
trieren sich also auf zwei Bereiche. Einmal wird mit Besorg-
nis auf den Staat geschaut, zum anderen glaubt man, eine 
gegen die mensch liche Existenz gerichtete Gefahr erkennen 
zu müssen. Die Gedanken kreisen also um die Beziehung 
»Individuum - Staat« und umgreifen so das System der 
Verb indungslinien zwischen Einzelmensch und Gesellschaft. 
Mit dem Stichwort der Industriali sierung (oder Techni-
sierung) wird nicht nur der technisch-maschinelle Bere ich 
umschrieben, sondern gleichzeitig ein soziologischer Be-
fund gemeint, der sich auf die Stellung des einzelnen in der 
Gesellschaft bezieht. 
Die Folgen der Industrialisierung 
Der technisch-masch inelle Vorgang der Industri alisierung 
hat die Meh rhei t der Bevölkerung in unselbständige Arbeit-
nehmer verwand elt. Diese Verwandlung ermöglichte erst 
das Aufkommen und den Einsatz der technisch-maschinellen 
Mittel. Insofern handelt es sich also - um ein Bild z.u ge-
brauchen - um die beiden Seiten einer Medaille. 
Mit der Umschichtung der Mehrheit der Bevölkerung in den 
Status unselbständiger Arbeitnehmer kommen Abhängig-
keitsverhältnisse auf, die nicht nur im materiellen Bereich 
für den Einzelmenschen von Bedeutung sind, sondern die 
sich auch auf den soziologischen und den geistig-see lischen 
Bereich beziehen. 
In materieller Bez iehung wird der einzelne nicht nur an die 





den Betrieb , dem er als unselbständiger Arbeitnehmer an-
gehört, in das Verbundsystem der Gesamtwirtschaft ein-
bezogen. So ist er, wenn es um die materielle Existenz-
sicherung geht, von den Imponderabilien abhängig, die sich 
aus einer über den Markt verbundenen Großwirtschaft er-
geben. 
Die ökonomische Abhängigkeit des einzelnen wird verstärkt 
durch einen innerwirtschaftlichen Effekt. In unserer arbeits-
teiligen Gesellschaft wird mehr und mehr deutlich, daß dil3 
wirtschaftlichen Entwicklungslinien insgesamt auf einen 
Konzentrationsprozeß zulaufen. Das Großunternehmen wird 
zur konstitutiven Einrichtung der Wirtschaftsgese llschaft. 
Der Trend zum Großunternehmen bringt eine repräsentative 
gese llschaftli che Einrichtung ins Spiel, die das Verhältnis 
und die Einstellung des einze lnen ebenso wie ganzer 
Gruppen zur Gesamtgesellschaft bestimmt. 
Durch seine Stellung auf dem Arbeitsmarkt nimmt das 
Unternehmen nicht nur Einfluß auf die materielle Existenz 
und die berufliche Entfaltung des Arbeitnehmers, der sich 
ganz besonders dort auswirkt, wo sich die Abh äng igkeit 
großer Gruppen von bestimmten Unternehmen ergibt, 
sondern auch innerbetri eb lich steigert sich die Macht der 
Unternehmensleitung. 
Da sie über ein feinmaschiges System von bürokratischen 
Kontrollen verfügt , das häufig über die funktionsnotwendige 
»hierarchische« Gliederung hinausreicht, kann sie ihre 
Macht in allen Fragen der inneren Unternehmensgestaltung 
einseitig durchsetzen. Unter diesen Umständen können die 
Probleme der Arbeitsplatzgesta ltung, des Arbeitsp latz-
wechse ls, des Aufst iegs und vieles mehr ohne Rü cksicht auf 
die Interessen und Bedürfnisse derjenigen gelöst werden, 
die davon betroffen sind. 
Die Mitbestimmungsrechte versagen 
Die Mitbestimmungsrechte nach dem Betriebsverfassungs-
gesetz gewähren hier zwe ifel los einen gewissen Schutz. 
Sie versagen jedoch fast überall dort, wo so lche Maß-
nahmen in den Bereich »echter« Unternehmerentscheidung 
fallen. Das wird se lbst in den Unternehmen deutlich, die der 
qualifizierten Mitbestimmung unterliegen. Denn der Auf-
sichtsrat, der sich parität isch aus Anteilse ignern und Arbeit-
nehmervertretern zusammensetzt, wird letzt li ch bestimmt 
durch das Votum des sogenannten »unabhängigen Mannes«. 
Dieser aber wird , wenn sich Anteilseigner und Arbeitnehmer 
nicht auf ihn einigen können, von der Aktionärsversammlung 
bestimmt. Er ist also letztlich der Vertreter der Kapitalinter-
essen, wenn man einmal diese - ein wenig grobe - Kenn --
zeichnung anwenden darf. 
Es ist unbestreitbar, daß in der modernen Wirtschaft ein 
System von Anweisungen exist ieren muß, das auf den Pro-
duktionsvorgang gerichtet ist. Mehr und mehr fort-
schreitende Arbeitsteilung erfordert, daß eine Abstimmung 
über das technische Zusammenspiel aller Produktions-
faktoren gewährleistet ist. Insoweit wird man davon aus-
zugehen haben, daß die Freiheit des einzelnen im Betrieb 
den Notwendigkeiten des wirtschaftlichen Gestaltungs-
prozesses unterzuordnen ist. 
Anders ausgedrückt handelt es sich darum, daß der Arbeit-
nehmer von heute seine Stellung im Produktionsvorgang 
nicht an der Vorstellung der »Freiheit der Selbständigen« 
messen kann. Arbeitstei lige Wirtschaft ist also identisch 
mit der Zuordnung der Einzelleistung auf die notwendige 
Vielzahl von Einzelleistungen. Diese Feststellung gilt nicht 
etwa nur für diejenigen , die den Status des Arbei ters inne-
haben. Sie gilt auch für diejenigen, die man nach ihren 
Tätigkeitsmerkmalen als Angestellte einstuft. Der gese ll-
schaftliche Status des Angestellten darf nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß auch sie in das »hierarchische« System 
der betrieblichen Anordnungsgewalt einbezogen sind und 
insofern den gleichen Bedingungen unterworfen sind, die 
für die Arbeiter zutreffen . 
Die vi elgeübte Praxis Arbeiter zu Angestellten zu befördern , 
bedeutet eben kein Ausscheiden aus dem System der An-
ordnungsgewalt, sondern nur e ine Formationsveränderung, 
die zwar soziologisch zu einer anderen Bewertung führt, 





Wirtschaftliche Abhängigkeit und Unterordnung unter unter-
nehmerische Anweisungsbefugnis, die zwar in erster Linie 
unter dem Gesetz der Wirtschaftlichkeit steht, damit der 
ökonomische Wertschöpfungsprozeß nicht gefährdet wird , 
aber gleichzeitig soziologisch und geistig-seelisch beein-
flußt, kennzeichnen den Status des unselbständigen Arbei t-
nehmers. 
Man möge sich diese Stellung des Einzelmenschen mit 
allen sich daraus ergebenden Konsequenzen vergegen-
wärtigen, um zu erkennen, in welch großem Maße die 
materielle Abhängigkeit die Lebensäußerung des einzelnen 
bestimmt. 
Zwar ist dieser wirtschaftliche Vergesellschaftungsprozeß 
evident, dennoch wird er in manchen Betrachtungen vo:1 
Zeitkritikern als belzebubischer Sündenfall ausgegeben. 
Ernstlich wird keiner auf die Segnungen der Technik ver-
zichten wollen; auf jene Segnungen, die dadurch erkauft 
sind, daß industrielle Produktion Heere von unselbständigen 
Arbeitnehmern voraussetzt. Es entbehrt nicht eines 
romantischen Reizes, diesen Sachverhalt zu unterdrücken, 
bleibt aber dennoch intellektuell unredlich. 
Der an extrem-liberalen Vorstellungen geübte Denkgenosse 
wird meinen, daß dieser wirtschaftliche Vergesellschaftungs -
prozeß noch keinen Anlaß dafür bietet, das Verhältnis des 
einzelnen zur Gemeinschaft oder gar das Verhältnis des 
ei nzelnen zum Staate neu zu denken. Sicher lassen sich 
fü r einzelne Sachfragen Ergebnisse dadurch finden , daß 
man dem Kräftespiel der Gesellschaft den Lösungseffekt 
überläßt. 
Kein Gleichgewicht der Kräftegruppierungen 
Das einseitig auf individuelle Anstrengungen konzipierte 
Gesellschaftsbild übersieht, daß im laufe der Entwicklung 
unsere Gesellschaftsformation sich Kräftegruppierungen 
gebildet haben, die - gemessen an ihrer Machtballung - un-
gleichgewichtig sind. Das »freie Spiel der Kräfte« vermag 
demgemäß nur Ergebnisse zu zeitigen, die der Ungleich-
gewichtigkeit entsprechen. Der Übergang an gesellschafts-
politischer Macht führt unschwer zur Kopflastigkeit be-
stimmter Gruppen und damit zur Bevorrechtigung und Be-
nachteiligung von Menschen. Die einseitige Betonung indi-
vidueller Selbstentfaltung mit dem Ziel gesamtgesellschaft-
licher Harmonie ist deshalb ungeeignet, gegenwärtige 
Individual- und Gemeinschaftsprobleme zu lösen. 
Kommt es schon bei dem materiell-ökonomischen Problem 
des wirtschaftlichen Vergesellschaftungsprozesses zu dis-
harmonischer Machtentfaltung und zu ungleichen Entschei-
dungen bei dem Kräftespiel der sich gegenüberstehenden 
Gruppen, so wird bei den mannigfaltigen Einflüssen, die der 
wirtschaftliche Vergesellschaftungsprozeß auf die Gesamt-
gesellschaft ausstrahlt, vollends offenbar, daß das liberale 
Prinzip, die Dinge sich auspendeln zu lassen, den Problem-
kreisen inadäquat ist. 
Von daher wird man sich geneigt zeigen müssen , ein Ord-
nungsmodell zu entwickeln , das einerseits auf die Analyse 
der gesellschaftlichen Bezüge nicht zu verzichten braucht 
und das andererseits die gewonnenen Daten zusammen-
schauen kann . In diesem System werden Bedeutung, Allf· 
gaben und Rolle des Staates von besonderem Interesse sein. 
Die Buhmannvorstellung vom Staat 
Es kann kaum noch die Rede davon sein , daß sich in der 
gegenwärtigen Entwicklungsphase der Gesellschaft eine 
Möglichkeit bietet, zu den lieb gewordenen Vorstellungen 
vom Staate zurückzukehren, die sich besonders dadurch 
auszeichnen, daß der Staatsapparat mit ärmelschutz-
tragenden und pausbäckigen Beamten besetzt ist, die dem 
Bürger mit barschem Wohlwollen gegenüberstehen und 
wegen ihrer geringen Zahl ein Indiz dafür abgeben, daß 
die Staatsaufgaben gering sind. Die Illustration des Staats-
begriffes mit der »Buhmannvorstellung« entbehrt nicht einer 
gewissen Idylle, drückt aber aus, daß der Staat dem Bürger 
gegenübergestellt ist und allenfalls die Funktion haben 
kann , für äußere und innere Sicherheit zu sorgen. Auf der 
Linie dieser Staatsinterpretation liegen unter anderem die 
Äußerungen des Mußphilosophen der Christlich-Demokra-
tischen Union, des sicher sehr zu verehrenden Bundestags-
präsidenten Dr. Eugen Gerstenmeier, der meint, daß die 
Grenzen des Wohlfahrtsstaates erreicht, wenn nicht über-
schritten seien . 
Es bleibt empfehlenswert, sich hin und wieder den Art. 20 
des Grundgesetzes durchzulesen. Die Sozialstaatsklausel 
wird man entweder als statisches oder als dynamisches 
Prinzip verstehen müssen. Wer dem statischen Inhalt den 
Vorzug gibt, wird bei der althergebrachten Staatsvorstellung 
bleiben können. Als dynamisches Prinzip verstanden, wird 
diese Formulierung des Grundgesetzes einen Auftrag be-
deuten, der einen neuen Begriffsinhalt für den Staat 
fordert. Dieser könnte etwa damit umschrieben werden, daß 
der Staat gemeinschaftliches Hilfsmittel zur Regelung 
gesellschaftlicher Bezüge sei. In diesem Sinne ist der Staat 
dem Bürger als »neben ihm stehende Institution« zuge-
ordnet. 
Von daher öffnet sich auch der Zugang zum Begriff des 
Wohlfahrtsstaates, der die öffentliche Daseinsvorsorge als 
Ersatz für die verloren gegangene soziale Ordnung der 
früheren Zeiten anbietet. Dieses Angebot kann nur die 
Chancengleichheit der Bürger begründen, nicht aber be-
inhaltet es den Versuch, die Eigenverantwortlichkeit auf die 
Gemeinschaft abzuschieben. Von der Wahrnehmung der an-
gebotenen Chancen wird in diesem Sinne die soziale 
Stellung des einzelnen abhängig sein . Dabei ist es ver-
ständlich , daß etwa die Sozial,probleme im engeren Sinne 
einer Mindestgarantie durch die Gesamtgesellschaft hin-
sichtlich ihrer Lösung bedürfen. Anders ausgedrückt wird es 
sich darum handeln, daß etwa im Bereich der Renten-
versicherung oder der Gesundheitsfürsorge den Bürgern 
ein dem modernen Stand angepaßter Mindeststandard 
garantiert wird. Im Bereiche der Kultur- und Bildungs-
politik, die als Problem angesprochen werden muß, ist es 
nur verständlich , daß die Bestrebungen zu differenzierten 
Angeboten unterstützt werden. Die Differenzierung wird sich 
dabei an den Gegebenheiten_ und den Möglichkeiten der 
einzelnen Sachgebiete zu orientieren haben. Dem einzelnen 
Bürger bleibt aufgegeben, sich innerhalb des Angebots für 
die ihm gemäße Ausdrucksform zu entscheiden. 
Innerhalb dieses am Beispiel angedeuteten Systems ist es 
notwendig, das Einzelangebot fortwährend an den vo r-
handenen Möglichkeiten zu prüfen. In diesem Sinne er-
scheinen die durch den Staat vorgebrachten Vorschläge 
fortwährend erneuerungsbedürftig. Damit ist der Staat mit 
seiner Aufgabenstellung gleichzeitig eine Aufgabe der 
Bürger, die das Gemeinwesen bauen und die freiheitlich-
demokratische Grundordnung mit Leben erfüllen. 
Die in aller Munde befindliche Formulierung, daß im Mittel -
punkt der Politik der Mensch zu stehen habe, gewinnt im 
Hinblick auf die Dynamik der Sozialstaatsklausel eine neue 
Bedeutung. Dem Grundgesetz sind imanent die Prinzipien 
der Freiheit, der Gerechtigkeit und der Solidarität. Im Hin-
blick auf den Wohlfahrtsstaat sind sie die Kriterien für die 
Rechte und Pflichten des einzelnen Menschen, genauso wie 
für die staatliche Organisationsform. Dabei ist nicht zu über-
sehen, daß Freiheit zugleich Verantwortlichkeit bedeutet ; 
hier in dem Sinne, daß der einzelne für die Wahrnehmung 
der Chancen verantwortlich bleibt und der Staat verant-
wortlich wird für das dem Gesellschaftsstand angemessene 
Chancenangebot. Die Gerechtigkeit als Regulativprinzip 
wird den einzelnen Menschen die Schranken zu setzen 
haben, die notwendig sind, um ein gedeihliches Zusammen-
leben zu ermöglichen. Solidarität bedeutet unter dem Ge-
sichtspunkt des Wohlfahrtsstaates die Anerkenntnis der 
zwischenmenschlichen Hilfsfunktion, und ist insofern unab-
dingbarer Bestandteil der Sozialität. 
Die Entwicklung der Gesellschaft, vorangetrieben durch 
Technisierung und Industrialisierung hat sowohl materiell-
ökonomische als auch kulturelle Probleme im weitesten 
Sinne aufgeworfen. Lösungen lassen sich nur dann finden , 
wenn man bereit ist, die gesellschaftliche Lage der ein-
zelnen Menschen und der Gesamtgesellschaft zu ana-
lysieren. 
Mehr Freiheit im Wohlfahrtsstaat 
Der Wohlfahrtsstaat als Antwort auf die Probleme unserer 
Zeit ist der Versuch einer angemessenen Lösung. Die, 
gemessen an Leitbildern vergangener Zeit, orientierte Ge-
sellschaftskritik erkennt zwar die Auflösung hergebrachter 
Bindungsverhältnisse. Gleichzeitig ist sie uneingestandener-
maßen nicht bereit, die Vorteile der heutigen Gesell schaft 
aufzugeben. Der Widerspruch zwischen dem der Kritik zu-
grunde liegenden Leitbild und dem Anspruch , die 
Segnungen des Industriezeitalters zu behalten, Ist evident. 
Die wohlfahrtsstaatliche Konzeption versucht, aus diesem 
circulus vitiosus herauszukommen, indem die Freiheits-
sphären der einzelnen Menschen mit neuem Inhalt gefüllt 
werden; besonders dort, wo es sich um die Verbindung 
einzelner Menschen zum Staat handelt. Wohlfahrtsstaat ist 
in diesem Sinne nicht allumfassender Haftungsverband, in 
dem der einzelne Mensch sei ner Verantwortlichkeit ent-
kleidet wird , sondern er bringt formationsverändernd den 
einzelnen Bürger zu einer seiner Gesellschaftslage ange-
messenen Verantwortlichkeit und damit Freiheit zurück. 
Nicht ein neuer Leviathan steht vor der Tür, sondern ein 






Wir streben stets nach dem Verbotenen und 
begehren das Verweigerte 
Erotik, zugleich eine der alltäglichsten oder all-
nächtlichsten Erscheinungsformen im Leben, 
aber auch eine der undurchdringlichsten; prak-
tiziert, und das weiß man zumindest seit Freud, 
offen erkennbar oder hinter Symbolen versteckt, 
während eines ganzen Menschenlebens, so daß 
man annehmen müßte, der Umgang,miterotischen 
Problemen sei uns vertraut; dagegen mißver-
standen, verfolgt und mit Verboten belegt, sobald 
Erotik in die Öffentlichkeit drang, solange es eine 
Obrigkeit gab. Die unheimliche Macht, die dem 
Erotischen innezuwohnen scheint, ist gerade 
wegen ihrer Undefinierbarkeit geeignet, als 
Sündenbock allen möglichen Interessengruppen 
zu dienen. Darin liegt das Dilemma. 
Moralbegriffe wandeln sich ständig und mit ihnen 
auch die Bewertungen erotischer Ausdrucks-
formen. Das ist ein ganz natürlicher Vorgang. Um 
so törichter das Bestreben, eine abgelegte Mode 
als ein Verbrechen deklarieren zu wollen. 
Die Darstellung der Erotik in der Literatur muß 
seit jeher besonders provoziert haben, die Pro-
zesse aber gaben eher Zeugnis von der Be-
schränktheit ihrer Initiatoren, als daß sie ver-
hindert hätten, daß Mitteilbares mitgeteilt wurde. 
In allen diesen Auseinandersetzungen spielte 
zwar die Frage Kunst oder nicht Kunst eine ent-
scheidende Rolle, aber damit scheint nicht das 
Kriterium gegeben, über die guten und die bösen 
Wirkungen der Erotik zu entscheiden. Anzu-
nehmen, daß ein erotisches Sujet vom angeb-
lichen Makel, Aphrodisiakum zu sein , befreit ist, 
sobald es sich als Kunst ausweist, zeugt doch 
nur von einer Empfindungslosigkeit, die, wollte 
man ein Verhalten als pervers bezeichnen, dieses 
Prädikat verdient hätte. Im Gegenteil, erotische 
Literatur, die neben der gezielten Reizwirkung 
auf bestimmte Hormondrüsen auch das Form-
empfinden und den Intellekt befriedigt, erzeugt 
doch erst jenes vollkommene Vergnügen, um 
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dessentwillen sie geschrieben und gelesen wird. 
Es ist deshalb unsinnig , erotische Literatur in 
schon Pornografie und noch Obszönität einteilen 
zu wollen, wenn man dem Bücherkonsumenten 
zum Beispiel zubilligt, je nach seinen geistigen 
Bedürfnissen zwischen Trivialliteratur und Kunst-
literatur zu wählen. 
Inzwischen müßte doch jenes Phänomen auch 
den Hütern der jeweiligen Moral bekannt sein , 
daß der sogenannte Mann von der Straße mit den 
Büchern, die da vor Gericht stehen, gar nicht in 
Berührung kommt, weil er auf einer ganz anderen 
Wellenlänge empfängt. Genau der gleiche Grund 
also, weshalb manchem Menschen Pornografie 
so verabscheuungswürdig erscheint. Wir haben 
es hier nicht mit dem Konflikt zwischen dem 
Guten und dem Bösen zu tun, sondern mit dem 
Konflikt zwischen verschiedenen geistigen Be-
dürfnissen. Die Diffamierung des Erotischen 
findet statt. Kein Zweifel. Gewitzte Autoren be-
dienen sich daher der Gesellschaftskritik, um be-
liebig Negativ-Erotik produzieren zu können. 
Man diskutiert die Tatbestände und ist vor allem 
von der Notwendigkeit überzeugt, eine bestia-
lische Sexualität als abschreckendes Beispiel vor 
aller Augen zu bringen. Dabei scheint man zu 
übersehen, daß auch die widerwärtigste Schilde-
rung sexueller Vorkommnisse ihr genüßlich 
goutierendes Publikum findet. Die Erscheinungs-
formen der Erotik sind so vielfältig, daß es natür-
lich nicht gelingen wird, die beabsichtigte posi-
tive Wirkung von der unbeabsichtigten negativen 
Wirkung der selben Maßnahme zu trennen. 
Etwas schwerwiegenderes wird indessen unter 
dem Vorwand verletzten Schamgefühls beab-
sichtigt und auch erreicht, und das ist schlicht die 
Zerstörung persönlicher Freiheit. Innerhalb der 
Erotik besitzen wir so etwas wie den letzten Be-
zirk unbeschränkter Selbstäußerung, und in den 
intimsten Augenblicken herrscht tatsächlich eine 
Mikro-Anarchie, die nachweisbar in sich genug 
Sprengstoff birgt, um ganze Zeitalter zu drangsa-
lieren. Gerade die Obrigkeit hat es mit Erfolg 
verstanden, diesen Sprengstoff in seiner sadi-
stischen Variante in geeignete Bahnen zu 
lenken, um Verfolgungen und Kriege zu bestrei-
ten. Entsprechend veranlagte Gemüter werden 
daher aus so hochgeschätzten Büchern wie der 
Odyssee immer aufs neue ihre Nutzanwendung 
ziehen . Doch Bücher, die sich den anderen ero-
tischen Sinnesfreuden zuwenden, werden bis auf 
weiteres verboten. Wegen Verletzung des Scham-
gefühls? Wegen Wehrkraftzersetzung? Und da-
bei wäre geeignete erotische Literatur als Kopf-
kissenlektüre so dringend erforderlich , nachdem 
die statistisch ermittelten und aktenkundlich ge-
machten unglaublich einfallslosen Sexual-
gewohnheiten einer so großen Zahl von Ze it-
genossen bekannt geworden sind. Das Vorhan 
densein einer Vielzahl erotischer Erscheinungs 
formen anzuerkennen und auf sich beruhen z11 
lassen, das sollte man zumindest erwartt:, 
dürfen. 
Die Sammlung und Deutung erotischer Erschei-
nungsformen unternahm im Jahre 1930 das Insti-
tut für Sexualforschung in Wien. Das Ergebnis 
der Arbeit eines Stabes von Fachgelehrten, unter 
ihnen Hirschfeld und Stekel, war ein achtbän-
diges Werk, das »Bilderlexikon der Erotik«, das 
»umfangreichste und universale Kompendiu m für 
alle Aspekte des menschlichen Geschlechts-
lebens«. Diesen Anspruch darf es auch heute 
noch erheben, nachdem der Verlag für Kul tur-
forschung in Hamburg eine unveränderte Neu-
auflage herausgebracht hat, die durch zwei 
Nachtragsbände auf den Stand der Gegenwart 
gebracht worden ist. Das somit 10 Bände um-
fassende Werk, auch die Nachtragsbände sind in 
Typographie und Ausstattung der alten Ausgabe 
angeglichen worden, bietet 22000 Abhandlungen 
und Stichworte, ca. 14000 Illustrationen, sowie 
zahlreiche Kunstdruckbeilagen. Beim Durch-
blättern der verblüffend kleinformatigen Bände 
spürt man einen eigenartigen morbiden Hauch , 
aber man weiß nicht recht, ob das am alt-
modischen Druckstock von 1930 oder am behan-
delten Gegenstand liegt. In einer bestimmten 
Verstandesgegend erscheinen daher Inhalt und 
Form gerade im vorliegenden Werk einander an-
gemessen zu sein. Der Aufbau ist logisch, er folgt 
und umfaßt in je zwei Bänden die Themen Kultur-
geschichte, Literatur und Kunst sowie Sexual-
wissenschaft. Die beiden letzten Bände der alten 
Ausgabe bringen eine geschlossene, spezielle 
Enzyklopädie zu allen Sachgebieten der Erotik. 
Der Gewinn, den die Auseinandersetzung mit 
dem hier gebotenen Material zum Begreifen des 
erotischen Lebensbereiches darstellt, rechtfertigt 
auch den immerhin exklusiven Preis von 98,- DM 
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Ein Gebot der Toleranz und der Achtung 
omnlbus: Herr Professor Eckert, es überrascht, daß eine 
SPD-Regierung das erste Konkordat nach dem Kriege ab-
schließt. Wie kommt es dazu? 
Professor Eckert: Ich glaube, daß der Konkordatsabschluß 
in Niedersachsen sich zunächst aus der niedersächsischen 
Situation erklärt. Sie kennen ja den Streit, den es hier um 
das Reichskonkordat gegeben hat, und es war naheliegend, 
daß das Verhältnis der Landesregierung zur katholischen 
Kirche genauso geklärt wird, wie es ja schon vorher im 
Loccumer Vertrag zur protestantischen Kirche geklärt 
worden ist. Ich halte es darüber hinaus für sehr gut, daß 
die Bemühungen beider Seiten um ein positives Verhältnis 
hier in einer konkreten, politisch historischen Aufgabe ge-
klärt werden konnten. 
omnlbus: Viele Gegner des Konkordats behaupten, die 
Wandlung Innerhalb der katholischen Kirche sei nicht so 
tiefgreifend, und sie halten deshalb den Abschluß für ein 
Risiko. Wie beurteilen Sie diesen Wandlungsprozeß? 
Professor Eckert: Ich glaube zunächst, daß es in unserem Jahr-
hundert überhaupt nichts gibt, das frei ist von Risiken. Ich 
meine, daß der Wandlungsprozeß, den wir in der Kirche seit 
dem Konzil verzeichnen können, nicht unwesentlich davon 
beeinflußt wird, wie sich die Partner oder, von früher her 
gesehen, auch die Gegenspieler der Kirche verhalten. Die 
katholische Kirche bemüht sich um ein anderes Verhältnis 
zu den Protestanten, den Juden, den nichtchristlichen 
Religionen usw. Und sie hat sich ohne Frage auch in einigen 
Fällen um ein anderes Verhältnis zum demokratischen 
Sozialismus bemüht, genauso wie in manchen Ländern, ich 
erinnere an Österreich und Italien, sich Kräfte des demo-
kratischen Sozialismus um ein anderes Verhältnis bemüht 
haben. Und diese Bemühungen wirken aufeinander ein, und 
je aufgeschlossener man auf der einen Seite ist, um so 
aufgeschlossener wird man, so hoffe ich persönlich, auf der 
anderen Seite sein. Ich sehe darin ein ganz wesentliches 
Moment dieses Konkordats, daß die Bereitschaft der SPD 
zu einer fairen, gerechten Verhandlung mit der katholischen 
Kirche den Katholiken zeigen kann und zeigen muß, daß die 
SPD ein Partner ist, mit dem man loyale Abmachungen 
treffen kann. 
Ich sehe es als eine geistesgeschichtlich bedeutsame Tat-
sache an, daß innerhalb der deutschen Sozialdemokratie 
sehr ernsthaft aus der gewandelten Weltsituation, auch aus 
einem gewandelten Menschenbild heraus, um eine neue Zu-
ordnung zu den Kirchen gerungen worden ist. Ich erinnere 
an die berühmte kulturpolitische Tagung in Ziegenhain, in 
der die SPD erklärt hat, sie sei keine Weltanschauungspartei 
sondern eine Lebensanschauungspartei. In der sie sehr klar 
sagte, daß die Ideen des demokratischen Sozialismus so-
wohl aus humanistischen, wissenschaftlichen wie eben auch 
christlichen Quellen gespeist werden können. 
omnlbus: Sie erwähnten trotz der Zustimmung einige schul-
polltlsche Bedenken. Welche sind das? 
Professor Eckert: Ich bin selbstverständlich aus meiner 
ganzen Tradition heraus ein grundsätzlicher Anhänger der 
Gemeinschaftsschule. Aber wir müssen die Tatsache 
respektieren, daß die katholische Kirche und ein großer 
Teil der katholischen Eltern nun einmal den Wunsch nach 
Konfessionsschulen aussprechen. Diesen Wunsch zu 
respektieren, ist ein Gebot der Toleranz und der Achtung 
unserer Partner. 
omnlbus: Ist die Gemeinschaftsschule sehr gefährdet? 
Professor Eckert: Ich glaube das nicht. Wenn von beiden 
Selten das Konkordat in dem Geiste gehandhabt wird, wie 
es verstanden werden sollte, sollten schulpolitische Kämpfe, 
die ganz sinnlos wären, vermieden werden können. 
Es muß den Eltern überlassen bleiben 
omnlbus: Herr Jung, wir nehmen an, daß Sie für den Ab-
schluß des Niedersachsen Konkordats eintreten. Welche 
Gründe bewegen Sie dazu? 
Ratsherr Jung: Ja, ich bin für den Konkordatsabschluß und 
begründe das damit, daß, nach meiner Auffassung, dadurch 
der religiöse Friede auch im lande Niedersachsen herge-
stellt wird. Das alte Reichskonkordat hat zwar Grundlagen 
geschaffen, aber durch die veränderten Gesellschaftsformen 
heute, meine ich, daß es notwendig war, auch auf diesem 
Wege mit der katholischen Kirche, nachdem der Loccumer 
Vertrag abgeschlossen war, zu einer Einigung zu kommen. 
omnibus: Haben Sie auch Bedenken gegen das Konkordat, 
oder heißen Sie ,es vorbehaltlos gut? 
Ratsherr Jung : Das Konkordat halte ich in der Form, wie es 
ist, für gut. Denn es hat ja in seinen Grundzügen das, was 
die katholische Kirche als solches will, im Inhalt festgelegt. 
Und da gerade eine sozialdemokratische Regierung das ab-
geschlossen hat, meine ich, daß daraus keine Folgen ent·· 
stehen, die, sagen wir, eine Spaltung der Bevölkerung des 
Landes Niedersachsen zum Inhalt haben, wie es von einigen 
dargestellt wurde. 
omnibus: Meinen Sie, daß es in Zukunft vielmehr katholische 
Schulen geben wird? 
Ratsherr Jung: Sagen wir einmal so: Das Gesetz gibt die 
Möglichkeit, daß mehr Konfessionsschulen gebildet werden 
können, aber die Bevölkerungsstruktur in den einzelnen 
Landesteilen ist so unterschiedlich, daß es höchstens in den 
echt katholischen Kreisen zu mehr Schulen kommen könnte, 
oder daß durch Verlagerung von Schulen in Bezirke, wo 
überwiegend katholische Bevölkerung ist, dort eine neue 
katholische Schule errichtet wird, vielleicht unter Fortfall 
einer alten. Aber es wird immer am Elternwillen liegen, und 
das ist das Ausschlaggebende, so daß die CDU auf dem 
Standpunkt steht, daß das Elternrecht Vorrang hat, und es 
den Eltern überlassen bleibt, wie das Kind erzogen wird. 
omnibus: Viele Gegner des Konkordats glauben nicht an 
die Wandlung des Katholizismus und halten deshalb den 
Abschluß für ein Risiko. Wie beurteilen Sie die Wandlung? 
Ratsherr Jung: Ich meine, daß die Wandlung der katho-
lischen Kirche, die nun im Begriff ist, sich der Neuzeit an-
zupassen, echt ist. Daß sie noch nicht so zum Tragen 
kommt, wie das von vielen erwartet wird, das liegt darin 
begründet, daß die katholische Kirche eine Weltkirche ist 
und dementsprechend auch sehr konservativ in ihrer 
Haltung ist, und es eben einer langen Zeit bedarf, bis eine 
1000jährige Geschichte sich den modernen Gesellschafts-
formen angepaßt hat. 
omnlbus: Rudolf Walter Leonhard sprach vom »Verrat an 
der niedersächsischen Kulturpolitik«. Was meinen Sie zu 
dieser Beurteilung? 
Ratsherr Jung: Ich weiß nicht, wenn eine Regierung bemüht 
ist, den religiösen Frieden im Lande herzustellen und zu 
festigen, daß das Verrat an der Kulturpolitik sein kann. 
Kulturpolitik ist ja keine Politik die feststeht, sondern sie 
muß beweglich sein und sich den modernen Verhältnissen 
anpassen. Wenn das Wort Verrat fällt, könnte es höchstens 
sein, daß die Meinung besteht, daß durch die neue Schul-
novelle eine Spaltung der einzelnen Schularten hervor-
gerufen wird, aber das ist ja nicht der Fall, denn das Gesetz 
läßt ja nur bestimmte Möglichkeiten zu, und ich meine, daß 
es auch bisher niemand gemerkt hat, ob ein Kind in einer 
katholischen Schule oder in einer Gemeinschaftsschule er-
zogen worden ist. Maßgebend ist immer die Erziehung des 
Kindes selbst vom Elternhaus über die Schule, und wie es 
die Auffassung zur Gesellschaft überhaupt hat, aber nicht 
die Religion, in der es erzogen worden ist. 
Die Sache erscheint mir nicht ausdiskutiert 
omnlbus: Herr Dr. Bender, wir dürfen annehmen, daß Sie 
ein Gegner des Konkordatsabschlusses sind. Welche sach-
lichen Gründe sind maßgebend für Ihre Haltung? 
Dr. Bender: Zunächst möchte ich eine Differenzierung vor-
nehmen: das Konkordat selbst ist eine andere Sache als die 
Schulgesetzgebung. Zur Zeit bin ich Gegner des Konkor-
datsabschlusses; denn die Sache erscheint mir nicht aus-
diskutiert. Das kommt zum großen Teil durch die Geheimnis-
krämerei, die getrieben worden ist. Ferner sind die Be-
denken der Lehrerschaft nicht genügend gewürdigt worden. 
Ich kann eine auf Befriedung ausgerichtete Schulpolitik 
nicht gegen große Teile der Lehrerschaft treiben. 
omnlbus: Die Schulgesetznovelle gehört Im Junktim zum 
Konkordat. Lehnen Sie die Novelle Im ganzen ab oder nur 
zum Teil? 
Dr. Sender: Ich wende mich zunächst dagegen, daß man in 
der Schulgesetznovelle die Schulen behandelt, als wären 
sie Apparate zur Erzeugung einer bestimmten Geistes-
richtung. Das kann man heute nicht mehr sagen, und es 
entspricht auch eindeutig nicht dem Grundgesetz, das in 
Artikel 7 nicht sagt, die Schulen seien Staats-»Anstalten•<, 
sondern eigene Formen, die nur unter Aufsicht des Staates 
stehen. Ich möchte als Beispiel, wie ich mir eine mögliche 
Lösung der Probleme denke, die weiterführenden Schulen 
anführen: In Realschulen und Gymnasien sitzen evange-
lische und katholische Kinder nebeneinander. Sie be-
kommen gesonderten Religionsunterricht, und bisher sind 
Bedenken der Kirchen dagegen nicht aufgekommen. Ich 
vermag nicht einzusehen, weshalb das, was in den weiter-
führenden Schulen praktikabel ist, in den Volksschulen nicht 
sein sollte. Wenn man dagegen sagt, daß die Konfessionen 
sich besonders um die sogenannten »unteren Schichten« 
bemühen müssen, die die Volksschulen besuchen, so möchte 
ich ihnen zu bedenken geben, daß die religiöse Lage der 
Intellektuellen ihnen eigentlich noch problematischer sein 
müßte. 
omnibus: Glauben Sie, daß es nach Abschluß des Konkor-
dats In Niedersachsen einen Kulturkampf geben wird? 
Dr. Sender: Als evangelischer Christ und Religionslehrer 
möchte ich sagen: Davor behüte uns der liebe Gott! Es gibt 
natürlich in den Reihen aller Parteien und Gruppierungen 
hemdsärmelige Kulturkämpfer, die jetzt Ihre große Zelt 
sahen. Ich glaube, daß wir uns in unserer prekären bundes-
deutschen Situation einen Kulturkampf nicht !eisten können. 
Wir sollten alles tun, derartige Stimmungen auf das rechte 
Maß zurückzuführen. 
omnibus: Herr Dr. Bender, würden Sie auch so weit In der 
Beurteilung des Konkordats gehen wie Rudolf Walter Leon-
hard, der vom »Verrat an der niedersächsischen Kultur-
politik« spricht? 
Dr. Sender: Nein, das durchaus nicht. Das Wort Ist zu hoch 
gegriffen. Wir müssen zu irgendeinem Akkord kommen, 
wenn dieser Akkord auch zur Zeit sehr erschwert Ist. Ich 
glaube nfcht, daß man Jedes Konkordat als Verrat an einer 
liberalen Kulturpolitik ansehen sollte. Ich meine, und Ich 
schließe mich einem liberalen Klrchenpolltiker an, die Ge-
fahr für die Kirche Ist nicht die, daß sie In der modernen 
Gesellschaft keinen Platz findet, sondern daß sie den 
falschen Platz einnimmt: als eine der vielen Institutionen für 
Sicherheit und Wohlbefinden. 
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Großzügige Planung ist erschwert 
omnibus: Herr Professor Rodenstein, welche Einwände hat 
der Gesamtverband Niedersächsischer Lehrer, GNL, gegen 
Konkordat und Schulgesetznovelle? 
Professor Rodenstein : Ich bedaure zunächst einmal, daß in 
einer so dynamischen Zeit, in der wir leben, eine so schwer 
abzuändernde Form, nämlich die Konkordatsform, gewählt 
wurde. Im einzelnen möchte ich folgendes sagen : Unser 
ganzes Schulwesen, besonders in Niedersachsen, strebt 
nach großräumigen Ordnungen und nach langfristigen 
Planungen. Unsere Gemeinden möchten vor Fehl investitionen 
bewahrt bleiben, und wir möchten ja wirklich schnell ein 
leistungsfähiges Schulwesen aufbauen. Ich meine, daß in 
dieser Zeit jede Zementierung von Sondergruppen und 
Sonderansprüchen diese großzügige Planung erschwert, 
wenn nicht unmöglich macht. 
omnibus: Lehnen Sie die Schulgesetznovelle ganz ab? 
Professor, Rodenstein : Ich würde sagen, ein ige entschei-
dende Punkte müssen abgelehnt werden. Allerdings ent-
scheidende Punkte. Wenn Sie so wollen , bedeutet das 
natürlich Gesamtablehnung. Dazu würde ich rechnen : Die 
Erleichterung der Schaffung von Konfessionsschulen. Dazu 
würde ich aber vor allem rechnen die vielen Einzel-
regelungen : die SO-Prozent-Schule, die überfüllte Schule, 
die vierklassige Konfessionsschule und die tatsächl ich auf-
gegebene uneingeschränkte Vorrangstellung der Schule für 
Kinder aller Konfessionen. 
omnibus: Der GNL ist vom Kulturausschuß des Landtages 
gehört worden. Halten Sie es für möglich, daß der Landtag 
noch eine Änderung der Novelle durchführt? 
Professor Rodenstein: Unmöglich erscheint es mir nicht. Ich 
meine, der Landtag sollte schon um seiner Selbstachtung 
willen nicht darauf verzichten, auch die Schulgesetznovelle 
Punkt für Punkt zu beraten und zu überlegen, welche mög-
lichen Auswirkungen das in unserem Land haben kann. 
omnibus: Wie beurteilen Sie den modernen Wandlungs-
prozeß der katholischen Kirche? Bietet er eine Gewähr für 
den Abschluß des Konkordats? 
Professor Rodenstein : Von einer Gewähr würde ich nicht 
sprechen. Ich halte mich an das, was zunächst einmal da 
steht. Und ein solcher Wandlungsprozeß würde, so sehr 
ich ihn an sich begrüße, doch so lange Zeit brauchen, bis er 
sich bis unten durchsetzt, daß man nicht im Vorgriff Gesetze 
und Konkordate machen kann. 
omnibus: Glauben Sie, daß es nach Abschluß des Konkor-
dats zu einem Kulturkampf kommt? 
Professor Rodenstein: Das kann ich so nicht wissen, aber 
die Bestimmungen der Schulnovelle, daß über· wichtige 
Entscheidungen über Gründung oder Nichtgründung einer 
re inen Konfessionsschule oder einer SO-Prozent-Schule 
oder der gemeindeübergreifenden Konfessionsschule die 
Schulträger und auch die Schulaufsicht entscheiden, 
scheinen nicht geeignet, daß der Schulkampf und der 
Ku lturkampf vermieden oder verhindert wird. Ich glaube, 
er w ird verlagert an eine Stelle, wo er noch schwerer zu er-
tragen ist, nämlich unten in den einzelnen Orten. 
omnibus: Rudolf Waller Leonhard sprach vom Verrat an der 
niedersächsischen Kulturpolitik. Schließen Sie sich diesem 
Urteil an? 
Professor Rodenstein : Wenn man die Frage juristisch und 
ganz prinzipiell stellt, dann lautet es ja wohl so : Im Schul-
gesetz von 1954 ist der absolute Vorrang der Schule für 
Kinder aller Bekenntnisse ausgesprochen, dieser Grundsatz 
ist im Konkordat und in der Schulnovelle zweifellos minde-
stens an manchen Stellen aufgegeben. Verrat würde ich es 
nicht nennen, aber doch ein Aufgeben dieses Grundsatzes, 
der für die niedersächsische Kulturpolitik tragend war. 
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Der Staatsbürger findet sich schnell damit ab 
omnibus: Herr Pastor Padel, welche sachlichen Bedenken 
haben Sie gegen den Konkordatsabschluß? 
Pastor Padel : Meine sachlichen Bedenken richten sich in 
stärkerem Maße gegen die Schulnovelle, und zwar vor allem 
gegen den einen Satz, der davon spricht, daß mit der Auf-
sicht des Religionsunterrichts in Zukunft auch Personen be-
traut werden sollen, die nicht unbedingt zur Schule gehören : 
Andere geeignete pädagogische Persönlichkeiten. Das ist 
das eine, wo ich meine, daß ein Einbruch in die Schule ge-
schieht, der nicht gut ist. Denn wer sind »andere geeignete 
Persönlichkeiten«? Und zum anderen gegen den § 9 der 
Novelle, in dem davon die Rede ist, daß nicht mehr unbe-
dingt die einzige Schule, die an einem Ort ist, eine Schule 
für Schüler aller Bekenntnisse sein muß, sondern sie um-
gewandelt werden kann für Schüler eines einzigen Bekennt-
nisses, wenn in zumutbarer Entfernung für die Schüler eine 
andere Schule vorhanden ist. Aber was bedeutet dieser Zu-
satz : in zumutbarer Entfernung? Das ist doch furchtbar 
dehnbar, und man kann damit gar nichts anfangen. Das geht 
auch eindeutig über das Konkordat hinaus. Und ich meine, 
man müßte den Minderheiten Schutz gewähren, denn so 
werden die Minderheiten ja praktisch mit ihren Kindern des 
Ortes verwiesen, und man sagt : Seht zu, wo ihr bleibt! 
omnibus: Viele Gegner des Konkordatsabschlusses be-
zweifeln die moderne Wandlung des Katholizismus, wie sie 
seit dem Konzil zu beobachten ist. Wie beurteilen Sie diese 
Wandlung? Ist das Risiko für den Abschluß zu groß? 
Pastor Padel : Schwer zu sagen. An sich bemerkt man in 
Rom schon einige Wandlungen, einfach in der Art und 
Weise, wie sie von den anderen Konfessionen reden . Da ist 
schon zu merken, daß eine gewisse Wandlung eingetreten 
ist. Aber am allerwenigsten scheint sie zu spüren zu sein 
auf den Schulsektor. Dort gilt eigentlich die Enzyklika von 
1929 von Pius XI. in starkem Maße, die eben ganz eindeutig 
die Erziehung den Kirchen zuweist, die so ganz starke Sätze 
in der Weise hin findet, daß die Erziehung die Aufgabe 
habe, den Menschen für die Seeligkeit zuzurüsten. Und da 
meine ich, das kann die Erziehung nie leisten. Da wird 
Erziehung und Erlösung des Menschen verwechselt. Soweit 
ich die Stimmen der kathol ischen Kirche da kenne, ist es 
eigentlich noch so, daß man sehr stark von diesem religiös 
ganzheitl ichen Erziehen her denkt und eine pädagogische 
Provinz schaffen möchte, wie wir sie uns heute nicht mehr 
leisten können. 
omnibus: Starke Kräfte (GNL, FDP usw.) wenden sich in der 
Öffentlichkeit gegen das Konkordat. Meinen Sie, daß es 
nach seinem Abschluß zu einem Kulturkampf kommen wird? 
Pastor Padel : Das kann man nicht sagen. Wahrscheinlich 
nicht. Der Staatsbürger findet sich dann schnell damit ab. 
Ich bin gespannt darauf, was in der Lehrerschaft passiert. 
Aber ich glaube nicht, daß ein Kulturkampf passiert. 
omnlbus: Den schwersten Vorwurf erhob jetzt wohl Rudolf 
Walter Leonhard, als er vom «Verrat von Niedersachsen» 
sprach. Würden Sie auch so weit gehen in der Beurteilung? 
Pastor Padel : Verrat ist ein böses Wort. Zumindestens aber 
eine gewisse Schwenkung, die ja zu beobachten war, soweit 
ich das verfolgt habe, seit drei Jahren. In Hamburg, auf 
einem Parteitag der SPD, wurden zum erstenmal in der Art 
Stimmen laut, daß man jeder Konfession ihr Recht lassen 
müßte, und das hat sich nun verstärkt. Die SPD, so sehe ich 
das, will einen Einbruch erzielen in besonders katholische 
Gebiete und dadurch zeigen: Wir sind ja doch gar nicht so. 
Verrat würde ich nicht sagen, aber schade ist es. 
Bedenken gegen Einstellung 
verschiedener Lehrer 
omnibus: Herr Pfarrer Petrausch, In Zukunft wird es mehr 
katholische Bekenntnisschulen geben, die In der Regel nicht 
vollausgebaut sind. Ist das für die katholischen Schüler 
nicht ein großer Nachtell? 
Pfarrer Petrausch : Ich glaube nicht, daß es hier in Nieder-
sachsen, das heißt im Braunschweiger und im Hannover-
schen Land, zu einer weiteren Errichtung von Konfessions-
schulen kommen wird. Die Zahl der Katholiken ist hier 
bekanntlich sehr klein , so daß sich eine Errichtung von 
katholischen Schulen überhaupt nicht lohnt. Die Konkordats-
abmachungen sind wohl mehr getroffen worden mit Rück-
sicht auf Oldenburg, das mit dem niedersächsischen Schul-
gesetz nicht zufrieden war. 
omnibus: Es wird weiterhin kleine Bekenntnisschulen geben. 
Ist das nicht ein Nachteil? 
Pfarrer Petrausch : Das ist sicher ein Nachte il. Wir müssen 
heute durchaus bestrebt sein, eine vollausgebaute Schule 
zu haben. Das zeigt sich auch darin, daß die katholische 
Kirche die vollausgebauten Schulen anerkennt. Sie hat die 
Mittelpunktschulen durchaus als Fortschritt bezeichnet. 
omnibus: Warum will die katholische Kirche überhaupt eine 
katholische Schule? 
Pfarrer Petrausch : Wir haben Bedenken, die vor allem in 
der religiösen Einstellung verschiedener Lehrer liegen, daß 
es Lehrer gibt, die ihren ganzen Unterri cht vollkommen 
antikirchlich ausrichten. Sonst wäre gegen eine christliche 
Gemeinschaftsschule mit kathol ischem Religionsunterricht 
nichts einzuwenden . 
omnlbus: Kann man generell sagen, daß die katholische 
Kirche kein Vertrauen hat zur christlichen Gemeinschafts-
schule? 
Pfa~rer Petrausch : Generell wird man das nicht sagen 
können. Denn die kathol ische Kirche erkennt die weiter-
führenden Schulen an und erhebt keinen Anspruch auf 
solche Schulen, bei denen man ja von einer Art christlicher 
Gemeinschaftsschule sprechen kann. 
omnibus: Viele Gegner des Konkordats stellen die Frage: 
Warum muß ein katholischer 12Jähriger, der die Volksschule 
besucht, Im Gegensatz zum 12Jährlgen, der die weiter-
führende Schule besucht, in die Bekenntnisschule gehen? 
Pfarrer Petrausch : Weil wir vorh in schon sagten, daß die 
Kirche durchaus eine vollausgebaute Schule anerkennt, 
wäre es illusorisch, katholische Real- und Oberschulen zu 
errichten, denn sie wären nicht lebensfähig. Wir haben ja 
Privatschulen , die durchaus katholisch ausgerichtet sind. 
Aber dann wird das Einzugsgebiet so groß sein, daß sie 
lebensfähig ist. 
omnibus: Wie beurteilen Sie den Kampf gegen das Kon-
kordat? 
Pfarrer Petrausch : Ich habe den Eindruck, daß hier mit 
Kanonen nach Spatzen geschossen wird, daß man hier eine 
Gefahr sieht, die zumindestens im ursprünglichen Nieder-
sachsen (ohne Oldenburg, Anm. d. Hrsg.) nicht vorhanden 
ist. 
omnlbus: Meinen Sie, daß es einen Kulturkampf gibt? 
Pfarrer Petrausch : Das glaube ich nicht. 
omnibus: Wie sehen Sie das Jetzige Verhältnis zwischen der 
katholischen Kirche und der Sozlaldemokratlschen Partei, 
nachdem die SPD Im wesentlichen die Konkordatsverhand-
lungen geführt hat? 
Pfarrer Petrausch : Ich glaube, daß das kommende Verhält-
nis zwischen der SPD und der katholischen Kirche ein 
freundlicheres werden wird , nachdem die SPD gezeigt hat, 




Anstalt Studentenwerk Braunschweig 
Rechtsprobleme der Umwandlung des Studentenwerks 
Als die Vollversammlung der Studentenschaft sich im dritten 
Anlauf und unter Vorbehalten bereit erklärte, in einer staat-
lichen Anstalt »Studentenwerk Braunschweig« mitzuwirken, 
mag bei manchem Beobachter der Eindruck entstanden 
sein, sie habe sich widerstrebend der Macht der vom 
Minister und Landtag geschaffenen Tatsachen gebeugt, um 
Schlimmeres zu verhüten, zumindest ihre Freiheit um das 
Linsengericht eines kostspieligen Studentenwohnheimes 
und gesicherter Zuschüsse verkauft. Sie habe ohne 
Bundesgenossen für Selbstverwaltung und Freiheit ein-
stehen müssen - allein gelassen vorn »Studentenwerk Braun-
schweig e. V.«, der bereits zur Kapitulation vor dem Kultus-
minister entsch lossen war, und allein gelassen auch von 
ihren akademischen Lehrern, die dem Kultusminister zur 
Seite standen. 
Hält man sich an die Worte, dann ist, wie schon einmal in 
der Geschichte der Studentenwerke, ein Raum bürgerlicher 
Freiheit und Verantwortung dem Leviathan Staat zum Opfer 
gefallen. Denn der Verein ist als Figur des Bürgerlichen 
Rechts sinnfälliger Ausdruck der Fähigkeit der Bürger, ihre 
gemeinsamen Interessen in geordnetem Zusammenwirken 
selbst wahrzunehmen; der Verein entspringt persönlicher 
Initiative, er gibt sich durch seine Mitglieder sein Gesetz 
und bildet auch seinen Willen selbst. Art. 9 GG schützt den 
Verein und seine Mitglieder vor staatlicher Bevormundung. 
Die öffentliche Anstalt aber ist ihrem Wesen nach ein Stück 
öffentlicher Verwaltung; sie empfängt ihre Ordnung nicht 
von sich selbst oder wenigstens aus der Hand des Gesetz-
gebers, sondern obrigkeitlich, von der Verwaltung, der sie 
zugehört und deren Leitungsgewalt sie untersteht - nicht 
anders als die Anstalt des Polizeistaats, der die Obsorge 
für Spitäler und Armenhäuser von der Kirche übernommen 
hatte. Auch dem Bürger gegenüber verhüllt sie nicht ihren 
polizeistaatlichen Geburtsfehler, wie der Altmeister des 
deutschen Verwaltungsrechtes, Otto Mayer, beschreibt: Die 
Anstalt unterwerfe jeden, der in ihren Bannkreis trete, ihrer 
besonderen Gewalt und wehre alles ab, was störend in ihre 
Lebensäußerungen eingreife. »Die öffentliche Anstalt 
arbeitet mit der Sicherheit und Regelmäßigkeit einer großen 
Maschine . . . Die Menschen und die Sachen sind bezeichnet, 
an welchen diese Leistung sich vollziehen soll, und die Art 
ist bestimmt, wie sie ihr zu diesem Zweck entgegengebracht 
und zur Verfügung gestellt werden müssen. Was in solcher 
Weise in die Anstalt gebracht wird, muß sich anpassen an 
die Erfordernisse ihres geregelten Ganges. Ein Zustand 
verminderter Freiheit entsteht für den Beteiligten, der sich 
bestimmt nach diesem Zweck. Er muß sich in seinem per-
sönlichen Verhalten entsprechend benehmen ; die Anstalts-
disziplin und die Anstaltspolizei haben sich seiner bemäch-
tigt ... Der verfassungsmäßige Vorbehalt des Gesetzes zum 
Schutz von Freiheit und Eigentum kommt nicht mehr in 
Betracht, soweit dieses besondere Abhängigkeitsverhältnis 
reicht.« (Deutsches Verwaltungsrecht, 2. Bd. , 2. Aufl., 1917, 
S. 496.) Einzige Grenze staatlicher Allmacht ist der Anstalts-
zweck, keineswegs aber der Wille ihrer Benutzer. 
Hält man sich nicht an die Worte und vertraut man sich 
nicht den von Ihnen und aus mancherlei Vorurteilen ge-
speisten Emotionen an, dann zeigt sich freilich ein anderes 
Bild : 
Das Studentenwerk, nach dem ersten Weltkrieg aus dem 
Gedanken der Selbsthilfe auf freiwilliger Basis entstanden, 
um elementare Bedürftigkeit abzuwehren, hat die Baracke 
durch den komfortablen Zweckbau und die Graupensuppe 
durch die »schmackhafte und ausreichende Mahlzeit« er-
setzt. Ungeachtet der Bereitschaft der - wenigen - Mäzene 
des Studentenwerks, Zuschüsse zu leisten, der Initiative 
und Geschicklichkeit der für die Verwaltung Verantwort-
lichen war diese Entwicklung nur möglich, weil der Staat 
die soziale Fürsorge für die Studenten als öffentliche Auf-
gabe erkannt und ergriffen hat und zu weiteren eindrucks-
vollen Investitionen bereit ist. Damit wuchs jedoch die wirt-
schaftliche Förderung der Studenten in den staatlichen Be-
reich der Daseinsvorsorge und Daseinsgestaltung hinein; 
sie kann sich nicht den Gesetzen entziehen, die für diesen 
Bereich gelten . 
Der moderne Staat trägt mit Daseinsvorsorge und Daseins-
gestaltung der Änderung der Sozialstruktur der modernen 
Industriegesellschaft Rechnung, die nach zwei verlorenen 
Kriegen abhängiger und anspruchsvoller geworden ist. Daß 
mit der Abhängigkeit von den Darreichungen der öffent-
lichen Hand und dem Begehren nach immer aufwendigeren 
staatlichen Leistungen der Raum, den der Bürger durch 
eigenverantwortliches Handeln gefüllt hatte, zusammen-
schmilzt, liegt auf der Hand. Daß diese Entwicklung, deren 
Endpunkt noch nicht abzusehen ist, die Freiheit des Bürgers 
nicht nur tangiert, ist zu besorgen. Daher ist es ein zentrales 
verwaltungspolitisches Problem unserer Zeit, juristische 
Formen zu entwickeln, die eine optimale Erfüllung der staat-
lichen Aufgaben gewährleisten, zugleich aber die Freiheit 
des Bürgers erhalten oder wenigstens im Ausgleich für ver-
loren gegangenen Freiheitsraum bürgerlicher Initiative und 
Verantwortung neue Betätigungsmöglichkeiten eröffnen. So 
breit gestreut wie die öffentlichen Aufgaben, sind die Wege 
zu ihrer Realisierung. Das mit dem Schlagwort »Hilfe zur 
Selbsthilfe« beschworene Subsidiaritätsprinzip, das seiner-
seits auf die Soziallehre der katholischen Kirche und der 
klassischen konservativen Staatslehre gründet, ist nur eines 
der denkbaren Ordnungsprinzipien moderner Leistungs-
verwaltung. Es besagt vor allem, der Staat dürfe nichts an 
sich ziehen, was die Gesellschaft leisten könne und wolle , 
und er sei gehalten, die gesellschaftliche Gruppe, die zur 
Leistung bereit und fähig sei, finanziell hierzu in Stand zu 
setzen. 
Es bestehen keine grundsätzlichen Bedenken, die Gliede-
rung der Bundesrepublik in Gemeinden und Länder als ver-
fassungsrechtliche Ausformung dieses Prinzips zu erkennen. 
Es ist aber kein allgemein von der Verfassung vorgeschrie-
benes Prinzip und muß seine Berechtigung für jede Ver-
waltungsaufgabe erneut nachweisen. Für die Darreichung 
existentieller zivilisatorischer und kultureller Leistungen 
erscheint es ungeeignet. Es setzt einen Gegensatz von Staat 
und Gesellschaft voraus, der im Staat der Gegenwart frag-
würdig geworden ist. Dieses Grundproblem soll jedoch hier 
offenbleiben. Praktisch setzt das Subsidiaritätsprinzip ferner 
einen gesellschaftlichen Verband der Leistungsempfänger 
voraus , der so fest gefügt ist, daß er nachhaltig die Auf-
gaben, die er übernommen hat, erfüllen kann. 
Für den eingetragenen Verein »Studentenwerk Braun•• 
schweig« trifft das nicht zu. Vereinsfreiheit bedeutet auch 
individuelle Freiheit, einem Verein beizutreten oder nicht 
beizutreten, auszuscheiden oder nicht auszuscheiden. Der 
Student, der meist die Hochschule als gewichtige Durch-
gangsstation seines Lebens empfindet, pflegt ehestens und 
aus beachtlichen Gründen von seiner Freiheit, nicht dem 
Studentenwerk beizutreten, Gebrauch zu machen. Auch an 
der Neugründung nach 1945 hatten sich die Studenten nicht 
beteiligt. 
Die anderen Mitglieder - und das sind praktisch auch alle 
Mitglieder - dieses Vereins aber leisten nicht Selbsthilfe, 
sondern Hilfe für den Studenten. Sie sind Mäzene aus 
sozialer Verantwortung oder auch nur aus Tradition. Daher 
ist die Zusammensetzung dieses Mitgliederkreises not-
wendig beliebig und im Hinblick auf die gestellte Aufgabe 
willkürlich. Es fehlt daher der Sachgrund, dem Verein viele 
Millionen aus öffentlichen Mitteln anzuvertrauen und ihn 
weiter zum Sachwalter öffentlicher Aufgaben zu bestellen -
ungeachtet seiner Bewährung in schlechten und nicht ganz 
so schlechten Zeiten. 
In den Formen des Bürgerlichen Rechts und seiner Freihfllt 
läßt sich dieser Mangel nicht beseitigen. Daher liegt der 
Ausweg nahe, die Studenten in einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechtes zusammenzufassen, um die Nachteile 
der freiheitlichen Struktur des Vereins durch die Zwangs•• 
mitgliedschaft und straffe Ordnung des öffentlichen Rechts 
zu ersetzen. Daher sehen viele Studenten in der Körper-
schaft des öffentlichen Rechts eine adäquate Organisation. 
Denn sie gestattet eine sachgerechte Kontrolle der zur Ver-
fügung gestellten öffentlichen Mittel , sie fördert zugleich 
die Selbstformung des Studenten und führt jedem Mitglied 
die Gemeinschaftsverpflichtung, die ihm obliegt, Im prak-
tischen Beispiel vor Augen. 
Trotz dieser Vorzüge ist die körperschaftliche Verfassung 
des Studentenwerkes nicht als adäquate Lösung anzusehen. 
Da die Körperschaft ein zu einer juristischen Person des 
öffentlichen Rechts verfestigter Zusammenschluß Ihrer Mit-
glieder, d. h. der Studenten, Ist, die Studenten aber bereits 
in der Studentenschaft körperschaftlich als Glied der Hoch-
schule verfaßt sind, müßte diese Ordnung zu einer kuriosen 
Persönlichkeitssp_altung des Studenten führen. Als Essender 
und sonstig materiell Geförderter wäre er Mitglied der 
Körperschaft Studentenwerk und als lernender wäre 3r 
Mitglied der Studentenschaft - ein Ergebnis, über das nicht 
nur der Jurist erstaunt sein dürfte. Insbesondere aber wird 
die Gründung des Studentenwerks allein au f die Mitglied-
schaft der Studenten wesentlichen Strukturprinzipien eines 
solchen Betriebes nicht gerecht. Er Ist auf Dauer angelegt, 
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die Studentenschaft aber ist einer starken Fluktuation aus-
gesetzt; die Studentenschaft möchte die Mitwirkung ihrer 
Hochschullehrer nicht entbehren - nicht nur, weil sie ihren 
Rat und ihre Erfahrung fruchtbar machen möchte, sondern 
weil die Hochschule sachlogisch verantwortlicher Patron des 
Studentenwerkes ist. Freilich kann sie nur Patron, nicht 
selbst Träger einer Aufgabe sein, die zu Forschung und 
Lehre keine unmittelbare Beziehung und die Dimension des 
Studentenwerkes hat. 
Ausgliederung aus der Hochschulverwaltung ist daher 
ebenso notwendig wie die aus anderen Gründen selbst-
verständliche Ausgliederung aus der allgemeinen Staats-
verwaltung. Eine solche Ausgliederung eines Leistungs-
apparates oder - juristisch formuliert - eines Bestandes von 
sächlichen und persönlichen Verwaltungsmitteln, der einem 
besonderen öffentlichen Zweck dauernd zu dienen bestimmt 
ist, wird als Anstalt bezeichnet. Der Rechtsstaat hat die im 
Polizeistaat entwickelte Anstalt längst in Form genommen 
und ihre autoritären Züge weitgehend abgeschliffen. Daher 
umschreibt der Begriff der Anstalt nur einen allgemeinen 
organisatorischen Rahmen, der für sachbezogene und sach-
gerechte Ausgestaltung im einzelnen Raum läßt. Er gestattet 
auch, die Mitwirkung und Mitverantwortung der Studenten 
und der Hochschule zu erhalten, die dem körperschaftlichen 
Zusammenschluß der Studenten in seiner privaten Er-
scheinungsform als Verein und in seiner öffentlich-recht-
lichen Erscheinungsform als Körperschaft dem modernen 
Freiheitsverständnis gemäß erscheinen läßt. 
Ein Vergleich der Mitsprache- und Mitwirkungsrechte der 
Hochschule und der Studenten nach der vom Minister an-
gekündigten Satzung der Anstalt mit den Befugnissen, die 
für sie von der Vereinssatzung vorgesehen waren, zeigt, 
daß diese Rechte nicht verkürzt, sondern lediglich der 
Rechtssituation angeglichen worden sind. 
Diese Mitwirkung in einer staatlichen Anstalt ist auch rechts-
grundsätzlich nicht minderen Ranges; vielmehr ist die recht-
lich verdichtete Mitwirkung der sachlich Beteiligten an einer 
staatlichen Anstalt nur eine andere Ausformung der Selbst-
verwaltung. Auch diese - im Gegensatz zur körperschaft-
lichen Selbstverwaltung als »ehrenamtliche Selbstverwal-
tung« bezeichnete - Form der Mitwirkung beruht auf langer 
Tradition. Rudolf Gneist hatte im 19. Jahrhundert das Prin-
zip der ehrenamtlichen Wahrnehmung von Verwaltungs-
aufgaben aus dem englischen Vorbild, wie er es verstand, 
abgezogen und in der deutschen Verwaltung und Recht-
sprechung neu belebt und der »körperschaftlichen Selbst-
verwaltung«, vor allem der Gemeinde, zur Seite gestellt. 
Grundgedanke der von dem Kultusminister vorgeschlagenen 
Satzung ist die Verbindung dieser beiden Ordnungs-
prinzipien. Daß der Kultusminister sich die Rechtsaufsicht 
vorbehält, ist selbstverständlich; daß der Beschluß über 
den Wirtschaftsplan und" die Veräußerung und Belastung 
von Grundstücken seiner Sonderaufsicht unterliegt, ist 
Konsequenz der parlamentarischen Verantwortlichkeit des 
Ministers und daher ebenfalls unvermeidlich - übrigens eine 
Beschränkung, die sich die als Körperschaft verfaßte und 
vom Grundgesetz mit besonderem Schutz umkleidete Ge-
meinde ebenfalls gefallen lassen muß. 
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Das Studentenwerk wird in Zukunft eine Anstalt des Staates 
sein und in ihrer Organisationsform einer Entwicklung Rech-
nung tragen, die über den privatrechtlichen Verein und 
seine Zwecksetzung längst und weit hinausgeführt hat. 
Nach der vom Ministerium angekündigten Satzung - ein-
schließlich der zugesagten Änderungen - werden die 
Kräfte, die bei der Sozialbetreuung der Studenten zum 
Tragen kommen, in eine sinnvolle Verbindung gebracht: Der 
Staat beschränkt sich auf Rechts- und Sonderaufsicht und 
überläßt die praktische Durchführung der ihm obliegenden 
Aufgabe den unmittelbar Verantwortlichen und Beteiligten, 
der Hochschule und der Studentenschaft und gibt ihnen die 
Chance zu fruchtbarer Arbeit. Prof. Dr. Hans-Ulrich Evers 
Ehrenvoll? 
Hans-Christoph Seebohm, Dr.-lng., Dr.-lng. E. h., 
Dr. rer. nat. h. c., Sprecher der Sudetendeutschen 
Landsmannschaft, Bundesverkehrsminister (mit 
Abonnement), bis 1963 Präsident der Industrie-
und Handelskammer Braunschweig, Ehren-
senator der Technischen Hochschule Braun-
schweig sowie Präsident des Braunschweigischen 
Hochschulbundes a. D., ist am 16. Januar dieses 
Jahres über eine Satzungsänderung zum ersten 
Ehrenpräsidenten des Braunschweigischen Hoch-
schulbundes gemacht worden. Erinnern wir uns,· 
daß Seebohm mit seinen »Sudeten-Sonntags-
Predigten« die Bundesrepublik wiederholt in 
außenpolitische Schwierigkeiten brachte, trotz-
dem aber in seinen Ämtern blieb. Und erinnern 
wir uns auch an die Vorgänge in der Industrie-
und Handelskammer, derem ehemaligen Haupt-
geschäftsführer Dr. Hans Ballhausen die Staats-
anwaltschaft »Untreue in zwei Fällen, in einem 
Fall in Tateinheit mit Betrug« vorwirft und deren 
Präsident Seebohm zu dieser Zeit war. Es ist 
Aufgabe des Kammerpräsidenten, die Geschäfts-
führung zu beaufsichtigen und einen untadeligen 
Geschäftsablauf sicherzustellen. 
Ist sie im Fall Ball hausen untadelig und gewissen-
haft beaufsichtigt worden? 
Nun ist der zweimalige Präsident a. D. wieder 
Präsident geworden und diesmal sogar Ehren-
Präsident Frage nur: Wem gereicht das zur Ehre 
außer dem Bundesverkehrsminister selbst? 
Dem Braunschweigischen Hochschulbund, der 
Technischen Hochschule Braunschweig oder den 
Bürgern der Hochschulstadt? 
Wir meinen, niemand in Braunschweig! Die Hrsg. 
keineswegs mehr der Maßstab, nach dem man 
seine Handlungen oder Stellung bestimmen 
könnte. Auch das Naturrecht ist keineswegs so 
eindeutig, es läßt viele Deutungen zu. Bei einer 
Gesetzgebung - wie der längst überfälligen Straf-
rechtsreform - müßte jede Gruppe, jede Kirche 
unseres pluralistischen Staates zur Diskussion 
und zu eventuellen Abstrichen von ihren Forde-
rungen bereit sein. Der Staat darf sich nicht mit 
der Meinung einiger gegen andere identi-
fizieren. Es ist sehr schwierig, nach diesen 
Maximen praktische Handlungen auszurichten, 
jede konkrete Frage zeigt das neu. Aber ein Ge-
setz muß für alle Bürger zumutbar sein, und des-
halb müssen die Gruppen miteinander offen dis-
kutieren, um eine gemeinsame Haltung festzu-
legen, sie müssen auf einige ihrer Forderungen 
verzichten können. Im Bereich jeder Gruppe gibt 
es Möglichkeiten genug, das Leben nach den 
eigenen Prinzipien zu gestalten. Hier sah Pro-
fessor EIiwein das eigentliche Problem. Diese 
Diskussion in ehrlicher Offenheit findet in 
unserem lande nicht statt. Nicht nur die katho-
lische Kirche, wir alle mehr oder weniger, stehen 
in der Gefahr, die eigne Position nicht nur als die 
eigne, sondern als absolut hinzustellen, wir sind 
nicht bereit zugunsten anderer zu verzichten. 
Die anschließende Diskussion beschäftigte sich 
hauptsächlich und_ direkter mit dem Konkordat. 
EIiwein zeigte seine Ablehnung deutlich und ging 
auf einige Punkte genauer ein. 
Abschließend - nach manch polemischen Gag -
machte der Professor noch einmal den ganzen 
Ernst der Angelegenheit deutlich. Viele, die ge-
kommen waren, um zugkräftige Munition für ihre 
Ablehnung des Konkordats zu finden , wurden 
enttäuscht. Uns will aber scheinen, daß EIiwein 
gerade dadurch einen guten Beitrag leistete. Die 
bisherige Konkordatsdiskussion zeichnet sich 
aus durch Vereinfachung und unkontrollierte 
Antipathie gegen die katholische Kirche. Pau-
schale Proteste und Katholikenhaß sind aber 
nicht besser als die Haltung, die man den 
Konkordat schließenden Partnern glaubt vor-
werfen zu müssen. Nur Erkennen der sehr viel-
schichtigen Problematik und die ernsthafte 
Bereitschaft aller, eine Lösung zu suchen, wird 
einen Weg finden lassen, der allen zumutbar ist. 










Ein für unser Land einmaliges und faszinierendes Experiment hat sich aus den 
Anfängen herausentwickelt. Ganz in der Nähe unserer historisch gewachsenen, 
im Krieg zet7störten Stadt entstehen neue Großstädte: Wolfsburg und Salzgitter. 
Nach 20Jahren planender und aufbauender Arbeit ist es Zeit, den Stadtkomplex 
näher zu untersuchen und die Ergebnisse zu beurteilen. 
Großraumplanung, die das Gebiet zwischen Harz und Heide umfaßt, hat es bisher 
nicht gegeben. Seit drei Jahren ist ein Gutachter der TH, merkwürdigerweise ein 
Wasserwirtschaftler, tätig. Wird große Planung überhaupt noch zu verwirklichen 
sein? Nach 20 Jahren planlosen Aufbaus sind viele Entscheidungen getroffen, 
die uns skeptisch machen. 
Betrachten wir aber die Städte und fragen: Sind gute städtebauliche Lösungen, 
den besonderen und einmaligen Voraussetzungen entsprechend, gefunden und 
verwirklicht? Erfüllen sie die Bedürfnisse der Bürger? Sind die Städte attraktive 
Mittelpunkte geworden? In welchem Maße und mit welchem Erfolg sind für die 
Städte gemeinsame Aufgaben gesehen und gelöst? 
Schwerwiegende Fragen. Wer sollte sie beantworten. Die Städtebauer selbst? 
Wir forderten Bürger auf, die in diesen drei Städten leben und an ihrem Schicksal 
Ant~il nehmen. Es sind subjektive Beurteilungen entstanden, in dem Umfang, 







Über 213 qkm - etwa die Größe des Stadtgebietes Kölns -
verte ilt, liegen die 28 Gemeinden, aus denen sich 1942 die 
Stadt gründete. Es gehören international bedeutende Indu-
striewerke hinzu, wie deren Verarbeiter. Das Stadtgebiet 
gibt dank seiner geographischen Lage ein reizvolles Bild 
ab. Im Nordosten, neben dem Okertal leicht ansteigend, eine 
Ebene, die sich 20 km hin erstreckt, im Süden durch Aus-
läufer des Harzes begrenzt, im Osten Ebene mit Blick auf 
den Harz, im Westen der Blick offen. Das Land steigt von 
80 bis 270 m über NN an , in der Mitte der Ebene der größte 
Komplex, alles überragend, nicht zu übersehen, sei es durch 
die Bauwerke, sei es durch die Rauchglocke, die Werke der 
Salzg itte r AG . Von 116000 Menschen, die Bürger der Stadt 
sind, arbeiten allein rund 20 000 hier. Der Komplex ist alt 
in dieser jungen Stadt, 1937 als Erstes in die Landschaft 
gestellt. Man kommt nicht daran vorbei. Die ehemaligen 
Dörfer, d ie heutigen Stadtteile überwiegend, kilometerweit 
durch Felder voneinander getrennt, liegen weit um das 
Werk herum. Geduckt, möchte man sagen. Das liegt an ihrer 
Iso lierung durch das sie umgebende Land, es liegt an ihrem 
dörflichen Charakter. 
Stadtplanung in Salzgitter ist eine Aufgabe, die eine große 
Konzeption und viel Tatkraft erfordert und Möglichkeiten 
zuläßt, die jeden modernen Stadtplaner faszinieren müßten. 
Das selbst dann, wenn eine Hypothek in Form ursprüng-
licher Dorfgemeinschaften und damit verbunden enger Ge-
sichtskreis , sowie eine vorenthaltene kommunale Erstaus-
stattung aufliegt. 
Dem Betrachter bietet sich heute folgendes Bild: Auf den 
Zufah rtstraßen zur Stadt große Stadtpläne, die ihn darauf 
hinweisen, daß er in eine Großstadt kommt ; Orts- und Hin-
weisschilder, schwarz auf gelbem Grund den Ortsnamen 
zeigend mit dem Vorsatz Salzgitter. Normalerweise wird in 
Deutschland auf Ortsteile durch Schilder, schwarze Schrift 
auf weißem Grund, verwiesen. Die Nichtzusammengehörig-
keit, durch Felder und Wiesen schon betont, so noch einmal 
unterstrichen, sich scharf ins Unterbewußtsein eingrabend. 
Dann zwei Kleinstädte , Lebenstedt (46 000 Einwohner), Salz-
gitter-Bad (25 000 Einwohner) . Eigentlich müßte er zwei 
weitere entdecken, von der Bürgerschar her zu urteilen, mit 
1 O 000 und 9000 Einwohnern könnte das so sein , doch sind 
es dörfliche Ortsteile geblieben wie die Mehrzahl. Ab und 
zu vermischen sich die Dörfer mit Industriebauten, dann 
dominieren Schornsteine, Fördertürme. Ferner fallen auf : 
Neubaugebiete, meistenteils Siedlungen : Einfamilien-, 
Reihenhäuser ihr Hauptbestandteil. Die Häuser formal wie 
eh und je , kaum ein Beispiel zeitgemäßer Lösung und alle,; 
gedrängt. Dreißig Jahre später werden auch breitere Be-
völkerungsschichten erkennen , daß die Planung den zu be-
mängelnden Äquivalenten vergangener Zeiten entspricht. 
Dieser Zustand aber nicht etwa nur in den kleinen Orts-
teilen, nein, auch im Verwaltungszentrum Lebenstedt, neben 
einem akzeptablen Rathausareal gleich wieder eintönig 
gereihte Häuserzeilen, gewissermaßen eine Erweiterung der 
uniform »gestalteten« Wohnblocks aus den dreißiger Jahren , 
die gegenüber stehen. Das alles an der Repräsentativstraße 
der Stadt. Die Fortsetzung der Eintönigkeit, besser des 
Ärgernisses, erreicht viele weitere Höhepunkte, der Be-
trachter kann sich an den wenigen Akzenten: Hochhäuser, 
Häusersäulen, nicht erholen; es sind Beispiele dafür, daß 
das Verhältnis umgekehrt sein müßte. Kinderspielplätze 
sind zu wenig , den vorhandenen fehlt oft die Großzügigkeit, 
hier würden ein oder zwei höhere Gebäude jeweils Platz 
schaffen . Notwendigen Platz für alle Kinder, selbst wenn 
sie in Reihen- und Einfamilienhäuser wohnen. Denn irgend-
wann in ihrer Entwicklung brauchen auch sie einen größeren 
Tummelplatz. Stadteigene Sportplätze, die zentral liegen. 
gibt es inzwischen in einigen deutschen Städten, der Zutritt 
ist frei und jedem möglich. Das sollte in Salzgitter ins Auge 
gefaßt werden. Park- und Grünanlagen, die beispielsweise 
in Lebenstedt geschickt eingefügt wurden, reichen zur Ent-
spannung nicht aus. 
Nun, noch steht genügend Land zur Verfügung um 
städtische Akzente zu setzen, das gilt es zu nutzen. Die für 
eine Kleinstadt großzügige City in Lebenstedt ist für eine 
Großstadt nicht ausreichend. Hierwi·rd man gut daran tun, mit 
dem Raum sparsam umzugehen und Hochhäuser zu bauen . 
An anderen Stellen der Stadt sollte man ähnliche Mittel-
punkte dazugesellen. Das sol l nicht heißen, weitere Ver-
waltungsgebäude hochzuziehen , das können Kulturinstitute, 
Geschäfte, Sportstätten in wechselnder Kombination sein. 
Es muß nicht in jedem größeren Ortsteil ein Hallenschwimm-
bad stehen, es muß nicht immer im größten Ortsteil ein für 
den Gesamtbedarf notwendiges Bauwerk entstehen, das 
wird in einem anderen Stadtteil besser stehen, wenn diese 
Stadt ein Ganzes werden so ll. Und eine andere Grund-
konzeption kann nicht zur Debatte stehen, denn dann hätte 
gleich ein Landkreis mit einer Kreisstadt gegründet werden 
können. Stadtplanung darf nicht nur einen Schwerpunkt 
haben. E's muß beizeiten für eine sinnvolle Integration 
gesorgt werden. Das kann nicht schnell genug geschehen, 
da sich das Festigen einer Kreisstadtmentalität bei Bevor-
teilten wie Benachteiligten schon drohend abzeichnet. Ein 
wünschenswerter Bürgersinn wird auf diesem Wege nicht 
gefördert. 
Zu der notwendigen Integration gehört eine sinnvolle Ver-
kehrsplanung. Kürzeste Verbindungen zwischen den Stadt-
teilen sind anzustreben , besonders aber zum Verwaltungs-
zentrum. Wobei man in diesem großflächigen Stadtgebiet 
auch Straßenführungen, die nur um einen Kilometer länger 
als notwendig, konsequent vermeidet. Zwei Beispiele: Die 
Verbindung des geplanten Neubaugebietes Heerte- Barum 
mit Lebenstedt sollte westlich der Ortsteile vorbeigeführt 
werden. Die Überlegung, die Straße neben der Fuhse ent-
langzulegen um hinter der Bahnunterführung auf die fertig -
zustellende Verbindung Gebhardshagen - Hallendorf zu 
stoßen ist auf Grund der eingangs geführten Begründung 
tunlichst fallen zu lassen. Ebenso sollte man eine direkte 
Verbindung Lesse- Lebenstedt planen. Die malerische 
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Straßenführung über Reppner mit seiner engen Ortsdurchfahrt 
braucht deshalb nicht aufgegeben werden. Den öffentlichen 
Verkehrsmitteln mit einer vernünftigen Tarifgestaltung ist 
, dabei Aufmerksamkeit zu widmen. Auch sollte natürlich an 
Parkmöglichkeiten gedacht werden. Bei den jetzigen 
Größenordnungen ist das kein Problem. Eines Tages aber 
sind die breiten Straßen vollständig von fließendem Verkehr 
in Anspruch genommen; Voraussicht ist angebracht, noch 
ist Platz verfügbar, er sollte beizeiten reserviert werden . 
Viele Anregungen dieser und anderer Art ließen sich noch 
finden , doch bleibt zu hoffen, daß in dem noch zu erstellen-
den Generalverkehrsplan gute Vorschläge gemacht und 
auch ausgeführt werden . 
Also bleibt Salzgitter die Aufgabe weiterhin eine Großstadt 
zu planen und zu bauen . Dazu gehört eine Stadthalle, ein 
Schauspielhaus, moderne Schulen. Die Absicht zurück-
liegender Jahre, einer bedeutenden Lehranstalt oder 
Forschungsinstituten Raum zu geben, ist immer noch richtig . 
Spätestens hier sei an Großraumplanung für Wolfsburg , 
Braunschweig, Salzgitter erinnert. Gerade auf diesem 
Sektor böten sich Koordinierungsmöglichkeiten. 
Großstadt Salzgitter! - Dazu ist nun auch schon Besinnung 
zu fordern , Fehler zu bedenken , und Abkehr von einer Kon-
zeption zu finden, die sich in dem Slogan »Der dörfliche 





Bei Berichten in der örtlichen Presse und in Ausstellungen 
über die Braunschweiger Stadtplanung fällt auf, daß d ie 
Verkehrsplanung und die großen Neubaugebiete am Stadt-
rand wie Süd- und Weststadt die Schwerpunkte bei der 
Neugestaltung Braunschweigs sind. 
Diese Planungen können weitgehend isoliert behandelt 
werden. Sie sind in sich überschaubar und stellen ein-
deutige Anforderungen an den Städtebauer. Sie sind daher 
verhältnismäßig unkompliziert. Es sind auch dankbare Auf-
gaben, weil es sowohl in der Verkehrsplanung als auch 
beim Bau von großen Wohngebieten vor allem um die Be-
wältigung von Quantitäten geht. 
Leider aber hört man nur sehr wenig über die Neugestal-
tung der Innenstadt. Diese Aufgabe ist weit schwieriger. 
Eine gewachsene Stadtstruktur ist den modernen Bedürf-
nissen anzupassen , wobei ein geschlossenes Ganzes ent-
stehen soll. Hier greifen die verschiedenen städtebaulichen 
Forderungen sehr eng ineinander. Das Primat einer Hilfs-
disziplin wie Verkehrs- oder Wirtsch aftsplanung oder Denk-
malspflege kann zu keiner befriedigenden Lösung führen. 
Hier gilt es , ein übergeordnetes Konzept zu finden, daß es 
erlaubt, die unterschiedlichen Forderungen zu integrieren. 
Die Stadt muß Gestalt haben. 
Betrachtet man daraufhin Gebautes und Geplantes in der 
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Braunschweiger Innenstadt, ist viel Unbefriedigendes fest-
zustellen. Hier seien einige Punkte herausgegriffen: 
Zunächst fallen Kleinigkeiten auf. Es gibt keine gestalteten 
Unterstände an den Haltestellen von Bus und Straßenbahn 
und ebenso wenig ordentliche Verkaufskioske. Auf beides 
nimmt die Stadtplanung z. B. in Hannover mit großem Erfolg 
Einfluß. Schon solche Banalitäten bestimmen oft wesentlich 
das Stadtbild . 
Entscheidend aber wirkt sich die Verkehrsplanung aus. 
Neuerbaute Straßenzüge geben Einblicke in abbruchreife 
Hinterhöfe. Der Großzügigkeit der Verkehrsanlagen sollte 
auch die Bebauung entsprechen. Am neuen Bahnhof ist 
zwar eine Synthese zwischen beiden gelungen; nur sind 
Platz und Gebäude maßstabslos. Die weiträumige Straßen-
führung ermöglicht einen verhältnismäßig zügigen Auto-
verkeh r, der Fußgänger aber fühlt sich als lästiges Übel 
behandelt. Selbst das Umsteigen vom Bus zur Straßen-
bahn wird zu einem Abenteuer. Fußgänger und Autofahrer 
gleichermaßen haben unter dem Allheilmittel Ampel zu 
leiden. In den Spitzenverkehrszeiten sind die Ampeln eine 
Hilfe, aber in den Abendstunden und sonntags regeln sie 
nicht vorhandenen Verkehr ; sie treiben Selbstbefriedigung. 
Wie Krebsgeschwüre breiten sich die Parkplätze aus. Doch 
sieht die Planung schon Abhilfe vor. An den Kerntangenten 
sind Abstellplätze für 11 000 Fahrzeuge vorgesehen , teils im 
Freien, teils in Parkhäusern. Dafür gibt es gute Gründe. Der 
wichtigste ist, daß Braunschweig als Einkaufsstadt gegen-
über den Konkurrenzstädten Wolfsburg und Salzgitter an-
ziehend bleiben muß und den Käufer von außerhalb daher 
nicht durch lange Parkplatzsuche verstimmen darf. Die Ge-
staltung der Parkplätze überzeugt aber leider nicht. Zu-
nächst scheint es, als ob der Zufall Bombenteppich in der 
Planung Blechteppich verewigt werden soll . (Ist eine auf 
diese Weise gestaltete Freifläche der angemessene Rahmen 
für das wiederaufzubauende Neustadtrathaus?) Wie ein 
wohnliches Haus nicht durch seine Abstellräume geprägt 
wird, sollte auch eine Stadt nicht die Parkbauten - wie am 
Schloßpark (Karrenführerplatz) geplant - besonders zur 
Schau stellen. Parkflächen könnten besser in andere Bauten 
integriert werden. Sie dürften nicht besonders wertvo !!e 
Grundstücke einnehmen, auf die Wohnungen, Geschäfte oder 
Büros gebaut werden so llten, sondern sie könnten z. B. in 
zwei Geschossen den Untergrund dazu bilden. über den 
Abstellplätzen entstünde dann eine Ebene, die dem Fuß-
gänger vorbehalten ist und auf der die eigentlichen Ge-
bäude errichtet würden . Das bringt zwar Verflechtungen 
zwischen privatem und öffentlichem Eigentum, ist aber zu 
lösen , da beide Parteien ein Interesse daran haben. Die 
Verwirklichung solcher Pläne ist nicht billig , aber sehr wirt-
schaftlich, da die Grundstücke auf diese Weise Park-
gebühren und Miete einbringen. Durch eine angehobene 
Fußgängerebene könnten sehr gut die heute und in Zu-
kunft noch stärker trennenden »Straßengräben«, die Ke rn-
tangenten , überbrückt werden. Das bietet sich besonders an 
der Langen Straße, der Güldenstraße und am Schloßpark an. 
In der Innenstadt fallen noch immer die Trümmerflächen 
und Baulücken auf. Stellenweise wurden sie dank Plakat-
werbung in Potemkinsche Fassaden verwandelt. Weshalb 
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wurden hier nicht schon längst Wohnungen gebaut? Weil 
die Grundstücke zu teuer sind? Das ist kein Grund. In 
Kerngebieten dürfen doppelt soviel Wohnungen pro ha ge-
baut werden wie in einem reinen Wohngebiet. Dadurch kann 
der Anteil des Grundstückspreises pro Wohnung verhältnis-
mäßig niedrig werden. Wenn vom Typenhaus und starren 
Vorschriften abgewichen wird , ist es möglich , auch in der 
City ruhige, hygienische Wohnungen zu bauen , die ein in-
dividuelles Wohnen gestatten. Das kann durch Ideenreich-
tum und Beweglichkeit in der Planung erreicht werden . In 
Braunschweig sucht man vergebens noch solchen Woh-
nungen. 
Ein Stolz der Stadt sind die die Stadtinsel umfassenden 
Parkanlagen an der Oker. Hier ist es gelungen, Braun-
schweig durch eine Aktivierung der Topographie eine unver-
wechselbare und anziehende Seite zu geben. Dieser schon 
von Peter Josef Krahe eingeschlagene Weg sollte konse-
quent weiterverfolgt werden. Leider verstößt dagegen, daß die 
Oker am alten Bahnhof unter riesigen Verkehrsanlagen ver-
schwinden soll. Mit ein wenig Einfühlungsvermögen könnte 
man eine angemessenere Lösung finden . In Krahes Planung 
der Wal/anlagen war auch der Neustadtmühlengraben ein-
geschlossen. Inzwischen scheint er vergessen worden zu 
sein. Stellenweise ist er Schmutzwassersiel und Abfall -
grube. Man sollte sich auch deshalb seiner entsinnen, weil 
er im Westen die Innenstadt abschließt. Diese überkommene 
Grenze könnte im Stadtbild dadurch sichtbar gemacht wer-
den, daß sie von einer geschlossenen Bebauung begleitet 
wird. Die geplante Parkfläche mit Parkhaus zwischen dem 
Graben und der Güldenstraße aber zerreißt die Stadt an 
einer empfindlichen Stelle. 
Der historische Charakter Braunschweigs muß in der Um-
gestaltung der Stadt erhalten bleiben. Er ist es, der Braun • 
schweig gegenüber den Nachbarstädten Wolfsburg und 
Salzgitter auszeichnet und der den Fremdenverkehr und 
die Käufer aus der weiteren Umgebung anzieht. Er ist also 
auch ein wesentlicher Wirtschaftsfaktor. Der historische 
Charakter zeigt sich vor allem in den mittelalterlichen Bau-
denkmälern, und es kommt daher darauf an, in welchem 
Rahmen sich diese Bauten präsentieren. Sehr gut ist die 
Gestaltung der Traditionsinseln Burgplatz und Altstadt-
markt gelungen. Leider kann man das von den Räumen 
um die anderen Kirchen nicht sagen. Als ein Kleinod mittel-
alterlicher Stadtbaukunst wurde z. B. die Situation bei 
St. Andreas mit der Alten Waage besungen . Diese Raum-
folge könnte wiedergeschaffen werden . In der Neuplanung 
wurde der Platz aber unbegreiflicherweise als Parkfläche 
ausgewiesen. Schlimmer noch steht es um die Katharinen-
kirche und den Hagenmarkt. Über die Diskussion, ob das 
dort geplante Hochhaus mit neun oder sieben Geschossen 
die Kirche mehr oder weniger beeinträchtigte, hat man ver-
gessen, daß bereits die Verkehrsplanung St. Katharinen zu 
einem Verkehrshindernis degradiert und daß es einen 
Hagenmarkt gar nicht mehr geben wird . Ein paar Verkeh rs-
inseln sollen den alten Namen aufrecht halten . Um St.Ägidien 
und um St. Magni ist die Situation glücklicher. Diese beiden 
alten Kerne werden vom Durchgangsverkehr lediglich um-
flutet. Es besteht daher die Chance, durch maßstabs-
gerechte Umbauung eine geschlossene Gestalt wieder neu 
zu schaffen . Die Planung aber läßt nur bescheidene Ansätza 
dazu erkennen. Sie bleibt in Details stecken und läßt eine 
große Konzeption vermissen. 
Die Anziehungskraft Braunschweigs liegt außerdem auch 
darin, daß die Stadt das Kulturzentrum des Harz-Heide-
Raumes ist. Wenn diese Stellung erhalten bleiben soll , 
kommt dem gerade jetzt viel diskutierten Neubau eines 
Kleinen Hauses für das Theater eine erstrangige Bedeutung 
zu. Wolfsburg schickt sich an, auch hier - wie seinerzeit durch 
den Bau einer Stadthalle - Braunschweig zu überflügeln. 
Dort läuft augenblicklich ein Architektenwettbewerb unter 
internationaler Beteiligung für den Bau eines Theaters. 
Natürlich bringt die städtebauliche Situation Braunschweigs 
mit dem reichen Schatz an Baudenkmälern außergewöhn-
liche Schwierigkeiten für die Planung. Andererseits aber 
hätte daraus ein besonderer unverwechselbarer Stadt-
charakter geschaffen werden können. Das Ergebnis zeigt 
jedoch in weiten Teilen eine erschreckende Gestaltlosigkeit 
im Stadtinnern, eine Gestaltlosigkeit in Verkehrsplanung, 
Freiräumen und Bauten. 
Wie könnte man der Stadtplanung helfen , jetzt noch das 
beste zu erreichen? Dazu drei Vorschläge : 
1. Die Öffentlichkeit sollte weit mehr als bisher für die 
städtebaulichen Fragen interessiert werden , damit nicht mit 
ihr um eine in die Zukunft weisende Neugestaltung der 
Stadt gekämpft werden muß, sondern damit sie mit der 
Planung möglichst an einem Strang zieht. Auch der kleine 
Geschäftsmann muß erkennen können, daß die Neuord-
nung eines Bereiches ein höchst anziehender Wirtschafts-
faktor werden kann. Und die örtlichen Tageszeitungen 
sollten nicht nur das nacherzählen, was ihnen von der Stadt-
planung vorerzählt wird , sondern dazu kritisch Stellung 
nehmen. 
2. Es sollten an freischa:ffende Architekten Planungsauf-
träge zur Ausarbeitung von Gutachten für kleine Stadtbe-
reiche vergeben werden . Das liegt auch von daher nahe, weil 
Stadtbaurat Honorarprofessor Schütte in erster Linie Ver-
kehrsplaner ist und daher die Unterstützung der Städte -
bauer braucht. Außerdem könnten städtebauliche Ideenwett-
bewerbe ausgeschrieben werden . 
3. Die Stadtplanung sollte stärker als bisher die Architek-
turabteilung an der Technischen Hochschule an ihren Auf-
gaben beteiligen. Die vielfältigen Anregungen und Ideen, die 
sich immer wieder in Studienarbeiten über Braunschweig 
zeigen, müssen der Stadt zugute kommen. Es sollte üblich 
werden, daß der Planungsausschuß der Stadt sich regel-
mäßig über die Arbeiten der Studenten auf diesem Gebiet 
in der TH informiert. Garsten Zill ich 
Verkehrsplanung - Grundlage des Wiederaufbaues der Stadt 
Braunschweig 
Zu diesem Thema sprach am 13. Mai 1965 auf Einladung 
des Vereins Deutscher Ingenieure Braunschweigs Stadt• 
baurat, Honorarp,rofessor Willi Schütte. 
Obwohl unser Beitrag vor und unabhängig von diesem Vor-
trag geschrieben wurde, fassen wir ihn nacht räglich als 





Der Besitzer jenes legendären Spazierstocks, der in den 
dreißiger Jahren als fliegende Geometerlatte aus dem Flug-
zeug über den Gemarkungen des Reichsgrafen v. d. Schulen-
burg abgeworfen wurde , um wie weiland Wotan Speere 
schleudernd Land in Besitz zu nehmen, wußte, daß er da-
mit ein für unser Land noch nie begonnenes Experiment 
einleitete. Dreißig Jahre danach ist es Zeit, einmal die 
Folgen zu bedenken und im Erleben nachzumessen, was 
beim Werden einer Stadt vorauszuplanen ist und was sich 
entzieht, eigenen Gesetzen gehorchend. Muß man sich doch 
gerade angesichts des so unvollkommenen Mühens rings-
umher im lande, wo es galt zerstörte Städte wiederaufzu-
bauen, fragen, ob sich hier alle der Pflicht zum Besonderen 
bewußt waren , das allein in der Chance begründet war, hier 
aus wilder Wurzel planen und bauen zu können. Hier kannte 
man keine Enteignungsverhandlungen mit zählebigen alten 
Damen oder gerissenen Advokaten als Mandanten einer 
im Ausland lebenden Erbengemeinschaft, um sich in Besitz 
eines Schlüsselgrundstücks zu bringen, das den Weg frei 
machte für eine neue Umgehungsstraße. Wolfsburgs Nach-
barn Braunschweig oder Hannover könnten mit solchen Ge-
schichten Archive füllen. Salzgitter aber stand vor dem un-
lösbaren Problem aus einem Dörferkonglomerat Stadt zu 
werden . Die Zuschneider für Wolfsburgs Maßanzug hatten 
dagegen einen ungeteilten Ballen Rohstoff in Form stadt-
eigener Landmasse zur Verfügung. Das Ergebnis muß 
darum auch mit besonderer Elle gemessen werden! 
Bei der Wahl des Standortes für die neue Autostadt waltete 
die Vernunft rein fachlicher Überlegung. Die Wasserstraße 
zwischen Ruhr und Elbe, die Bahnlinie Köln - Leipzig, die 
zentrale Lage im Herzen des damaligen größeren Reiches. 
nicht zuletzt aber der Umstand, eine ausreichende Land-
masse im Besitz Wenige,r vorzufinden, gaben den Ausschlag . 
Peter Koller, erster Stadtplaner und später wieder Stadt-
baurat, jetzt Professor in Berlin, hatte sein Fach gelernt. 
Mit List und gelegentlichen Drohungen mußte der Bau der 
künftigen Autostadt oftmals ertrotzt werden, damals schon 
im Kampf gegen die gleiche Bürokratie des Heidestädtchens, 
Sitz der Aufsichtsinstanz, die ihre Augen weit aufriß, wenn 
die Bauanträge für diese künftige Großstadt einmal höher 
hinaus wollten, als es der Blick auf die Salzhäuser zuließ. 
Kriegsbeginn und Bewirtschaftung lassen das, was damals 
noch entstand als ein Wunder erscheinen. Einige tausend 
Wohnungen, an überdimensionierten Prachtstraßen gelegen, 
auf denen sich wenige Kübelwagen , sonst aber meist Hasen 
und Fasanen tummelten, künden heute vom Zeitgeschmack. 
Biedermeier mit Eichenlaub und Schwertern , nannte es 
Carlo Schmidt einmal treffend . Auch Braunschweig beher-
bergt ja solche Zeugen, klassizistische Rabitzkultur. 
Die erste Kollerplanung sah, bei einer Größenordnung von 
100 000 Menschen, riesige Aufmarschplätze und Thingstätten 
vor, Ausdruck der Gigantomanie und des Theaterpomp. 
Aber auch der Zeit weit vorausweisende Umgehungsstraßen, 
Gegensätze damals, wie heute, Schizophrenie, wie der ganze 
Versuch, das was in Generationen wachsen muß, städtisches 
Leben, im Zeitraffertempo vollziehen zu wollen. Die Stunde 
Null, das Morgenthauzeitalter, machte dieses krise!l-
anfälligste Gebilde, das als Monokultur je geplant wurde, zu 
einer Geisterstadt. Jetzt wurde sichtbar, wie jede Ader 
städtischer Gehirne in ihrem Handeln und Planen abhängig 
ist von der Pulswelle des Autowerkes, seinen Produktions-
zahlen und Marktchancen, den Ideen seiner Manager, ja 
sch ließ li ch auch ihres Goodwill der Stadt gegenüber. Plan-
zahlen der Stadt sind nämlich seit jeher in fester Relation 
zu jeweiligem Stand und Entwicklung der Werksbelegschaft 
und wenn, wie es geschah, Heinz Nordholf öffentlich vor 
dem Wasserkopf warnte, der in den Gehirnen ehrgeiziger 
Stadtbeamten spuke, um sich dann, durch die Marktlage 
getrieben, stillschweigend zu widerrufen, um noch weitere 
10000 Menschen in das große Werk zu holen, kennt man 
Freud und Leid derer, die für Wolfsburg planen sollen. 
Ewiges Excuse für das Unvollkommene. Denn es ist nicht 
gleichgültig, ob die citynahe Zone für 25 000 oder 100 000 
Menschen verplant werden soll, Kleinsiedlungen in be-
quemer Fußgängernähe vom Rathaus entfernt heute schon 
Anachronismus und stark planierraupengefährdet, sind so 
erklärbar! 
Ob jener Trabant freilich, stürmisch auf die 90 000 zueilend , 
jemals eine City haben wird, in der sich die Bewohner der 
umliegenden Schlaftrabanten die Augen blank sehen 
können am pulsierenden Leben, wo sich Kaufklima ent-
wickelt, das die erfindungsreichen Soziologen, die Witz-
und Wortspieljäger unserer Zeit, mit dem Reiben im Bienen-
stock vergleichen, das notwendig sei, um die Abendkassen 
heller klingen zu lassen, wird abhängen vom Mut der Ver-
antwortl ichen, rechtzeitig die Ramme und Planierraupe an-
zusetzen, um all die Gründerherrlichkeit an der Porsche-
straße, einziger Magistrale, wieder zu neuem Baustoff zer-
fallen zu lassen. Wolfsburgs Kernstück besteht aus schmal-
brüstigen 2-3sföckigen Gebäuden, die einzig mögliche Arit-
wort der ausgebluteten Geschäftswelt der 40er Jahre auf 
das großzügige Grundstücksangebot der Stadtautoritäten . 
Sozialfassade, die nur nachts, darin der Reeperbahn gleich, 
zu glühendem Leuchten erwacht und Großstadt vortäuscht. 
Hier liegt bereits eine schmerzlich spürbare Grenze allen 
planerischen Grübelns, den richtigen Partner zu finden , der 
an Stelle der Modellfähnchen die Realität treten läßt. Auch 
Kaufhäuser, Shoppingcenter und Versandgeschäfte ließen 
sich erst nach Wolfsburg locken, als deren Entwicklung zur 
Mittelstadt erkennbar war, repräsentative Geschäfte, Hotels 
warten weiter, bis Wolfsburg Großstadt geworden ist. Dann 
aber sind alle guten Geschäftslagen verplant, und bebaut. 
Die Gesetze des Marktes, die aus einer Promenadenstraße 
mit Reitweg einen Kurfürstendamm werden ließen, machen 
auch in Wolfsburg nicht halt. Wo b lieben aber bisher die 
Gastronomen, Cafetiers oder gar Nightclubmanager, d ie 
bereit waren , einen Beitrag zum geselligen Leben dieser 
Stadt zu liefern? Was wurde aus Wolfsburgs Ratskeller, 
funkelnagelneu eingerichtet, als es nicht gelang, einen Wi rt 
zu finden , der ihm Leben einhauchte? Wolfsburgs Stadt-
väter mußten mehr als einmal erkennen, daß man für Geld 
nicht alles kaufen kann . Wolfsburgs jeunesse dore fährt vor-
läufig mit dem Karmann oder dem gebrauchten Porsche 
nach Klein Ahnebeck, um dort den »Blizzards« zu lauschen. 
Ironisches Paradoxon gegenüber einer Stadt, die einen 
Arvo Aalto holte, um ihrer Jugend ein elegantes Freizeit-
heim zu bauen. Muß man die Öde noch beschreiben, die 
nachts diese Stadt überfällt, wenn an Wochentagen das 
letzte Kino seine Pfo rten schloß? Wie mag es da erst in 
Lebenstedt aussehen? Grenzen des Planens werden er-
kennbar. Wen wundert es, daß Wolfsburgs Jugend nach 
Schulschluß nach Berlin , Hamburg oder ins Ausland strebt, 
oder ein großer Teil der sogenannten Pendler vom lande 
nicht nach Wolfsburg ziehen will .. . Es lebe der Kleinstadt-
stammtisch, es lebe die zum Schwofen umgebaute Tenne ! 
Ist die neue Stadt Wolfsburg, bedeutende Neugründurig 
unseres Jahrhunderts, Jagdgefilde der Soziologen für noch 
lange Zeit, nun auch eine moderne Stadt? Diese Frage 
untersuchen, heißt bereits sie verneinen . Läge es nicht 
nahe, daß gerade hier, am Schauplatz modernster indu-
strieller Rationalisierung, neue Baumethoden erprobt, im 
übrigen Europa längst verwirklicht, neue Baustoffe, Fertig-
teile, neue Wohnformen, Schulsysteme, Formen politischer 
Gestaltung , versucht würden? Gewiß, es gibt Ansätze , aber 
im übrigen träumt man auch hier den satten Biedermeier-
sch laf, der rings im lande herrscht, man schätzt das Be-
währte. Dabei ist Wolfsburgs Bevölkerung vorurteilslos, 
man kennt die Welt, es gibt Ansätze zur klassenlosen Ge-
sellschaft, die hier gut demokratisch verwirklicht wurde. So 
zeugt Wolfsburgs sozialer Wohnungsbau, ohnehin kein 
Turnplatz für Ideen und Stilübungen , von gutem Mittelmaß, 
von Baugebiet zu Baugebiet, wurd en Fortschritte wieder 
von Rückschlägen abgelöst, was Ästhetik und Konzeption 
angeht. Im neuen Paradestadtteil Detmerode wird es dem 
neuen ehrgeizigen Stadtbaurat erstmalig gelingen, mehrers 
tausend Wohnungen unter ein einheitliches Flachdach zu 
bringen. Stadtbaurat in Wolfsburg sein , heißt wissen, was 
gut ist und Dirigent zu sein , die Bauträger, oftmals macht-
volle Interessengruppen, zu einer Konzeption zu überreden, 
damit die eine Hand weiß , was die andere tut. Aber aucl1 
dort in Detmerode wird etwas vom Wandel der Auffassung 
über Städtebau abzulesen se in , der einer Mode gleich, von 
der Auflockerung um jeden Preis zur Verd ichtung zurück 
kehren will , nachdem die Suburbit is in vielen Ländern zu r 
Genüge als psychiatri sches Problem studiert werden 
konnte. Wo im ersten Bauabschnitt um Schulen, Einkauf-
zentrum , Kirch en Verdi chtung sei n sollte, weidet das Auge 
grüne Flächen ab, die letzten Bauabschnitte werden den 
nun etwas krampfigen Versuch zeigen, um jeden Preis zu 
verdichten. Der ganze Stadtaufbau, ewig getr ieben von der 
pol itischen Pression tausender Wohnungssuchender, auch 
das nicht Medium bester Bauquali tät. Dennoch bietet Wol fs-
burg Trost, sieht man aus dem D-Zugfenster In unserem 
lande, was vertan wurde angesichts der Chance, neu auf-
zubauen. Forts tzung Solto 42, Spalte 1 
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Ohne Zweifel gehört es zu den bedeutendsten 
Ereignissen des kulturellen Lebens Braun-
schweigs der letzten Jahre, als im Mai das 
graphische Gesamtwerk Hans Hartungs im 
Städtischen Museum gezeigt wurde. 
Rolf Schmücking hatte die Idee und organisierte 
die Ausstellung mit Dr. Bert Bilzer und Dr. Rolf 
Hagen. Als erstes umfassendes Werkverzeichnis 
der Graphik Hartungs verlegte er in seiner 
Galerie den Katalog , der Museen, Sammlern und 
Freunden des Künstlers wichtige Unterlage sein 
wi rd. Die abgebildeten Blätter, Lithographien 
und Radierungen-Gravuren, wie Hartung sagt -
sind fast ausnahmslos nach 1945 entstanden. 
1 ' \ 
Ausstellungen 
Kunstverein Braunschweig, Salve Hospes 
26. September bis 7. November 1965 
Alexej Jawlensky, Gemälde und Zeichnungen 
21 . November 1965 bis 2. Januar 1966 
Weltausstellung der Fotographie 
Galerie Schmücking Braunschweig, Salve Hospes 
Folgende Ausstellungen sind in Vorbereitung 
Antonio Zoran Music 
Jonny Friedländer 
HAP Grieshaber 
Außerdem zwei junge, unbekannte Künstler 
Städtisches Museum Braunschweig 
30. Mai bis 27. Juni 1965 
Mein Steckenpferd am Feierabend 
Mai bis Juni 1965 
Hedwig Hornburg, Aquarelle und Zeichnungen 
August bis September 1965 
Günter Ferdinand Ris, Plastik 
Herzog-Anton-Ulrich-Museum Braunschweig 
Ab Oktober 1965 wird die Vortragsreihe 
mit folgenden Themen fortgesetzt 
Dr. Adriani, Romanische Kunst in Apulien 
Professor Krönig , Michelangelo 
Dr. Hedergott, Bernardo Cavallino 
Dr. Pieper, Tom Ring 
Kestner Gesellschaft Hannover, Warmbüchenstr. 











Kunstverein Hannover, Sophienstr. 
16. Mai bis 20. Juni 1965 
Kollektivausstellung 
Toni Stadler und Otto Ritschl 
22. August bi s 26. September 1965 
53. Herbstausstellung 
N'1edersächsischer Künstl er 
10. Oktober bis 28. November 1965 
Sammlung Sprengel 
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Beschäftigt man sich heute mit Plakaten und anderen 
Werbemitteln , macht man bald eine Erfahrung : Unsere Zeit 
hat Reiz und Wert von werbenden Druckerzeugnissen im 
großen Umfang bemerkt, und Institutionen sowie Privat-
personen befassen sich mit ihnen. Sie sammeln, stellen aus, 
veröffentlichen und regen so die Diskussion immer von 
neuem an . Im Mittelpunkt des Interesses steht dabei das 
Künstlerische, und sicherlich kaum der Werbewert. Daraus 
ergeben sich natürlich verschiedene Konsequenzen für 
Werbung und Werbenden. 
Die Anforderungen an den Grafiker sind doppelter Art : Seine 
Arbeit soll künstlerischen Ansprüchen standhalten , anderer-
seits muß er ein werbewirksames Plakat entwerfen. 
Ebenso erhält der Auftraggeber in dieser Sicht eine neue 
Bedeutung. Denn seiner Entscheidung unterliegt nun auch 
das Künstleri sche eines Entwurfs . Und es erhebt sich die 
Frage : Welche Kriterien legt er seiner Urtei lsf indung zu-
grunde? Urteilt er nach eigenem Geschmack, läßt er sich 
von Werbefachleuten beraten, oder läßt er sich vom 
BALLETT 
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Grafiker überzeugen? Fragen , die es verständlich werden 
lassen, daß künstlerische Werbemittel die Ausnahme sind 
und sich in einer schwierigen Situation befinden. 
Trotz dieser Schwierigkeiten sollte es aber doch auf einem 
Gebiet möglich sein, in größerem Umfang solche Werbe-
mittel einzusetzen : im Bereich kultureller Einrichtungen. 
Theater, Museen, Ausstellungen und Konzerte bieten eine 
solche Fülle von Anlässen dafür, daß man es nur bedauern 
kann, wenn so wenig davon Gebrauch gemacht wird. 
Abgesehen vom Grundsatz der Ökonomie, wer will es der 
Wirtschaft verübeln, wenn sie nicht bereit ist, mehr Wert auf 
die künstlerische Qualität ihrer Werbung zu legen , solange 
.die Einrichtungen, die sich mit künstlerischen und im 
weitesten Sinne kulturellen Ereignissen befassen, ihre 
Werbung nicht selber in vorbildlicher Weise gestalten? 
Die hier abgebildeten Beispiele, Plakate und Programm-
hefte, sind Studien zum Problem Theaterwerbung. Sie 
wurden von dem Gebrauchsgrafiker Udo Zisowsky ent-
worfen . Die Fotos machte Peter Riefenstahl, während Man-
fred Taubert, Ballettmeister am Staatstheater Braunschweig, 
beratend mitwirkte. Aus dem Komple,x wurde zunächst nur 
der Teil Ballett herausgegriffen und auf Möglichkeiten einer 
wirksamen und künstlerischen Werbung untersucht. 
Weil ein vom Theater immer wiedergehörtesArgumentsagt : 
»Wenn wir mehr Geld hätten, ja dann .. . «, mußte der Ent-
werfer davon ausgehen, daß seine Entwürfe der technischen 
Herstellung keine Schwierigkeiten bereiten und ein Kosten-
minimum erreicht wird . 
Die vorliegenden Ergebnisse sind im Offsetdruckverfahren 
mit zwei Druckgängen technisch ohne Schwierigkeiten her-
zustellen , wobei die Kosten niedrig bleiben. 
Es ist außerdem für die Beurteilung des Versuches wichtig 
zu sehen, daß unter der Beschränkung der Mittel die künst-
lerische Qualität der Ergebnisse und ihre Werbewirksamkeit 
nicht gelitten haben. 
Die Plakate und Hefte sind als Standardwerbemittel gedacht. 
Sie können immer wieder mit neuen Eindrucken verwendet 
werden, vielleicht für eine Spielzeit. Werner Steffens 
BALLETT 
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Wer diesen amüsanten Slogan mit der Folge von 
kleinen b's noch nicht aufgeschnappt hat, kennt 
vielleicht doch schon die andere kleine Kleine-b-
Folge, die zusammen mit einer Vignette eine 
Buchreihe bezeichnet: »beltz bilderbücher«, seit 
der letzten Buchmesse häufig und graphisch 
überzeugend in Anzeigen und Prospekten anzu-
treffen. Die Vignette, besser gesagt: das Marken · 
zeichen zeigt einen Schaukelpferdreiter im 
quadratischen Feld. Liest man dann noch die 
lebendig verfaßten Prospekte zu den Bilder-
büchern, die der Verlag an die Buchhändler ver-
schickt, so ist man versucht, das Markenzeichen 
auf den Verleger hin auszudeuten: Hier reitet ein 
Verleger ein neues und fröhliches Steckenpferd -
eben das besondere Bilderbuch. 
Es liegt schon ein Anspruch in der Absicht, nur 
solche Bilderbücher zu verlegen, die aus der 
Masse der jährlichen Neuerscheinungen als 
etwas Besonderes herausragen sollen. Eine 
internationale Auswahl der besten Bilderbücher 
aus aller Welt, wie sie das Klingspor-Museum 
jährlich der Öffentlichkeit vorstellt, umfaßt 
höchstens achtzig bis hundert Titel, verteilt auf 
fünfzehn bis über zwanzig Länder; die Jahres-
bestliste zum Deutschen Jugendbuchpreis nennt 
etwa zehn Bilderbücher der deutschen Jahres-
produktion als besonders gut und empfehlens-
wert. Es gibt nur wenige Verlage, denen man 
bescheinigen kann, daß sie ausnahmslos gute 
Bilderbücher auf den Markt gebracht haben. 
Allen voran wäre im deutschen Sprachraum der 
Verlag Heinrich Ellermann zu nennen, der aller-
dings in den letzten Jahren nur noch wenige 
Bilderbücher herausbrachte, pro Jahr etwa einen 
Titel. Der ebenso bemerkenswerte Georg Lentz 
Verlag , über mehrere Jahre hinweg mustergültig 
in seiner Bilderbuch-Produktion, existiert nicht 
mehr. Mit nur wenigen Titeln, diese aber glück-
lich ausgewählt und sorgfältig betreut, hat der 
Verlag Friedrich Middelhauve ein Bilderbuch-
Programm begonnen, das auf Fortsetzung hoffen 
25 
läßt. Andere Verlage, teils mit weiter gefaßtem 
Programm, lassen einzelne Titel herausragen, 
die zum Besten gehören: Artemis, Atlantis, 
Anette Setz, Büchergilde Gutenberg, Sigbert 
Mohn, Oetinger, Parabel , von Zeit zu Zeit auch 
Otto Maier und andere bekannte Häuser der 
Kinder- und Jugendliteratur. 
Im Herbst 1964 trat also der Julius Beltz Verlag, 
Weinheim a. d. 8., zum ersten Male mit Bilder-
büchern und mit einer programmatischen Ab-
sicht, nur gute Bilderbücher zu verlegen, vor die 
Öffentlichkeit. Mit fünf Titeln bezeugte er seine 
Auffassung vom künstlerisch und pädagogisch 
wertvollen Bilderbuch. Von den fünf Titeln sind 
drei Erstausgaben, ein Titel eine Übernahme aus 
dem früheren Programm von Georg Lentz, näm-
lich »Die glücklichen Eulen« von Klaus Winter 
und Helmut Bischoff, 1964, und eine Lizenzüber-
nahme au·s dem Amerikanischen. Die Bilderbuch-
kenner, die sich eingehend gerade mit dem 
Graphiker-Team Winter und Bischoff beschäftigt 
haben, begrüßten diese Übernahme dankbar. 
Neben dem Eulenbuch kam als Neuerscheinung 
bei Julius Beltz ein weiterer Titel von Winter und 
Bischoff heraus: »Hoppla hoppla Bauersmann«, 
und ein dritter Titel, ein Bilderbuch über die 
Feuerwehr, wurde für spätere Zeit angekündigt. 
Als weitere Neuerscheinungen brachte der Ver-
lag das von Günther Stiller gedichtete und ge-
malte Buch »Träume oder verkehrte Welt, die 
man am besten richtig stellt« und das von 
Marianne Richter erzählte und illustrierte Buch 
»Spitz der Ausreißer«. Der fünfte Titel im neuen 
Programm ist eine Übernahme aus dem Ameri-
kanischen: »Der kleinste Elefant der Welt« von 
Alvin Tresselt, illustriert von Milton Glaser, 
deutsche Bearbeitung von Hans A. Halbey. Weih-
nachten 1964 folgte die achtseitige Ausgabe von 
»Katze und Maus in Gesellschaft«, eine Fabel der 
Gebrüder Grimm, illustriert von Günther Stiller; 
diese Ausgabe war als Sonderdruck für die 
Freunde des Verlags hergestellt worden. 
Die kurze Betrachtung eines neuen Bilderbuch-
Verlags möchte ich hier nicht mit Besprechungen 
der einzelnen Titel ausfüllen. Ich schließe mich 
da ganz den überaus zahlreichen positiven 
Stimmen an, die in der Tagespresse und in Fach-
blättern dem Verlag gern bescheinigten, daß 
dieses Programm im ganzen wie in den ein-
zelnen Büchern durchaus von hohem Niveau sei. 
Kritische Gedanken zu dem einen oder anderen 
Titel schmälern die positive Gesamtbeurteilung 
nicht. Der , Verlag selbst hat die unerwartete 
breite Resonanz jedenfalls als berechtigte Er-
mutigung zur weiteren Arbeit empfunden. 
Für interessant und wichtig in dieser Verlags-
betrachtung halte ich vor allem die Frage, w ie 
ein Verlag die lobenswerte Absicht, nur gute 
Bilderbücher zu bringen, durchzuhalten vermag. 
Es ist (leider) eine Binsenwahrheit, daß sich die 
unterste Qualitätsklasse hervorragend verkauft , 
die mittlere, gerade noch anständige Qualität gut 
und die höchste Qualität schlecht verkauft, diese 
zumindest in der ersten Zeit ihre Absatzschwie-
rigkeiten hat. Wirklich künstlerisch gestaltete 
Bilderbücher sind außerdem teuer im Druck und 
brauchen wahre Akrobaten in der Kalkulation. 
Gute Bilderbücher benötigen dringend die guten 
Verkäufer, also Buchhändler, die sich der Ver-
antwortung gerade in diesem Bereich der Erst-
literatur bewußt sind. 
Wer besondere Bilderbücher und nur diese ver-
legen will, muß also ein gewisses Durchsteh-
vermögen haben und auf dieses vertrauen 
können. Der Julius Beltz Verlag hat meiner An-
sicht nach die besten Voraussetzungen dazu. Es 
ist ein altbekannter und angesehener pädago-
gischer Verlag, bei dem das Bilderbuch eigent-
lich kein Novum ist, sondern eher als Ausweitung 
des Programms zu verstehen ist. Der Verlag be-
sitzt eine eigene, gut eingespielte Druckerei, in 
der die Bilderbücher zwar als eigene Gruppe zu 
kalkulieren sind, doch aber im größeren Rahmen 
des gesamten Unternehmens günstiger mitzu-
tragen sind. Dazu kommt noch das weitver-
zweigte Netz bester Kontakte in den pädago-
gischen Kreisen , das für die Werbung der neuen 
Bilderbücher wirkungsvoll ausgenutzt werden 
kann. Und gerade darin sehe ich eine glückliche 
Chance für das gute Bilderbuch überhaupt: Daß 
es noch mehr und intensiver als je zuvor an die 
Pädagogischen Hochschulen und an die Lehrer 
herangebracht wird. Wenn in den Kreisen der 
Erzieher das Gefühl für Qualität im Bilder- und 
Jugendbuch geweckt ist, so wird sich konse-
quenterweise auch das Gefühl für eine bessere 
gestalterische Qualität des Schulbuchs aus-
bilden. Daß auf diesem Gebiet noch viel zu tun 
und zu bessern ist, hat man in den letzten Jahren 
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Holz·- ein zeitloser Werkstoff 
Jedes Stück noch Natur: Möbel aus Holz, wohnlich, praktisch und stets individuell in den Oberflächen -
solche Möbel führen wir (besonders skandinavische Möbelformen). 
Mit sicherem Urteil, durch langjährige Meistererfahrung im eigenen Möbelbau geschult, 
wählten wir verantwortungsvoll und sorgfältig aus vielfältigen Möbelprogrammen Möbel für Sie. 
Wie diese Möbel aussehen? Wir führen eine reiche Auswahl, wir beraten Sie gern. 
Fr. Koch 3300 Braunschweig Gördelingerstraße 38/40 Ruf 25214 
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Untersuchung über einen akademischen Rasen 
Studenten, gemeinhin immer noch ohne eigene Kinder, ve r-
schont von Kindergeschrei und -spiel, können nun mittags 
in der Mensa auch diese Freuden des menschlichen Lebens 
beobachten. Am Auditorium-Maximum werden pausierende 
Studiker über das einfache Volk emporgehoben, aber der 
Mensapark schafft Ausgleich gegen diese ästhetische Ent-
rückung. Hier können kauende Studenten sich an tollenden 
Kindern laben. Kinder lärmen und balgen sich vor der 
gläsernen Front, veranstalten Rodelfahrten im Winter, Rad-
rennen und Ballspiele im Sommer. Im Bewußtsein, daß 
Tausende auf sie herabblicken, geben die Gören Sonder-
vorstellungen , und alle fenstersitzenden Abonnementsesser 
sind glückliche Zuschauer. 
So weit so gut. Jedermann ist zufrieden, die Esser und die 
Spieler. Allein der Rasen. Er ist beklagenswert. Studentische 
Liegewiese zu sein , hat er mit wenig Schaden noch gerade 
überstanden , doch diese sinnvolle Nutzungsart wurde 
untersagt, um den Rasen zu schonen. Und dann kamen die 
Kinder! Akademische Bürger und spielplatzhungrige Kinder 
schafften es zusammen : Die Stätte ward wüst und leer. Die 
Stadt, die die Parkanlage pflegen sollte, sah sich das an, 
nahm den Studenten übel und schämte sich schließlich 
»ihrer« Hochschule für diesen Zustand - mehr tat sie nicht. 
Aber es gibt einen Plan : Bereits im September soll neuer 
Rasen eingesät werden, wenn bis dahin die Baustelle am 
Rebenring aufgehoben ist. Nur es wird demnächst eine 
neue Baustelle geben , den zweiten Bauabschnitt der Mensa, 
und so wird die Stadt wohl auch dann noch nichts tun . 
Doch keinen Pessimismus! Eines Tages wird der Rasen ein·· 
gesät werden . Dann braucht er nur noch zwei Jahre Schon-
zeit und schon können sich müde Studenten dort wieder 
sonnen. Bis dahin allerdings, kündigt die Stadt bereits jetzt 
an, werden wir rücksichtslos einschre iten gegen jeden, der 
sich nicht so verhält, wie er sollte. Polizei in Sicht! 
Es wird wieder ästhetisches Grün geben, zu niemandes 
Nutzen. Rasen, selbst zwei Jahre alter, pflegt unter 
deutschem Klima und unter deutscher Pflege keinerlei 
starker Beanspruchung standzuhalten. Den Augen ein 
Wohlgefallen , Kindern, Hunden und Studenten ein Graus, 
weil sie hier, laut Schild, nicht dürfen, was sie müssen - oder 
wollen . Wo eigentlich sollen all die Kinder toben, die ~och so 
offenbar einen Spielplatz brauchen? Die Stadt meint, es ist 
nirgends Raum dafür. Bei dieser Feststellung bleibt es . 
Und die vielen Studenten, die mittags einmal ungezwungen 
im Freien Pause machen wollen , lesen, träumen , plaudern , 
denken oder einfach ruhen? Nirgends gibt es geeigneten 
Raum dafür. 
Laßt euch etwas einfallen, die ihr daran betei ligt seid! Ein 
Platz mit Platten muß nicht aussehen , wie ein asphaltierter 
Schulhof. Schafft einen »Studierhof« mit vielen zwanglosen 
Sitzgelegenheiten, die nicht bonbonbunt se in müssen - einen 
Platz, auf dem auch Kinder tollen dürfen. Eine Fläche, deren 
Ästhetik ohne Polizeischutz erhalten bleibt, einen Platz, den 
man betreten darf, ohne seine Planung zunichte zu machen 
Und vielleicht kann man gleichzeitig dann eine Lösung 
finden , die es erlaubt, die Mensa trocknen Fußes zu er-
reichen, ohne zu versinken . Egbert Martins 
FDP 
Eine starke FDP verhindert die absolute 
Mehrheit einer Partei und damit 
jeden Machtmißbrauch. 
Eine starke FDP garantiert Recht und 
Gerechtigkeit in unserem Staat. 
Eine starke FDP stellt über alle 
wirtschafts- und sozialpolitischen 
Maßnahmen die Sicherung einer 
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kollektivistischer Zwangsmaßnahmen. 
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und Begabungen, um die Aufgaben der 
Zukunft zu erfü llen;jedem müssen gleiche 
berufliche und gesellschaftliche 
Aufstiegschancen garantiert sein. 
Die Freie Demokratische Partei ordnet 
alle politischen Entscheidungen 
dem obersten Ziel der Wiedervereinigung 





Eine Stadt mit vielen Türen 
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Jetzt Sommerpreise! Jetzt Kohlen für den Winter kaufen! T. 22033 Kötz 
Automation und unsere Regierun 
Bericht über eine Tagung 
Vom 16. bis 19. März dieses Jahres hat die IG Metall in 
Oberhausen ihre 2. Internationale Arbeitstagung über Ratio-
nalisierung, Automatisierung und technischen Fortschritt 
durchgeführt. Es war eine Großtagung mit etwa 1000 Teil-
nehmern, und das Sprachgewirr in den Wandelgängen 
zeigte, daß der Aufwand, der mit Simultanübersetzungen 
getrieben wurde, nicht nur beeindrucken sollte, sondern not-
wendig war. Die IG Metall demonstrierte in Oberhausen: 
1. Daß man eine solche Tagung auf die Minute genau 
planen und durchführen kann, ohne die Fülle der Informa-
tionen zu beschneiden und ohne den Austausch und die 
freie Auseinandersetzung der Meinungen in der Diskussion 
einzuengen; 
2. daß sie einen pompösen brain trust zur Verfügung hat; 
3. daß nicht Maschinenstürmerei ihr Geschäft ist, sondern 
daß sie die Segnungen des technischen Fortschritts wohl zu 
schätzen weiß und seine Entwicklung nach Kräften unter-
stützt; 
4. daß sie aber keinesfalls gewillt ist, den wirtschaftlichen, 
sozialen und politischen Gefahren, die im Gefolge des tech-
nischen Fortschritts drohen, tatenlos entgegenzusehen, 
sondern daß 
5. Regierung, Wirtschaft und Wissenschaft nachdrücklich 
aufzuwecken sind, damit sie heute schon die Probleme von 
morgen ins Auge fassen und nicht die Zügel der Entwicklung 
schleifen lassen und daß sie 
6. selbst dabei ist, auf breiter Front die Fragen anzugehen. 
indem sie das erreichbare Material zusammenträgt, um eine 
nach allen Seiten abgesicherte gewerkschaftliche Konzep-
tion zu entwickeln. 
Die Tagung stand unter dem Thema »Automation - Risiko 
und Chance«. Daß in der Bundesrepublik die Chancen, die 
im technischen Fortschritt liegen, in ungleich stärkerem 
Maße gesehen werden als die Risiken, ist leicht verständ-
lich. Denn die Entwicklung der westdeutschen Industrie ist 
seit 1954 gekennzeichnet durch einen steilen Anstieg der 
Produktion bei geringfügiger Zunahme der Gesamtarbeits-
zeit. Die Produktion erreichte 1964 195 Prozent von der von 
1954, während die Zahl der Beschäftigten nur auf 129 Pro-
zent anstieg, die Arbeitszeit pro Arbeiter aber auf 85 Prozent 
fiel, das heißt, bei einem Mehraufwand an Gesamtarbeits-
zeit von 10 Prozent wurde eine Steigerung der Produktion 
um 95 Prozent erzielt. Dies war möglich, ohne daß Arbeits-
losigkeit eintrat, ja es sind sogar noch eine Million zusätz-
licher Arbeitsplätze geschaffen worden. Diese Zahl ergibt 
sich, wenn man den rund 500000 unbesetzten Arbeitsplätzen 
die 500000 Mann unter Waffen gegenüberstellt und berück-
sichtigt, daß etwa eine Million Gastarbeiter im lande sind. 
Insgesamt also eine erfreuliche Situation, auf deren Lor-
beeren sich gut ruhen läßt. Die Regierung macht ausgiebig 
Gebrauch davon. 
Am ersten Tag der Tagung wurde das deutl ich, als der 
Staatssekretär im Bundesarbeitsministerium, Dr. Claussen, 
über die Tätigkeit der Bundesregierung auf dem Gebiet der 
wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen des technischen 
Fortschritts sprach. Er stellte fest, daß der technische Fort-
schritt doch höchst erfreuliche Folgen hinsichtlich unseros 
Lebensstandards zeitige, daß er nicht revolutionär, sondern 
evolutionär ablaufe und uns daher nicht plötzlich vor unlös-
bare Probleme stelle, daß die Bundesregierung aber bereit 
wäre, im Ernstfall durchaus besondere Maßnahmen zu 
treffen. Er gab zu, daß in Zukunft mehr qualifizierte Arbeits-
kräfte, Facharbeiter, Techniker und Ingenieure benötigt 
würden, behauptete aber, daß die bildungspolitischen Vor-
aussetzungen in der Bundesrepublik dafü r getroffen wären 
oder eingeleitet würden, denn, so formul ierte er wörtlich: 
»Was heißt denn wirklich die Erziehung und Ausbildung auf 
das Jahr 2000 ausrichten? Die Perser faßten ihr Bi ldungsziel 
zusammen in der Forderung an ihre Jugend: Reiten, 
Bogenschießen und die Wahrheit sagen, was auch heute ab-
gewandelt und zum Teil wörtlich gelten könnte.« Im übrigen 
würde die Bundesregierung auch schon mit den Problemen 
des technischen Fortschritts fertig werden, denn sie hnbe 






















































gestanden und sie trotz düsterster Prognosen gemeistert. 
Die IG Metall hatte Herrn Dr. Claussen gebeten, an einem 
Vormittag zu sprechen, an dem außer Ihm noch Regierungs-
vertreter aus Kanada, den USA und Großbritannien sowie 
Sprecher des Internationalen Arbeitsamtes und der OECD 
Ober die Tätigkeiten ihrer Regierungen bzw. Organisationen 
auf dem Gebiet der wirtschaftlichen und sozialen Auswir-
kungen des technischen Fortschritts referierten. Sie alle 
konnten auf Ihre großen Sonderabteilungen zur Erforschung 
des Automationsprozesses hinweisen und von einer Fülle 
konkreter Maßnahmen berichten, die ergriffen oder geplant 
sind, um die Blldungsmögllchkelten den Anforderungen der 
neuen Gesellschaft anzupassen, um ein gleichmäßiges 
Wachstum der nationalen oder übernationalen Wirtschaften 
zu gewährleisten, um für die ständig steigende Produktion 
Absatzmärkte zu sichern und um Einrichtungen zu schaffen. 
die dem einzelnen Arbeitnehmer die Anpassung an ver-
änderte Beschäftigungsbedingungen erlelchtern, Ihn vor un-
verschuldeten Schäden jeder Art bewahren und Insbeson-
dere für den älteren Arbeitnehmer _sorgen. 
Harr Dr. Claussen konnte all das nicht. Er hütete sich, dar-
auf hinzuweisen, daß beim Wirtschaftsministerium eine Ab· 
tellung besteht, die sich mit Automationsfragen befaßt, denn 
sie hal sich mit gleicher Intensität auch um die Sorgen der 
Fllmwlrtschaft zu kümmern. Ober Maßnahmen und Pläne 
für die Zukunft hatte er nichts zu berichten, stattdessen 
reichte or Tröstungen dar und schllderte die Vorz0gllchkelt 
der bestehenden Sozialeinrichtungen und wie gut diese 
einem von den Folgen der technischen Entwicklung be-
troffenen Arbeitnehmer helfen könnten. Daß das für die 
zurück!legenden Jahre des Booms und der Vollbeschäfti -
gung einigermaßen zutrifft, hatte jedoch niemand bestritten. 
Wer gewährleistet aber Boom und Vollbeschäftigung für die 
Zukunft? Die Tatenlosigkeit der Bundesregierung läßt dar-
auf schließen, daß sie glaubt, Hochkonjunktur sei ein Natur-
gesetz bei uns, obgleich nach einer Schätzung des IFO· 
Instituts für Wirtschaftsforschung In der Bundesrepublik 
Jährlich rund 1,5 MIiiionen Arbeitskräfte freigesetzt werden, 
das heißt, daß für 1,5 MIiiionen Arbeitskräfte zusätz!lch Arbeit 
geschaffen werden muß, um die Vollbeschäftigung zu er-
halten, bzw. daß nur noch kürzere Zelt gearbeitet werden 
darf. 
Bisher konnten die Freisetzungen aus drei Gründen ver-
kraftet werden : 
1. Die konsequente Lohnpofltik der Gewerkschaften ver-
besserte fortlaufend das Masseneinkommen, wodurch der 
innerdeutsche Markt für Konsumgüter aller Art ständig er-
weitert wurde. 
2. Der Warenexport konnte fortwährend vergrößert werden. 
3. Auf Grund der Tarifpolitik der Gewerkschaften Ist die 
Wochenarbeitszeit zunehmend verkürzt worden, wodurch 
Freisetzungen kompensiert wurden. 
Auf der Tagung kam unmlßverständ!lch zum Ausdruck, daß 
die Gewerkschaften Ihrer Politik, das Angebot an Arbeits--
kräften einzuschränken und zu verteuern, auch In Zukunft 
folgen werden, um dadurch einerseits die Entwicklung des 
technischen Fortschritts weiter voranzutreiben, andererseits 
dem wachsenden Güterangebot einen in gleicher Weise 
wachsenden Absatzmarkt gegenüberzustellen. Die Gewerk-
schaften könnten auch gar nicht anders, selbst wenn sif.l es 
wollten, denn die bei uns, wie in allen hochindustrlallsiartcn 
Ländern, angelaufene Automatisierungswelle würde not-
gedrungen eine große Zahl von Arbeitslosen hervorbring•m, 
würden die Gewerkschaften plötzlich in ihren Forderungen 
den Produktivitätszuwachs de,r Wirtschaft wesentlich unter-
bieten. 
Wer aber garantiert, daß die Exportsituation der Bundes-
republik erhalten bleibt bzw. ständig verbessert wird, zumal 
ja alle Industrieländer zuerst danach streben, dieses Ventil 
zur Minderung ihres Warendrucks weiter zu öffnen? Wer 
etwa kümmert sich bei uns darum, daß nicht bedeutende 
Investitionen an Kapital, Arbeitskraft und Ausbildung In Indu-
striezweige gemacht werden, die in naher Zukunft entweder 
durch die technische Entwicklung oder durch günstiger 
produzierende ausländische Wirtschaften Ins Hintertreffen 
geraten, was heute schon im einen Fall für den Kohleberg-
bau Im anderen für die Werftindustrie gilt? Oder wer plant 
Maßnahmen, außerwirtschaftllche, etwa politische, Einflüsse 
aufzufangen, sofern sie geeignet sind, die bei uns noch aus-
balancierte Arbeitsmarktsituation aus dem Gleichgewicht zu 
bringen? Einflüsse dieser Art etwa sind ernsthafte politische 
Verwicklungen, die die Investitionslust der Wirtschaft schlag-
artig dämpfen können, oder die bevorstehende Freizügigkeit 
auf dem EWG-Arbeitsmarkt, in der durch die Bundesrepublik 
eine Sogwirkung auf die agrarischen Gebiete Westeuropas, 
etwa Süditaliens, ausgeübt werden kann, was leicht Im-
































diese Gef<!hr scheint zur Zeit die bedeutendste zu sein, 
zumindest wird ihr in der Öffentlichkeit die größere Auf• 
merksamkeit geschenkt, das Bildungsniveau der Bevölke-
rung bleibt hinter den Anforderungen der zunehmenden 
Automatisierung zurück. 
Unsere Regierung hat die Hände in den Schoß gelegt und 
gedenkt sie nach den Worten des Herrn Claussen darin zu 
lassen. Die Haltung, die in seinem Referat zum Ausdruck 
kam, und se inen Worten wurde von Professor Eli Ginzberg 
(Columbia-Universität New York), dem Vorsitzenden des 
Nationalen Beratungsausschusses für Beschäftigungsfragen 
der USA, lebhaft widersprochen. Die deutsche Wirtschaft sei 
nicht notwendig immun gegen Einflüsse von außen. Auch 
in den Vereinigten Staaten habe man vor 25 Jahren einen 
angespannten Arbeitsmarkt gehabt und sehe heute für die 
nahe Zukunft keine Chance, genügend neue Arbeitsplätze 
zu schaffen. Selbst wenn in der Bundesrepublik keine 
Arbeitslosigkeit entstehen würde, blieben doch die struk· 
turellen Schwierigkeiten im Zusammenhang mit dem ständig 
stärkeren Vordringen der Dienstleistungsberufe, das mit 
dem techn ischen Fortschritt in der Industrie einhergeht. Be-
sonders im Hinblick darauf müsse dem Arbeitnehmer eine 
größere Zahl von Wochenenden zur Verfügung gestellt 
werden, die sich auf drei oder vier Tage erstrecken, damit 
er Zeit für seine berufliche Weiterbildung finde. 
Folke Halden, Leiter der Ausbildungsabteilung beim 
Zentralverband schwedischer Arbeitgeber, erklärte dazu, die 
Zeit, in der man in einer begrenzten Ausbildung fürs Leben 
lernen könne, sei endgü ltig vorbei, da der zu beherrschende 
Stoff exponentiell über der Zeit anwachse. Wir hätten uns 
darauf einzustellen, daß alle jederzeit zu lernen hätten, um 
den ständig wechselnden Anforderungen genügen zu 
können. »Wir gehen einer Gesellschaft entgegen, die da-
durch gekennzeichnet ist, daß sie lernt.« 
In der Bundesrepublik erreichen wir das nicht und geraten 
hoffnungslos ins Hintertreffen, wenn wir jetzt versäumen, 
unsere Berufsvorbereitung (Schule) und unsere Berufs-
ausbildung neu zu durchdenken. Ginzberg : »Ich kann mir 
nicht vorstellen, was das Deutschland von morgen mit 
jungen Menschen anfangen will , die mit 14 oder 15 Jahren 
die Schule verlassen.« Nach Professor Abel (TH Darmstadt) 
ist es möglich, eine neue Konzeption der Bildungswege zu 
entwickeln, die zwischen isolierter Allgemeinbildung und 
horizontenger Berufsbildung eine Brücke schlägt. Er fordert, 
für unsere differenzierte Berufsstruktur eine Ausbildung zu 
planen und zu gestalten, die dem jungen Menschen optimale 
Entfaltung ermöglicht und ihn instand setzt, sich struk-
turellen Veränderungen anzupassen. Dazu muß schleunigst 
ein mehrstufiger beruflicher Bildungsweg ausgebaut werden, 
der von der Hauptschule mit einbezogener Arbeitslehre 
direkt oder über Realschule bzw. Gymnasium zum beruf-
lichen Ausbildungswesen und dann weiter zur allgemeinen 
und beruflichen Weiterbildung führt. 
Abel schlägt vor, ein dem Leistungsvermögen der Jugend-
lichen angepaßtes berufliches Reifezeugnis an die Stelle 
des heute üblichen Lehrabschlusses zu setzen, das in seiner 
Wertigkeit differenziert ist und dessen anspruchvollste Form 
die Fachschulreife darstellt. Der Bildungsgang zu diesem 
Reifezeugnis hin soll sich zusammensetzen aus einer min-
destens einjährigen Grundausbildung für alle, der sich eine 
vertiefende Ausbildung anschließt, die nach dem Grad der 
Eignung differenziert wird. 
In der Schule soll zielgerichtete Berufsvorbereitung getrie-
ben werden, in deren Mittelpunkt eine bildungswirksame 
Arbeitslehre zu stehen hat, so daß »verständige« Berufswahl 
möglich wird. 
Abel fordert dringend ein zentrales unabhängiges Institut 
für Berufsforschung und Ausbildung, denn zur Zeit wären 
keine berufspädagogischen Planungen möglich, da nur 
stark voneinander abweichende Prognosen über den Fach-
kräftebedarf bestünden. 
Es ist keine Frage, daß ein Ausbildungssystem, wie Pro-
fessor Abel es vorsch!ägt, einen erhöhten Bedarf an Lehrern 
aufweist. Halden trat diesem Argument "mit der Bemerkung 
entgegen, daß Lehrermange! die einfachste Ausrede für 
Starrsinn und Trägheit im Bildungswesen sei und daß für 
alle Zeiten nichts gebessert würde, wenn man nicht damit 
beginnt, ein Schulsystem zu schaffen, aus dem auch mehr 
Lehrer hervorgehen können. Der Schwedische Reichstag 
habe einfach beschlossen und die Regierung beauftragt, 
das Schulsystem so auszubauen, daß 30 Prozent der 
Jugendlichen Gymnasien und 20 Prozent Fachschulen ab-
solvieren könnten. 
Bundestag und Landtage mögen hingehen und desgleichen 
tun, damit unsere Gesellschaft nicht weiterhin zweigeteilt ist 
in den industriellen Bereich der Arbeitswelt und den vor-
industriell mittelalterlichen der Schule. Hermann Oetting 
Uber zwei Professoren 
Gast in Quarantäne 
Die TH Braunschweig hatte im Anfang des Jahres vier Wochen 
lang einen sehr komplizierten. aber offensichtlich faszinie-
renden Gast, eine Frau, deren Emotionalität und Angriffslust 
auf die Braunschweiger Atmosphäre ungewöhnlich anregend 
wirkten - Frau Professor Moholy-Nagy aus den USA. 
Professor Kraemer hatte sie eingeladen, nachdem er bei 
seinem Besuch in den USA ihre Vorlesungen über Architek-
turgeschichte gehört hatte. 
Das Thema ihrer vier Vorlesungen - endgültig wurde es erst 
sehr spät festgelegt - hieß : Haben wir eine brauchbare 
Architekturgeschichte? In Verbindung mit jeder einzelnen 
Vorlesung fand ein Seminar statt, in dem Studenten Fragen 
an sie richten konnten. 
Der Kontakt zwischen ihr und den Entwurfsprofessoren 
(Prof. Hecht, Professor für Bau- und Kunstgeschichte, war 
nicht dabei) sollte in einem einleitenden Gespräch herge-
stellt werden, an dem außerdem eine größere Anzahl 
Assistenten teilnahm. Zwei der Professoren, Prof. v. Strizic 
und Prof. Oesterlen, füh lten sich in diesem Gespräch bereits 
derart unsachlich angegriffen und »bloßgestellt«, daß sie 
weitere persönliche oder öffentliche Gespräche für sinnlos 
hielten . 
Prof. Hecht kommentierte diese Anfangsphase des Be-
suches: »Es ist so viel schiefgelaufen, wie schieflaufen konnte. 
Man soll te schleunigst sehr viel Gras über die Geschichte 
wachsen lassen.« Womit angedeutet scheint, daß irgend-
jemandem schwer wiedergutzumachende Fehler unterlaufen 
sind. 
Die Vorlesungsreihe begann im überfüllten S 4 und wurde 
fortgesetzt im großen Physikhörsaal. Die Atmosphäre war 
gerüchtgeschwängert. Professoren sah man in Auguren-
gespräche vertieft. 
In einem Feuerwerk von oft recht charmanten Bonmots, die 
sich sowohl auf bestehende als auch auf schon vor 
20 Jahren beseitigte Mißstände in der Lehre der Kunst-
geschichte bezogen, definierte sie die Begriffe der Architek-
tur: Raum, Form, Struktur und Funktion. Aus ihnen leitete 
sie die Vorste/lung einer höheren »ideologischen« Funk-
tionalität ab, deren Ausdrucksprinzip die Vertikale ist -
»Ausdruck der Sehnsucht zur Höhe« und »unseres Glaubens 
an die Macht«, wie er sich in den Bauwerken von Babylon 
bis New York zeigt. 
Die Reaktion der Studenten war so unterschiedlich wie nur 
möglich, dabei sehr oft leidenschaftlich. Eine Gruppe nannte 
ihren Vorlesungsstil einen »Bonmot-Stil«, der nur mit intuitiv 
oder irrational definierten Begriffen arbeite. 
Die zweite Gruppe hörte mit Genuß, daß unter den Studenten 
p lötzlich allgemein über Begriffe und Fragen diskutiert 
wu rde, über die sonst nur Professoren in ehrfurchts-
gebietender Stille sprachen - wie z. B. über die Frage: Ist 
A rch itektur zur Hauptsache eine Funktion der weiter ge-
faßten Bedürfnisse des Menschen (die Meinung von Prof. 
v. Strizic) oder aber seines Herrschaftsanspruches und 
seines Selbstbewußtseins (Prof. Moholy-Nagy) - und sie 
freuten sich darauf, daß man jetzt Braunschweiger Pro-
fessoren in Aktion und öffentlicher Diskussion erleben 
wü rde. 
Die d ritte Gruppe erinnerte daran, daß eventuell zu scharfe 
Kriti k die Professoren nur veranlassen könnte, diese Gast-
professuren ganz einschlafen zu lassen. 
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Die vierte Gruppe hielt ihre Vorlesungen in manchem Sinne 
für Offenbarungen in Richtung auf eine neue Architektur 
und die Überwindung der hergebrachten. 
In den Seminaren, die nur von etwa 15 bis 20 Studenten 
und einmal von Prof. Kraemer besucht wurden, wurde wenig 
nach den Grundlagen ihrer Theorie gefragt. Wenn es ge-
schah, vermutete sie häufig ein borniertes Mißverstehen und 
antwortete mit einem Satz wie diesem: Ich bin doch nicht als 
Miss ionar hier, der ihnen erst die Grundbegriffe erklären 
muß. - Wir sollten uns also bemühen, sie zu verstehen! Die 
Fragen zielten sonst hauptsächlich auf die Einschätzung be-
stimmter Bauwerke in Deutschland und Amerika. Ihre Ant-
worten klangen häufig ähnlich wie die entsprechenden im 
Interview. Prof. Kraemer zeigte, daß es möglich war, ihr 
Fragen zu stellen und zu antworten. 
Unterdessen hatten die Professoren Hecht und v. Strizic in 
ihren Vorlesungen schon längere Kommentare gegeben. 
Prof. Hecht hatte hauptsächlich die Inkompetenz von Prof. 
Moholy-Nagy in der Kunstgeschichte und ihre ganz und gar 
unakademischen Umgangs- und Sprachformen deutlich 
herausgestellt und damit seine Zurückhaltung erklärt. 
Prof. Strizic drückte seine Angst darüber aus, daß das, was 
hier in Jahren aufgebaut sei , von ihr möglicherweise in 
kürzester Zeit zerstört würde. 
Eine Diskussion, in der Studenten auf diese Vorwürfe hätten 
antworten können, gab es nicht. 
Die Bilanz der Professoren ist entmutigend. Auf die Frage, 
ob der Besuch nicht trotz allem sinnvoll gewesen sei , ant-
wortete Prof. Hecht: »Von mir aus kann sie über jedes Fach 
lesen, aber nicht über Kunstgeschichte«. Auf die Frage, 
warum er nicht diskutiert habe : »Was machen sie, wenn sie 
sehen, daß ihr Gast den Fisch mit dem Messer ißt? - Sie 
schauen weg!« Dieses leidvolle Wegschauen setzt voraus, 
daß der Gast in der Hauptsache gekommen ist, zu zeigen, 
wie Fisch gegessen wird, und das ist Prof. Moholy-Nagy 
nicht. Jemand, der wie sie eigens aus den USA als Gast-
professor eingeladen worden ist, ist dazu da, daß alles aus 
ihm »herausgeholt« wird (im besten Sinne), was »heraus-
zuholen« ist. Sie ist als »Facharbeiter« hier und muß ständig 
angegriffen und kritisiert werden, besonders da sie sich 
selbst nicht übermäßig empfindlich gezeigt hat. Die Studen-
ten wollen gerne sehen, wie sich die Ansichten ihrer Pro-
fessoren im Angriff der fremden behaupten. 
Frau Prof. Moholy-Nagy hat alles angegriffen, was ihr in die 
Hände fiel. Auch die Studenten sind nicht zart behandelt 
worden (sie müssen schon zu ein wenig mehr Gedanken-
akrobatik bereit sein, als sie gewohnt sind!), aber das war 
doch schon ein Labsal im Vergleich zu der Kirchhofsstille, 
die hier bisher über dem Verhältnis Professor-Student liegt. 
Es ist nicht irgendeine Böswilligkeit, die an der Haltung der 
Professoren enttäuscht, sondern ihre geringe Freude an der 
direkten Auseinandersetzung und ihr Vertrauen darauf, daß 
die Zeit alle von Moholy-Nagy geschlagenen Wunden hellen 
wird. Axel Siemonsen 
Nicht reagieren ist geschickt 
Als die Berliner Fachzeitschrift »Bauwelt« am 22. März 
dieses Jahres unter der Überschrift »Volkskunde« gegen 
die Besetzung des Lehrstuhls für Landbauwesen an der 
TH Braunschweig protestierte, zeigten sich politisch Inter-
essierte Studentenkreise Braunschweigs beunruhigt. Die er-
hobenen Vorwürfe richteten sich gegen den neuen Lehr-
stuhlinhaber, Prof. Dr.-lng. Erich Kulke, gegen eine seiner 
Publikationen aus der nationalsozialistischen Zeit: Um das 
Erbe in der bäuerlichen Baukunst. Am 28. April füh rten wi r 
ein Gespräch mit Prof. Kulke. Es fand auf seinen Wunsch 
statt, und an ihm nahm außerdem der Leiter der Architektur-
abteilung der TH, Prof. Pieper, tei l. In diesem offenen und 
sachlichen Gespräch brachte Prof. Kulke zum Ausdruck, daß 
ihm sein damaliger politischer Irrtum heute leid tue. 
Außerdem konnte er uns Briefe vorlegen, die besagten, daß 
er sich im Rahmen der Möglichkeiten seiner Tätigkeit (er 
war Leiter der Mittelstelle Deutscher Bauernhof) fü r rassisch 
Verfolgte eingesetzt und auch eine Auseinandersetzung mit 
der Gestapo nicht gescheut hatte. Wenn wir nun gegen die 
Empfehlung Professor Piepers doch noch zu der Angelegen-
heit Stellung nehmen, hat das andere Gründe. Vorwürfe 
gegen Professor Kulke erheben wir nach dem Gespräch 
nicht. Wir weisen dagegen aber den Vorwurf von Professor 
Pieper zurück, der Angriff der »Bauwelt« sei In der Form 
eine Zumutung und daher indiskutabel. Streiten wir uns 
nicht über Formen, sind wir lieber froh, daß wen igstens die 
»Bauwelt« auf eine der Schriften Professor Kulkes aus dem 
Dritten Reich aufmerksam machte, nachdem es die zustän-
digen Instanzen der TH (Pressestelle der Fakultät, Dekan. 
Abteilungsleiter und Berufungskommission) unterließen. 
Noch dazu, wenn es in der Mitteilung der Pressestelle der 
Fakultät u. a. heißt : »Seine (Professor Kulkes) . .. Veröffent-
lichungen ... , fanden auch in außerdeutschen Ländern eine 
günstige Aufnahme«. 
Aber noch etwas anderes: Der Fachschattssprecher der 
Architekturstudenten sprach mit den Professoren Kulke und 
Pieper. Der ASTA-Vorsitzende jedoch mit keinem der beiden 
Professoren. Der Studentische Rat befaßte sich nicht mit 
der Angelegenheit. Die Abteilung Archi tektur empfahl Pro-
fessor Kulke inoffiziell, nicht mit Magnif izenz zu sprechen, 
und Magnifizenz sprach auch nicht mit Professor Kulke. Die 
Abteilung befaßte sich Anfang Mai mit der Angelegenheit. 
Eine Stellungnahme wurde abgefaßt, drei oder vier Sätze 
lang. Wir durften sie sehen, aber nicht veröffentlichen. Und 
nun gibt es, so Professor Pieper, zunächst überhaupt keine 
Stellungnahmen mehr, denn am 4. Mal hat der Ku ltus-
minister um Unterrichtung gebeten. Dadurch entstand ein 
schwebendes Verfahren, in das angebl ich keine Hochschul-
instanz kommentierend eingrei fen darf, was natürlich für die 
TH angenehm sein dürfte. 
Das alles ist wenig erfreul ich. Die Studenten müssen weiter 
auf eine Erklärung warten, denn nur Professor Kulke gab 
bisher eine private ab - in seiner ersten Vorlesung. 
Die Studentenvertreter (Pol iti sches Mandat!) reagierten nicht 
oder kaum ; die Abteilung reag ierte nur nach innen, um alles 
durch Schweigen einschlafen zu lassen; und Magnifizenz 
stellte sich nicht vor seinen Kollegen, dem in der Öffentlich-
keit schwere Vorwürfe gemacht worden sind. 
Wir haben das alles mit Bedenken verfolgt. Wem ist damit 
eigentlich gedient? Wir glauben, daß das Vertrauen in die 
Selbstverwaltungskörperschaft TH durch dieses Verhalten 
















































































































Wolfsburg, Chancen und Grenzen einer Idee Forts. v. S. 20 
Verkehrsplanung war von Anfang an integriert in das Ge-
samtkonzept, so wurde es nicht Leitmotiv, aus Baukunst 
eine Ingenieurleistung nach Strichliste machend. Originelle 
Ideen, der Parkraumnot zu steuern, ohne Bauflächen zu ver-
geuden, sind in der Diskussion und suchen nach rentabler 
Verwirklichung. Rührend zu erleben, wie am Ausfall nach 
Braunschweig die Flut der tausend Pendler durch eine Fuß-
gängerampel gebremst werden kann, wenn Jokus oder ein 
Kinderwagen es befehlen. Fußgängertunnel machen ihre 
ersten schüchternen Maulwurfsversuche. Aber der Weg zum 
Arbeitsplatz führt den Fußgänger, fast von überall her, 
durch Grün, abseits der benzinbewölkten Betonbahnen. 
Grüne Stadt, diesen Ehrentitel hat man sich dort schon ver-
dient. 
Was blieb den Neuerern in dieser Stadt angesichts der not-
wendigen Massenkonfektion? Schwerpunkte zu setzen Im 
eigenen Bereich und damit zu versuchen, Maßstab zu geben 
in bester Bauqualität. Aalto, Baumgarten, Oesterlen gaben 
ihre Handschrift für dieses Ziel. Rathaus, Kulturzentrum, 
Theater waren hierfür geeignete Anlässe. Warum aber ließ 
die reiche Stadt nicht einen Corbusier eine seiner groß• 
artigen Wohnmaschinen in unberührte Landschaft bauen? 
Die Misere des Sakralbaues wird auch in Wolfsburg offen-
bar. Ein namhafter Fachmann schuf zwei Beispiele, die ein 
Spötter nicht ganz unzutreffend als unbewältigte Vergangen-
heit und unbewältigte Zukunft bezeichnete. Nach Aaltos 
Kirche, der nun gar noch eine zweite folgen wird, auch das 
Ausdruck Wolfsburger Maßlosigkeit, entstand ein Zeuge 
moderner Neoromantik inmitten eines Stadtteils. 
Viele Fragen bleiben offen. Wird in diesen Trabanten nun 
im laufe der Jahrzehnte ein eigener spezifischer Geist 
wachsen, wie in Steglitz, Lichterfelde oder Linden? Wird 
dort gute Nachbarschaft wachsen, menschliche Hilfsbereit-
schaft, wird das Angebot aus Vernunft und Hygiene ange-
nommen werden, wird es Früchte tragen, als Gegenbeweis 
dafür, daß in Slums auch die Seele dunkel wird? 
Alle diejenigen, die daran glauben und dafür arbeiten, 
hoffen auf ihren Lohn. Dr. Uwe-Jens Nissen 
Studenten, am 1.Juli auf die Straße! 
»In Besorgnis um den wachsenden Bildungsnot-
stand in der Bundesrepublik Deutschland werden 
am 1. Juli 1965 von den Studentenschaften der 
Bundesrepublik und Westberlins Kundgebungen 
und Demonstrationen veranstaltet, um allen Be-
mühungen um einen verstärkten Ausbau des 
Bildungswesens Nachdruck zu verleihen.« Mit 
diesen Worten beginnt ein Beschluß der letzten 
Mitgliederversammlung des Verbandes Deutscher 
Studentenschaften in Mainz vom 17. März 1965. 
Auf die Straße zu gehen, ist sicher nicht der 
eleganteste Weg der Auseinandersetzung. Aber 
vor allem die in Punkt 2 der nachfolgenden Be-
schlußbegründung geäußerten Bedenken, recht-
fertigen dieses Vorgehen. 
Es ist an der Zeit, Wähler und Politiker unmiß-
verständlich und unübersehbar auf die Diskrepanz 
hinzuweisen, die auf bildungspolitischem Gebiet 
nun schon lange zwischen Wollen und Tun be-
steht. 
Unübersehbar heißt aber, daß sich qualifizierte 
Mehrheiten den Kundgebungen anschließen. 
Es genügt eben nicht, wenn von rund 7000 Stu-
denten Braunschweigs nur 20 Prozent, wie letzt-
lich beim Marsch gegen die geplante Schul-
gesetznovelle, demonstrieren. Politiker und Pro-
fessoren sind in solchen Fällen gute Rechner. 
Das Motto für den 1. Juli kann deshalb nur lauten: 
Kein Student im Hörsaal, sondern alle gemein-
sam außerhalb der Hochschule für eine Politik, 
die die Bildungsreform spürbar fördert. Die Hrsg. 
Die Begründung des VDS-Beschlusses hat fol-
genden Wortlaut: 
1. Die deutsche Studentenschaft hat in den ver-
gangenen Jahren zahlreiche Stellungnahmen zur 
Bildungss'ituation in der Bundesrepublik ab-
gegeben. Die Ständige Konferenz der Kultus-
minister, der Wissenschaftsrat, die Deutsche For-
schungsgemeinschaft, die Westdeutsche Rek-
torenkonferenz und andere Institutionen auf dem 
Gebiet des Bildungswesens haben ebenfalls in 
Denkschriften, Aufsätzen und Stellungnahmen 
auf den wachsenden Bildungsnotstand hinge-
wiesen. 
Es muß jedoch mit Bedauern festgestellt werden, 
daß - abgesehen von Ausnahmen - in Bund und 
Ländern bei weitem nicht alle Maßnahmen er-
griffen wurden, die zur Abwendung des Bildungs-
notstandes erforderlich sind. 
2. Der Bundesminister für Wissenschaft und For-
schung hat am 28. Januar dieses Jahres einen 
Forschungsbericht vorgelegt, der vom Bundes-
kabinett verabschiedet worden ist. Darin wird 
festgestellt, daß die finanziellen Aufwendungen 
für die Wissenschaft in den nächsten Jahren ver-
doppelt werden müssen. Wir finden es unverant-
wortlich, daß der Bundestag in dieser Lage die 
Mittel für die Wissenschaftsförderung nicht er-
höht, sondern die vorgesehenen Mittel gekürzt 
hat. 
3. Wir finden es unbegreiflich, daß der Bundes-
tag ein Gesetz beschließt, daß Hunderttausenden 
von Schülern weiterführender Schulen ohne 
Rücksicht auf deren Bedürftigkeit 40,- DM zuteilt. 
Auf diese Weise wird eine Summe von 450 Millio-
nen ohne nennenswerten bildungspolitischen 
Effekt ausgegeben. Wir fordern, daß endlich in 
Zusammenarbeit von Bund und Ländern eine ge-
zielte, sozial- und bildungspolitisch wirksame 
Ausbildungsförderung in der Bundesrepublik 
verwirklicht wird. 
4. Wir sind empört darüber, daß die Regierungen 
von Bund und Länder noch immer keine lang-
fristigen, gemeinsamen Investitions-, geschweige 
denn Finanzierungspläne für Wissenschaft und 
Bildung entworfen haben. Statt dessen wird das 
wenige verfügbare Geld kurzfristig in Form von 
Wahlgeschenken verpulvert. 
5. Die Politiker überschütten uns mit kultur-
politischen Deklamationen. Sie sollten statt 
dessen der Bevölkerung endlich sagen, welche 
Opfer gebracht werden müssen, wenn die Bun-
desrepublik den Anschluß an die internationale 
Entwicklung wieder gewinnen soll. 
Wir protestieren d_agegen, daß Steuersenkungen 
beschlossen werden, wenn sich unser Staat in 
einer Notlage befindet, die nur durch Einziehung 
neuer Steuern überwunden werden kann. 
Theaterpause 
Als wir in unserer letzten Ausgabe den Neubau 
eines neuen Schauspielhauses in Braunschweig 
durch Beiträge Prof. Krämers und Dr. Matiaseks 
vorschlugen, hofften wir - es wurde auch ange-
kündigt - nun weitere Vorschläge dazu machen 
zu können. Die für eine Veröffentlichung vorge-
sehenen Studienarbeiten von Studenten der 
Technischen Hochschule, die von uns schon zum 
Druck vorbereitet worden waren, wurden dann 
leider von Prof. Krämer zurückgezogen, weil, wie 
er sagte, ein Wettbewerb zu erwarten sei. 
Bisher ist weder ein Wettbewerb ausgeschrieben, 
noch zeigte die Stadt übergroße Neigung, sich 
aktiv für den Neubau einzusetzen. 
Auch eine im Werkbund geführte Diskussion 
zum Problemkreis brachte keine starken An-
triebe. Es wurde lediglich die Gründung eines 
Freundeskreises bekanntgegeben. 
Und nun ist Sommer und bald die Theaterpause. 
Wir werden uns gedulden müssen. W 
{ 
Drei gute Beschlüsse 1 
Drei für Niedersachsens Pädagogikstudente er-
freuliche Beschlüsse faßte die letzte M\tglie er-
versammlung des VDS in Mainz: 
1. Die Pädagogen sind in den VDS aufgeno m . 
Damit sind ihre jahrelangen Bemühungen, o-
hender Isolation zu entgehen, endlich erfolgre 
verlaufen. 
2. Für die Pädagogen wurde im VDS der F c~-
verband Erziehungswissenschaften gegründet. 
3. Wurde ein hauptamtlicher Referent für Lehrer-
bildung und Bildungsfragen eingesetzt. 
PS.: Dem Studentischen Rat der TH lag gerade 
ein Antrag vor, die Studentenschaft möge aus 









Sind es Steuermittel, 
wird es fast noch mehr. 
Das für soviel Geld 
erzielte Ergebnis ist 
kritisch zu betrachten; 
um so mehr in einer Zeit 
der Geldknappheit und 
der Verschuldung der 
Öffentlichen Hand. 
1 
Als am 4. September, rechtzeitig vor der Wahl , die Braun-
schweiger Stadthalle eingeweiht wurde, waren wir alle ge-
spannt. Wir wollten wissen, ist unser Geld gut angelegt, 
wird es uns nützen? 
Und da der bei der Eröffnung betonte Anspruch, der »Braun-
schweiger Jahrhundertbau« sei entstanden, nicht alltäglich 
ist, muß eine besondere Elle angelegt werden. 
Die Architektur 
Nun, wer heute mit der Eisenbahn in Braunschweig ankommt 
und den Bahnhof verläßt, ist überrascht. Sieht man von der 
mit Ampeln verklausulierten Kreuzung ab, muß er den Ein-
druck haben, es handle sich hier um eine moderne Groß-
stadt. Bahnhof, Post, Viewegs Garten, Stadthalle, breite 
Straßen. Das läßt sich sehen, ist eine Schau, verglichen mit 
so manchen Innenstadtverhältnissen. 
Man sollte der Stadthalle aus dieser Perspektive begegnen. 
Sie liegt schön. Sie ist schön. Ihr verhaltener brauner Ton 
läßt den Formen der Architektur Raum zur Entfaltung . Die 
ungewöhnliche Dreieckskonstruktion spannt den Bau auf. 
Er kann sich ausdehnen, der Platz ist vorhanden. Die Wände 
sind aufgerissen. Die Schichtung der Ebenen wird sichtbar. 
Die wichtigere obere tritt hervor, beschattet die untere. Man 
hat etwas zu schauen. 
Aber dann das Problem. Der Eingang. Natürlich wird er an 
der Ottmerstraße gesucht. Hier scheint ein f\!achteil des 
Dreiecksrasters zu liegen: Er schafft psycholc -:: isch zu viele 
Eingangssituationer-. Jede Se· :" müßte einen haben. Der 
Eingang liegt a~er an der Rückseite. Das ist aus städte-
baulich-psychologischer Sicht zu bedauern. Die Verkehrs-
situation rechtfertigt ihn jedoch. Die Besucher werden aus 
der Stadt förmlich in die Stadthalle hineingesaugt. Weite rer 
optischer Nachteil: die Garage. Sie funktioniert. Aber sie 
steht vor dem Eingang. 
Erscheint einem die Halle zunächst als Bauplastik, prall 
gespannt, ist sie künstlerisches Ereignis, ändert sich der 
Eindruck aber, kommt man in sie hinein. 
Das erste Foyer ist räumlich nicht eindeutig geordnet. Eben-
so die Lichtverhältnisse, man fühlt sich nicht recht wohl. 
Dann, die erste Eindeutigkeit : grau gestrichener »Sicht-
beton«. Dies und die vielen ve,rschiedenen Hölzer - Treppe, 
Parkett und Täfelung sind aus unterschiedlichen Hölzern 
hergestellt - ergeben einen fast tristen Klang . Die »Farben « 
Grau und Braun schaffen es nicht, festlichen Eindruck zu 
erzeugen . Hinzu kommt die auch im oberen Foyer nicht 
eindeutige Beleuchtung. Die Lampen wirken staubig. 
Im großen Saal leider der gleiche Eindruck: grau-braun . Das 
Gestühl ist bequem, man hat Platz. Aber es ist, wie man in 
Braunschweiger Studentenkreisen sagt, mit einem gewagten 
Grau bezogen. Der Klang mit den endlosen Teakwänden 
ist ähnlich wie im Foyer. Der schmale Streifen, attraktiv 
gemaserter afrikanischer Birne, der sich um den Raum 
zieht, vermag den Eindruck nicht zu ändern. Auch nicht die 
Decke. Sie ist zwar beherrschendes Element im Raum. Aber 
wer schaut immer nach oben? Sie wirkt im Zusammenspiel 
aller Mittel eigentlich nur gut auf den Emporenplatzbesitzer. 
Da der Saal aber in erster Linie als Konzertsaal konzipiert 
wurde und die Akustik gut ist (Generalmusikdirektor Esser: 
»Ich halte ihn für einen der besten 4 oder 5 Konzertsäle der 
Bundesrepublik«), ist die lnterieurgesta ltung nicht von 
größter Bedeutung. Obwohl es heute natürlich Stühle gibt, 
die beide Forderungen erfüllen : die nach Bequemlichkeit 
und die ästhetische! 
In bezug auf die Akustik ist allerdings hinzuzufügen, daß 
bei Sinfoniekonzerten das Surren der Leuchtröhren stört. 
Ebenso müßten die elektroakustischen Mittel , wenn sie ein-
gesetzt werden , wesentlich geschicktere Anwendung finden . 
Das ohnehin fade Play-Bach-Konzert wurde durch die 
Elektroakustik ze itwei lig fast völlig verändert. 
Ein Genuß dagegen ist der kleine Saal mit seiner zauber-
haften, rokokoartigen Decke. Hier dafür ein anderer Nach-
teil: Als Vortrags- und Konzertsaal geplant, bietet seine 
Bühne keinem Kammerorchester Platz. Die Folge: Die fest-
lichen Tage neuer Kammermusik, die einzige ausschließlich 
und anspruchsvoll progressive Musikveranstaltung der 
Stadt, können nicht in den Konzertsälen der Stadt durch-
geführt werden. Schade, denn neben den Sinfoniekonzerten 
gehört doch gerade ze itgenössische Kammermusik in die 
Stadthalle. 
Nach einer Veranstaltung im Restaurant der Stadthalle zu 
sitzen, ist schwier ig . Man muß aus den Foyers des großen 
Saals auf die Straße, um das halbe Gebäude herum und 
dann - den richtigen Eingang finden . 
Hier erhält das Interieur nun allerdings hervorragende Be-
deutung. Denn es bestimmt die Benutzbarkeit des Restau-
rants. Der mit seinen Gruppierungen zwar geschickt unter-
teilte Raum ist aber nicht attraktiv. Drei verschiedene Hölzer 
ergeben mit den nichtssagenden, graubezogenen Stühlen, 
den staubig wirkenden Lampen , die auf Gesichtern und 
Tischtüchern Flecken erzeugen, den Garderobenständern in 
den Nischen und der, im Vergleich mit anderen kleinen 
Räumen, einfallslosen Decke eine unfestliche, bedeutungs-
lose Atmosphäre, die man gerade im StadthallenrAstaurant 
nicht erwartet. Braunschweig hat noch immer kein zeitgemäß 
eingerichtetes, festliches Restaurant. 
Braunschweiger Jahrhundertbau? Ist das nicht ein bißchen 
zu schnell gesagt und zu hochgegriffen? Die Stadthalle ist 
ein guter, konstruktiv unkonventioneller, im Detail sensibler 
und im wesentlichen zweckgerechter Bau , der aber doch 
hinsichtlich der Innenarchitektur Fragen offen läßt. 
Das Programm 
Der Oberstadtdirektor sagte bei der Eröffnung: »Der Wert 
der Halle rechtfertigt beachtliche Summen. Unsere Zeit wird 
später einmal an ihren kulturpolitischen Leistungen ge-
messen werden «. 
Die Stadthalle wurde durch einen Festakt am Vormittag 
eröffnet. Das Staatstheaterorchester spielte unter der Lei-
tung von Generalmusikdirektor Heribert Esser das Engels-

konzert aus Mathis der Maler von Paul Hindemith und Georg 
Friedrich Händels Feuerwerksmusik. Ein festliches Pro-
gramm. In der Auswahl der Stücke dem Ereignis entspre-
chend. Galt es doch in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhun-
derts ein bedeutendes architektonisches Werk einzuweihen, 
das kulturellen Zwecken dienen soll. 
Der Festakt war geladenen Gästen vorbehalten. Der größte 
Teil der Bevölkerung war von ihm ausgeschlossen. Er konnte 
nicht die programmatischen kulturpolitischen Reden hören. 
Aber er sollte nicht zu kurz kommen. Für ihn, den größeren 
Teil der Steuerzahler, wurde am Abend ein Festkonzert unter 
dem Motto »Musik für alle« geplant. Das Motto war gut, alle 
sollten kommen, ihre Stadthalle in Besitz nehmen. Und das 
Programm? War es festlich? Dem Ereignis entsprechend? 
Es reichte von Mozarts Jupitersinfonie bis zur Ouvertüre von 
Strauß' Zigeunerbaron. Die BZ sprach mit Recht von »pot-
pourrihafter Zusammenstellung«. Das Programm umfaßte 
so ungefähr alles, was aus dem vorigen Jahrhundert als 
gängig auf uns überkommen ist. Hörte man morgens Hinde-
mith, nun gab es Verdi-Arien. Nichts gegen Rigoletto und 
Fledermaus, aber doch nicht zu dem Anlaß. Es war, ganz 
schlicht gesagt, ein Programm nach Großmutters Art. Der 
letzte bedeutende europäische Komponist: Johann Strauß. 
Und das aus Anlaß der Einweihung des »Braunschweiger 
Jahrhundertbaues«. Wie sagte der Oberstadtdirektor? »Un-
sere Zeit wird später einmal an ihren kulturpolitischen 
Leistungen gemessen werden«. 
Und das Publikum? Waren denn alle gekommen? Natürlich 
nicht. Natürlich nur der Teil , der sich von einem so konven-
tionellen Sammelsuriumprogramm angezogen fühlte. 
So wurde das Festkonzert zum doppelten Ärgernis : 1. bot 
es kein auch nur in irgendeiner Weise angemessenes Fest-
programm (Mozart in der Zusammenstellung ist fast eine 
Zumutung) und 2. war kein Querschnitt, sondern nur ein Teil 
der Bevölkerung gekommen. (Daß die Stadthalle voll war, 
ist hier kein Argument.) 
Das e,igentliche Festkonzert fand deshalb auch erst sieben 
Wochen später statt. Ohne besondere Ti,tulierung. 
Als am 24. und 25. Oktober der Japaner Hiroyuki lwaki das 
Podium betrat und mit dem Orchester des Staatstheaters 
eine außergewöhnliche und vom Publikum enthusiastisch 
gefeierte Leistung bot, geschah es. Unsere Stadthalle diente 
einem großen künstlerischen Ereignis und damit im besten 
Sinne sich selbst. Denn ist es nicht Zweck und auch Er-
füllung dieser Architektur künstlerischen und im weitesten 
Sinne kulturellen Ereignissen zu dienen? Ereignissen, wohl-
gemerkt. 
Ob uns die Stadthalle nützlich ist? Das hängt von einer 
klugen , mutigen und manchmal nicht nur kommerziellen 
Zielen dienenden Programmgestaltung ab. 
Die Stadt hat dem Architekten größtmögliche Freiheit bei 
der Baugestaltung gelassen. Das ehrt sie und ist vorbildlich, 
weil sicherlich nicht immer üblich. Nun muß sie aber auch 
zielbewußt und unkonventionell ihr und unser aller Kapital 
mehren. Nun muß sie beweisen, daß es wirklich richtig war, 








Einheit von Forschung und Lehre 
Die Kommission für Hochschulrecht der westdeutschen Rek-
torenkonferenz hat auf ihrer 24. Sitzung am 30. Januar 1965 
in Hannover ihre Grundsätze zur Hochschulreform erneut 
hervorgehoben. In Nr. 1 ihrer Thesen definiert die Kommis-
sion das Wesen der wissenschaftlichen Hochschulen als von 
der Forschung her bestimmt. Ihre Aufgabe umfasse For-
schung und Lehre. In Nr. 5 dieser Thesen wird Forschung 
und Lehre als Grundsatz angesprochen, an dem sich auch 
in Zukunft die innere Struktur der Hochschule zu bestimmen 
habe. 
Der Stil der Sprache läßt unter Umständen auf die Präzision 
des Denkens schließen, darum soll die Nummer 5 wörtlich 
zitiert werden : 
»5. Da die wissenschaftliche Hochschule in der Verantwor-
tung für Forschung und Lehre ihre Mitte hat, kann sich auch 
in Zukunft nur von hier aus ihre innere Struktur bestimmen. « 
Dieser Satz sitzt im ideologischen Stresemann bildungs-
bürgerlicher Beflissenhei,t auf dem Papier, wie ihre Magni-
fizenzen und Respektabilitäten auf der Bühne des 
Auditorium maximum. 
Die These sagt, daß die wissenschaftliche Hochschule, eine 
Mitte hat. Diese Mitte ist Verantwortung für Forschung und 
Lehre. Diese Feststellung bleibt ohne Sinn. Gemeint könnte 
sein: Die wissenschaftliche Hochschule hat einen Zweck. 
Dieser Zweck ist die Verantwortung .. . , nein - das ergibt 
ebenfalls keinen Sinn, denn der Zweck einer Institution 
kann nicht in der »Verantwortung « liegen. Ihr Zweck kann 
Forschung und Lehre sein , nicht aber Verantwortung für 
Forschung und Lehre. Sollte das aber gemeint sein , bliebe 
zu fragen : wer verantwortet was? Vor wem? Was wird ver-
antwortet? Lehre und Forschung! Wer verantwortet? Die 
wissenschaftliche Hochschule! Vor wem? Deutsch sein heißt, 
eine Sache um ihrer selbst willen tun! Vor der Sache wird 
sich verantwortet, sonst vor niemand . 
Nehmen wir an , es ist mit dem Synonym »Mitte« nicht 
»Zweck« gemeint. Für was steht dann das Substantiv »Mit-
te«? Die Hochschule soll doch nach Aussage der Rektoren-
konferenz ihre Verantwortung in dem haben, was sie als 
»Mitte« bezeichnet. Vielleicht ist »Aufgabe« gemeint, 
oder »Grund «. Würde das Wort »Mitte« mit einem anderen 
Begriff ausgetauscht, käme nichts wesentl ich Einleuchten-
deres heraus. Mitte, Mittelpunkt, Nabel , ich beschaue meinen 
Nabel , er ist die Mitte, die Mitte des Seins, introvertierte 
Welterfüllung , Meditationen um das Nirwana. 
Nach Meinung der westdeutschen Rektorenkonferenz soll 
sich von dieser »Mitte« auch in Zukunft die innere Struktur 
der Hochschule bestimmen . Was gemeint ist, wird mit Nr. 5 
der Thesen nicht gesagt, es läßt sich aber aus dem klein-
karierten Pathos erahnen : 
Die wissenschaftliche Hochschule hat die Aufgabe zu for-
schen und zu lehren. Sie trägt die Verantwortung für For-
schung und Lehre. Sowohl die Aufgabe selbst als auch die 
Verantwortung um diese Aufgaben bestimmen die innere 
Struktur der wissenschaftlichen Hochschule. Dies muß auch 
in der Zukunft bedacht werden, wenn man die wissenschaft-
liche Hochschule reformieren will. 
Eine Antwort auf die doch naheliegende Frage, wer denn der 
wissenschaftlichen Hochschule die Aufgabe stellt und ihr 
Verantwortung überträgt oder übertragen hat, fehlt in der 
Meinungsäußerung der Rektorenkonferenz. Versteht sich 
das von selbst? Es versteht sich nicht von selbst. Hierzu-
lande wird nur immer von Verantwortung gesp rochen, aber 
keine Verantwortung getragen, da der Adressat der Ver-
antwortung von seinem Recht Verantwortung zu fordern, 
nichts weiß. Der Adressat ist aber die Gesellschaft, re-
präsentiert durch den Staat in all seiner Unvollkommenheit. 
Gerade das Verschweigen der konkreten Beziehung und die 
Uberkleisterung mit der Verantwortungstapete weist darauf 
hin, warum eine Hochschulreform dringend erscheint. 
Zuerst: Forsch ung und Lehre sind frei. Jeder kann also 
forschen und lehren. Was aber ist, wenn ihm die 
materiellen Mittel zur Forschung und die Schüle·r für seine 
Lehren fehlen? Besteht für irgendwen gegenüber irgend-
wem ein Anspruch auf Fi nanzierung seiner Forschung? Be-
steht für irgendwen ein Anspruch, daß ihm Schüler zugeteilt 
werden? Ist irgendwer verpflichtet, die Lehre irgendwessen 
anzuhören? 
Zuzweit: Die wissenschaftlichen Hochschulen sind keine 
frei im Raum schwebenden Gelehrtenrepubliken, die sich 
ihre Aufgabe selbst stellen und die sich selbst finanzieren . 
Ihre Aufgabe wird ihnen von der Gesellschaft gestellt, sie 
werden von der Gesellschaft - repräsentiert durch den 
Staat - finanziert. 
Man beachte: ihre Aufg abe wird ihnen durch die Gesellschaft 
gestellt, nicht durch den Staat. Der Staat als Repräsentant 
der Gesellschaft finanziert sie. Die Wissenschaft mit allen 
ihren Disziplinen gehört zur Gesellschaft, sie ist eine ihrer 
ökonomischen aber auch ideologischen Bedingungen. Die 
Wissenschaft existiert nicht außerhalb der Gesellschaft, da 
die Gesellschaft alle materiellen und ideellen, formalen und 
informalen menschlichen Beziehungen umfaßt. Der Staat ist 
nur territoriale Verwaltungseinheit zufälliger geschichtlicher 
Zersplitterungen der menschlichen Gesellschaft, er ist nicht 
wertfrei, sondern letztlich Herrschaftsordnung, daher ist der 
Staat von seiner Funktion her darauf ange legt, die Freiheit 
des Individuums einzuengen. Daß der Staat das Gemeinwohl 
vertritt, ist Hypothese, Fiktion. Das Gemeinwohl als Har-
monie ausgetragener und ausgeg lichener Interessen setzt 
voraus, daß die Interessen ausgetragen und ausgeglichen 
werden können. Die Interessen werden in der Gesellschaft 
ausgetragen, daher steht die Gesellschaft als Faktum vor 
dem Staat, der nur Abstraktum ist. Mindestens seit Hegel 
wird aber in Deutschland der Staat verabsolutiert, der Staat 
gilt danach als Manifestation der Gesellschaft, somit kann 
er die Austragung und den Ausgleich der Interessen inner-
halb der Gesellschaft verbieten. Der Staat wird zur Willkür, 
Ordnung zum Zweck an sich. 
Das Gemeinwohl Ist nicht prästabiliert, sondern poststabi-
liert, es gibt kein aus der Vorsehung oder anderen metaphy-
sischen Quellen ableitbares Gemeinwohl, es gibt nur Inter-
essen und den Ausgleich der Interessen. 
Zudritt: Die wissenschaftlichen Hochschulen sind Institutio-
nen. Der Lehrkörper dieser Institutionen ist mit der Institu-
tion nicht identisch. Die Interessen des Lehrkörpers sind 
andere als die der Institutionen, die als solche überhaupt 
keine eigenen Interessen hat und haben kann. Das primäre 
lnterese der Lehr- und Forschungskörper ist auf den aus-
schließlichen Besitz dieser Institution gerichtet. Besitz wird 
hier als uneingeschränktes Direktions- und Herrschaftsrecht 
verstanden. Die Gesellschaft hat aber ebenfall s Interessen 
an dieser Institution. Diese Interessen sind unterschiedlich, 
sie sind bedingt an dem Ziel, das die jeweilige Gesellschafts-
gruppe, -schicht oder -klasse anstrebt. Für diese gesell-
schaftlichen Gruppen ist die wissenschaftliche Hochschule 
Instrument zur Verfolgung ihrer materiellen oder immateriel-
len Interessen. Aus dieser Interessenlage und dem jeweili-
gen ideologischen oder materiellen Einfluß ergeben sich 
letzt! ich die Forschungsobjekte der wissenschaftlichen Hoch-
schule. Aus den Objekten der Forschung ergeben sich 
zwangsläufig aber die Objekte der Lehre. Daran ändert auch 
nichts, daß die herrschende Ideologie oder die allgemein-
verbindlichen Wertkonventionen, nicht als Ideologie erkannt, 
sondern als Wirklichkeit verkannt werden. 
Zuviert: Eine Reform der wissenschaftlichen Hochschule 
kann daher nicht allein vom Interesse des Lehr- und 
Forschungskörpers bestimmt werden , sondern sie hat in 
gleichem Maße die Interessen der Gesellschaft zu berück-
sichtigen. Im wesentlichsten gehört zu diesen legitimen 
Interessen der Gesellschaft die Kontrolle der Verwendung 
der von ihr aufgebrachten Mittel. Diese Kontrolle obliegt dem 
Staat als Repräsentant der Gesellschaft. Daneben hat der 
Staat keine Legitimation, die Forschung über bestimmte 
Objekte zu verbieten, er hat aber die Legitimation, d ie For-
schung über bestimmte Objekte zu verlangen. Der Staat 
hat nicht die Legitimation in Methode und Ablauf der For-
schung einzugreifen, er hat aber die Legitimation, Umfang 
und Art der Lehre zu bestimmen, deren Kenntnis bei der 
Übernahme von qualifizierten Berufen und Funktionen vor-
ausgesetzt werden muß. 
Zufünft: Die Lehrkörper der wissenschaftlichen Hochschulen 
gehen davon aus, daß das Studium wertfreies (vielleicht 
sogar zweckfreies) Bildungsstudium sei. Diese Annahme ist 
weder durch die geschichtliche Entwicklung der Hochschulen 
noch durch die Erfahrung belegt, sie begründet sich allein 
in ideologischen Traditionen. Von möglichen, allerdings 
atypischen Ausnahmen abgesehen, ist das Studium Berufs-
vorbereitung . Die wissenschaftlichen Hochschulen sind 
Dachverbände von wissenschaftlichen Fachschulen oder 
Fachakademien. Ihr behaupteter wissenschaftlicher Univer-
salanspruch hat, wenn übe•rhaupt, nur im dogmatischen 
Totalitätsanspruch der mittelalterlichen Theologie bestanden 
Der Staat hat die Pflicht (nicht nur das Recht) , den von ihm 
eingerichteten und von ihm unterhaltenen wissenschaftlichen 
Hochschulen vorzuschreiben, in welchem Zeitraum ein 
Studium abgeschlossen und welcher Wissensstoff vermittelt 
sein muß, wenn es sich um ein Studium handelt, das als 
Berufsvoraussetzung mit einem Staatsexamen abschließt. 
Die reine wissenschaftliche Lehre ist davon zu trennen. Das 
akademische Examen geht sowohl in Umfang und Art den 
Staat nichts an. Der Staat darf die Ablegung eines akade-
mischen Examens nicht als Voraussetzung zur Ausübung 
eines Berufes vorschreiben. In diesem Bereich können sich 
»die Akademiker« als eigenständige Sozialgruppe gemäß 
ihren eigenen Interessen selbst bestimmen . Solange sie 
unter sich bleiben, kann ihnen niemand verwehren , akade-
mische Rituale zur Aufbesserung ihres Selbstwertes zu er-
finden . Gegenüber dem Staat und gegenüber der Gesell-
schaft können sie aber aus ihrer akademischen Graduierung 
keine materiellen oder immateriellen Forderungen ableiten . 
In diesem Bereich bleiben sie Bürger unter Bürgern . Der 
akademische Grad ist zum verbalen Kavaliersdegen eines 
mit sozialen Minderwerti gkei tskomplexen belasteten Klein-
Bürgertum denaturiert. Die akademische Graduie-rung und 
das akademische Examen hat nur Sinn für den reinen 
Wissenschaftler. 
Zusechst: Die Doppelrolle der deutschen wissenschaftlichen 
Hochschulen, einerseits als Anstalten der Forschung, an-
dererseits der Lehre deren Kenntnis Voraussetzung für 
bestimmte Berufe und Funktionen ist, läßt es nicht zu, ihren 
Charakter nach einer dieser Rollen allein zu bestimmen. 
Entweder die Forschung wird von den Hochschulen getrennt 
und reinen Forschungsakademien übertragen oder aber die 
Hochschulen müssen anerkennen, daß der Staat eine Ein-
griffspflicht und ein Eingriffsrecht auf die Lehre hat, soweit 
es sich um ihre Objekte, ihre Zeitdauer, ihren Umfang und 
u. U. ihre Didaktik handelt. Diese Eingriffspflicht bzw. dieses 
Eingriffsrecht bezieht sich auf das Studium zur Vorbe re itung 
des Staatsexamens, es ist darin begrenzt und kann nicht 
auf das rein wissenschaftliche Studium, das der Forschung, 
nicht der Berufsvorbereitung dient, ausgedehnt werden. Die 
Forschung ist frei, die Lehre ist fre-i, die Lehre aber, die als 
Voraussetzung der Berufs- oder Funktionsübernahme inner-
halb der Gesellschaft notwendig erscheint, kann vom Staat 
geregelt werden. 
Die Verwertung der Resultate von Forschung und Lehre, 
ihre Ergebnisse, bleiben der Gesellschaft überlassen, sie 
übernimmt oder verwirft die Resultate aus eigenem Inter-
esse. 
Die Freiheit von Forschung und Lehre ist unantastbar. Dieser 
Grundsatz enthält aber keinen Anspruch an den Staat oder 
die Gesellschaft, für jede Forschung und für jede Lehre die 
materielle und institutionelle Grundlage zur Verfügung zu 
stellen. Forschung und Lehre an sich liegen außerhalb staat-
licher Hoheit und außerhalb jeden gesellschaftlichen An-
spruchs. Die wissenschaftlichen Hochschulen sind aber 
Anstalten der Gesellschaft, sie liegen innerhalb der staat-
lichen Hoheit und innerhalb eines gesellschaft lichen An-
spruchs. 
Zum Entwurf eines hessischen Hochschulgesetzes 
Die hessische Regierung hat dem Landtag einen Entwurf 
eines hessischen Hochschulgesetzes vorgelegt. Die Ab-
lehnung dieses Entwurfs durch die Lehrkörper der hessi-
schen wissenschaftlichen Hochschulen war einmütig, wenn 
auch nicht einstimmig. Man beachte den subtilen Unterschied. 
Gemessen am Entrüstungsaufwand muß der Entwurf einen 
Plan zur revolutionären Umgestaltung der hessischen Un i-
versitäten und Hochschulen enthalten. Wo aber der revolu-
tionäre Kern stecken soll, bleibt auch nach konzentriertestem 
Suchen unauffindbar. Die entscheidenden Punkte dieses 
Entwurfs sollen nachfolgend dem gegenübergestellt werden , 
was die Lehrkörper der hessischen Hochschulen als For-
mulierungshilfe vorschlagen. 
§ 2 Abs. 1 des Entwurfs : »Die wissenschaftlichen Hochschulen 
haben die Aufgabe zu forschen und zu lehren.« Dagegen die 
Formulierung der Lehrkörper: »Die wissenschaftlichen Hoch-
schulen dienen der Pflege von Forschung und Lehre.« An-
scheinend kein wesentlicher Unterschied . Der Unterschied 
liegt in der Verblasenheit der Sprache: »sie dienen der 
Pflege von .. . «. »Sie dienen nicht Forschung und Lehre, sie 
dienen der Pflege von ... «. Der Stil der Sprache verrät die 
Präzision des Denkens. Weiter oben war davon schon einmal 
die Rede. 
§ 2 Abs. 2 des Entwurfs : »Die wissenschaftlichen Hochschulen 
bereiten die Studenten auf Berufe vor, für die ein wissen-
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schaftliches Studium vorgeschrieben oder nützlich ist.« Da-
gegen die Formulierung der Lehrkörper: »Die wissenschaft-
lichen Hochschulen bereiten Studenten auf Berufe vor, für 
die eine wissenschaftliche Ausbildung erforderlich ist. Bei 
der Entscheidung darüber, ob ein wissenschaftliches Stu-
dium erforderlich ist, haben die Hochschulen ein Mitsprache-
recht. « Die Lehrkörper meinen, daß es Berufe gäbe, für die 
eine wissenschaftliche Ausbildung objektiv erforderlich ist. 
Sie halten die Bedingung der wissenschaftlichen Ausbildung 
als unaufhebbare, sich aus der Sache ergebende Folgerung. 
Die Gleichsetzung von »wissenschaftlicher« mit »akademi-
scher« Ausbildung verleitet zu diesem Mißverständnis. Ob 
für einen Beruf eine »akademische« Ausbildung zu fordern 
ist, bleibt eine Frage, die sich nur aus den jeweiligen sub-
jektiven Ordnungsvorstellungen beantworten läßt. 
Wenn die Lehrkörper der Hochschulen weiterhin ein Mit-
spracherecht bei der Entscheidung verlangen , welche Funk-
tionen und Berufe ein wissenschaftliches Studium verlangen, 
fordern sie in aller Bescheidenheit ein Mitspracherecht in 
der staatl ichen Legislative, Exekutive und Rechtspflege, nicht 
etwa als Staatsbürger, sondern als von rechtswegen Privile-
gierte. Die Feststellung, ob für einen Beruf eine »wissen-
schaftliche« Vorbildung gefordert werden muß - besser wäre 
zu sagen »akademische« - ist allein Aufgabe der Legislative 
und der Exekutive. Die Hochschullehrer können als Staats-
bü rger auf dem Wege der Petition ihre Meinung sagen. Sie 
haben außer ihrem Sachverständnis keinerlei Legitimation 
darüber mitzusprechen, ob der Staat es für notwendig an-
sieht, daß in Zukunft die Hebammen an wissenschaftlichen 
Hochschulen ausgebildet werden, oder die Amtsrichter an 
Juristenschulen, die keine wissenschaftlichen Hochschulen 
zu sein brauchen . 
Der Entwurf sieht in § 5 Abs. 2 Ziff. 2 als zu den akade-
mischen Angelegenheiten und daher zur Selbstverwaltung 
gehörig vor, daß die Hochschulen bei der Berufung auf einen 
Lehrstuhl mitwirken, während die Lehrkörper das Vorschlags-
recht bei der Berufung auf einen Lehrstuhl verlangen. Hier 
wird ein neuralgischer Punkt angesprochen, durchaus aber 
kein revolutionärer. Die Hochschulen verlangen , entspre-
chend der jetzigen Übung, daß sie allein berechtigt bleiben, 
Vorschläg e für die Besetzung eines Lehrstuhles zu machen. 
Es läßt sich darüber diskutieren. Da die Fakultäten über 
dieses Recht verfügen , wäre zu fragen, ob es sich bewährt 
hat, so daß eine Änderung negative Auswirkung für For-
schung und Lehre haben wird. Es hat sich nicht bewährt. 
Der Außenseiter, der die »herrschende Lehre und Meinung« 
in Frage stellt, hat nur eine beschränkte Chance berufen 
zu werden oder derjenige, der der Schulmedizin vorwirft, 
falsche Wege zu gehen. Natürlich ist das »in Frage stellen « 
übernommener Theorien, Lehren und Übungen noch kein 
Ausweis für Qualifikation, aber es ist heute weitgehend ein 
Ausschlußgrund, um Forschung und Lehre an einer wissen-
schaftlichen Hochschule betreiben zu können. Die Etablier-
ten haben es nicht gern, die Resultate ihrer Forschung und 
Lehre »in Frage stellen « zu lassen. Da erscheint es schon 
besser, die Lehrstühle für die treuesten Schüler und Assi-
stenten freizuhalten, sie werden am Bestehenden nicht 
rütteln . Die Assistenten und Schüler wissen andererseits, 
daß allzuviel Kritik an Forschung und Lehre ihres jeweiligen 
Meisters der Habilitation und der Ordination etwas hinder-
lich sein kann. Dieses Verhalten braucht nicht die Regel zu 
sein , ist es aber nur Ausnahme? Offiziell wird in Hochschul-
kreisen darüber nicht gesprochen, es ist ein »Tabu « der 
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akademischen Selbstverwaltung. Inoffiziell ist das aber Ge-
genstand Nr. 1 aller Diskussionen. Die Lehrkörper wollen 
aus Eigeninteresse dieses uneingeschränkte Vorschlags-
privileg behalten, mit ihm wird Forschung und Lehre kanali-
siert. In den Geisteswissenschaften, insbesondere in der 
Rechtswissenschaft klappt das in aller Unschuld fast voll-
kommen. Hat das aber etwas mit der Freiheit von Forschung 
und Lehre zu tun? Vielen - nicht immer nur den Querulan-
ten - wird damit von vornherein die Möglichkeit genommen, 
an Hochschulen zu forschen und zu lehren, wenn die Er-
gebnisse ihres privaten Forschens nicht in das Konzept der 
Etablierten passen. 
Die wissenschaftliche Sterilität der deutschen Hochschulen, 
das relative Absinken ihres Niveaus, gemessen an inter-
nationalen Maßstäben, ist zu offensichtlich, als daß es 
einer weiteren Begründung bedarf. Dieser Niveauverlust 
hat nicht nur in der unzureichenden materiellen Ausstattung 
der deutschen Hochschulen seine Ursache. 
Der Entwurf sieht aber in § 24 vor, daß es an sich bei dem 
Vorschlagsrecht der Fakultät bleibt. Nur wenn die Fakultät 
in einer Frist von sechs Monaten keine Vorschlagsliste vor-
legt, geht ihr Vorschlagsrecht unter. Das ist der Kasus, der 
die Gemüter e,rhitzt. 
Nicht habilitierte Wi,ssenschaftler können nach dem Entwurf 
ebenfalls berufen werden . In der »Formulierungshilfe« zum 
Hochschulgesetz der Lehrkörper steht diese Vorschrift nicht. 
Weshalb die So·rge vor Nichthabilitierten? Albert Einstein 
war nicht habilitiert, um nur einen zu nennen. Die Liste der 
großartigen Denker und Forscher, die nicht habilitiert sind 
und waren , ist mindestens so eindrucksvoll wie die der 
Habilitierten. Liegt nicht gerade in dem starren Denken in 
Laufbahnrichtlinien: Promotion, Habilitation, Ordination der 
Tod der Wissenschaft. Als sehr polemisches, aber trotzdem 
nachdenkenswertes Argument, sei auf die Fülle inhaltlich fast 
idiotischer Promotions- und Habilitationsschriften verwiesen, 
die von deutschen wissenschaftlichen Hochschulen zwischen 
1933 und 1945 angenommen worden sind. Verfasser solcher 
Habilitationsschriften haben dem Vernehmen nach ihre Lehr-
stühle nach 1945 nur in seltenen Ausnahmefällen verloren . 
Auf welche Erfahrungen gründet sich eigentlich die immer 
wieder vorgetragene Annahme, daß ein Kultusminister un-
qualifizierte oder politisch gefärbte Bewerber berufen 
könnte? Besteht nicht auch die Gefahr, daß ein politisch 
profilierter Wissenschaftler von der Fakultät nicht benannt 
wird , weil ihr dessen ganze Richtung nicht paßt? Besonders 
im Bereich der Gesellschaftswissenschaften. 
Sechs Monate Zeit, um einen Vorschlag einzureichen, dürfte 
ausreichend sein. Der Druck, danach mit einer Berufung 
rechnen zu müssen, an der die Fakultät nicht mitgewirkt hat, 
dürfte he,ilsam sein . 
Die im Entwurf vorgesehene Einführung einer vierjährigen 
Amtszeit für den Rektor, sowie die Stellung des Kanzlers 
als Verantwortlichen für die Wirtschafts- und Personalver-
waltung wird von den Lehrkörpern abgelehnt. Ebenso das 
dem Kanzler übertragene Vetorecht im Verwaltungsrat ge-
genüber rechtswidrigen und unzweckmäßigen Beschlüssen . 
Warum eine vierjährige Amtszeit des Rektors die Freiheit 
von Forschung und Lehre einzuschränken geeignet sein 
soll , vermag nur der zu beurteilen , der auf dem Wege der 
Meditation die Unlustgefühle der Mitglieder der Lehrkörper 
nachzuempfinden vermag . 
Das Rektorat wechselt nicht mehr so oft, die Chance, die 
Amtskette seiner Magnifizenz zu tragen , verringert sich . 
Entrüstet wird man dieses Argument als billig und unzulässig 
in den Bereich der niederen Instinkte verweisen. Sei 's 
darum, die Psychoanalyse könnte hier manche irrationalen 
Quellen offenlegen, auch wenn sie an deutschen Hoch-
schulen als Wissenschaft geflissentlich übersehen wird . Der 
Rektor würde sich vier Jahre nicht mehr der Forschung und 
Lehre widmen können, sagt man, er verlöre die Verbindung 
zu seinem Fach. Es ist doch keiner, seinem Fach und seiner 
wissenschaftlichen Tätigke·it Verbundener, verpflichtet, Rek-
tor zu werden . 
Worin liegt die Notwendigkeit, daß der Rektor immer ein 
Lehrstuhlinhaber zu sein hat? Hier mischt sich doct1 tradi-
tionelles Denken mit Erwartungen im Bereich des Sozial-
prestiges. Die Repräsentation und die Führung einer moder-
nen Universität verlangt ein hauptamtliches und erfahrenes 
Oberhaupt, anderenfalls kann die Forderung auf Selbstver-
waltung , die immer so geflissentlich erhoben wird , nicht mehr 
sehr ernst genommen werden. In Hessen haben Gemeinden 
mit eintausendfünfhundert Einwohnern und einem Etat von 
zweiundneunzigtausend DM einen hauptamtlichen Bürger-
meister. Dieser ist auf sechs Jahre gewählt. In kleineren 
Gemeinden, wenn er nicht hauptamtlich ist, auf vier Jahre. 
Unsere Hochschulen sind Körperschaften mit einem be-
achtlichen wirtschaftlichen Volumen. Das einjährige Rektorat 
ist ein Überbleibsel aus geruhsamen Zeiten, in denen der 
Rektor nur Repräsentant aber nicht auch gleichzeitig Spitze 
einer bedeutenden Verwaltung war. 
Die Stellung und Funktion des Kanzlers erscheint ebenfalls 
folgerichtig . Der Verwaltungsausschuß ist kein Ausschuß 
von Verwaltungsfachleuten , er heißt nur so. Seine Beschlüs-
se müssen blockierbar sein , wenn sie rechtswidrig sind und 
wenn sie unzweckmäßig erscheinen . Sie können näml ich 
Geld kosten , Geld des Steuerzahlers, Geld das die Ge-
sellschaft aufbringt. 
Es soll noch erwähnt werden , daß die durch den Entwurf 
vorgesehene Erhebung der Studentenschaft zur Körperschaft 
des öffentlichen Rechts kritisiert wird . Prof. Hartner 1, Frank-
furt/M. hält die Studenten überhaupt für zu jung und uner-
fahren , als daß sie einen wirklichen Beitrag zur Lösung 
akademischer Fragen zu geben imstande seien. Selbst wenn 
er recht hat, können denn die Ordinierten immer sachge-
rechte Beiträge bringen? Wer legt den Maßstab dafür, was 
ein sachgerechter Beitrag ist? Sei 's wie es sei. Die Minimal-
lösungen, die im Entwurf des hessischen Hochschulgesetzes 
vorgeschlagen werden, tangieren gerade die Peripherie des 
Problems. Beurteilt man den Entwurf aus der Reaktion der 
Lehrkörper, vermeint man, der Kern sei angeschossen. 
Hier hilft nur Mut, Mut vor Professorenhüten, Respektabili-
tätenpathos und magnifizentaler Selbstgerechtsamkeit. 
Was heute versäumt wird, läßt sich auch mit größtem 
materiellen Aufwand nicht wieder aufholen. Wer die wissen-
schaftlichen Hochschulen nicht auf das Niveau museal 
verstaubter Burschenherrlichkeit herabsinken lassen will , 
muß jetzt beginnen, sofort. Der hessische Entwurf ist sicher 
keine Ideallösung, er ist aber ein Anfang, ein notwendiger 
Anfang . Olaf Radke 
l »Die Deutsche Universitätszeitung«, Jahrgang 1965 
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»Das derzeitige, in seiner Grundkonzeption jahrzehnte alte 
System der industriellen Berufsvorbereitung ist nicht mehr 
auf die Berufswirklichkeit ausgerichtet«. 
K. 0. Brenstedt, Konzernpsychologe bei Krupp 
Seit Jahren erscheinen an allen nur denkbaren Orten 
Diskussionsbeiträge zur Frage der Berufsausbildung und 
Berufsplanung. Die emsige Bet,riebsamkeit, mit der hunderte 
von Artikeln durch die Rotationspressen fließen, läßt in naher 
Zukunft politische Entscheidungen erwarten; Entscheidun-
gen, die für die Berufsaussichten Millionen junger Menschen 
von Bedeutung sein werden ; Entscheidungen auch, deren 
Weitsicht den Wert des Ze ichens »Made in Ge·rmany« be-
stimmen werden. Die Probleme der Berufsausbildung sind 
ebenso weitschichtig wie ernst. Der Bildungsnotstand auf 
diesem Gebiet ist keine Erfindung, weder der sog. Links-
intellektuellen noch der Gewerkschaften. Wenn Firmen wie 
Krupp in Deutschland und eine beachtliche Zahl der Stahl-
konzerne im EWG-Bereich ihre betrieblichen Ausbildungs-
programme umstellen, dürfte der Ernst der Situation deutlich 
genug sein . 
Die Veränderungen in der Berufsausbildung werden durch 
die Dynamik der Produktionsmethoden notwendig. Der Viel-
falt der Wandlungen unserer Wirtschaft durch die Technik 
entspricht die Vielfalt der neuen Formen der Produktion . Es 
kann deshalb nicht Aufgabe des vorliegenden Aufsatzes 
sein, einen Katalog neuartiger Arbeitsweisen zusammen-
zustellen . Immerhin macht z. B. die Anwendung der Regel-
technik an einer Walzstraße deutlich, wie weitreichend 
technische Neuerungen im modernen Industriebetrieb sein 
können. 
Schon beim Betreten der Halle fällt die geringe Zahl der 
Arbeiter auf. Der Mensch überwacht lediglich an Schalt-
pulten die Arbeit der Maschinen; er greift in den Produktions-
vorgang nur bei Störungen ein . Hochbetrieb herrscht in 
einer Seitenhalle. Dort werden ganze Walzeinheiten überholt, 
die leicht austauschbaren elektronischen Meß- und Regel -
geräte ausgebessert, justiert und ausprobiert. 
Viele Berufe, die in älteren Walzwerken noch üblich waren , 
sind überflüssig geworden. Neue Funktionen sind durch den 
technischen Fortschritt entstanden. 
Diese stille Revolution vollzog sich in einer großen Anzahl 
von Betrieben, nicht nur in den Walzwerken. Viele Menschen 
wurden betroffen. Was ist aus ihnen geworden? Sind die 
ehemals hochqualifizierten Kräfte nun Hilfsarbeiter oder 
konnte man sie umschulen? Viele Unternehmen standen 
andererseits vor dem Problem, qualifizierte Kräfte für neue 
Funktionen zu finden, für Funktionen , wie z. B. Elektroniker, 
Verbrennungskontrolleur usw. 
Trotzdem unterschreiben noch heute Tausende junger Men-
schen einen Lehrvertrag auf 31 / 2 Jahre mit dem Ziel z. B. 
Blechschlosser zu werden , 1ür ein »Berufs«-Ziel also, das 
bei Krupp in 2 Jahren erreicht werden kann . 
Eine im März erschienene Untersuchung der Hohen Behörde 
der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl be-
schäftigt sich mit den Veränderungen der Belegschafts- und 
Ausbildungsstruktur auf Grund des technischen Fortschritts 
in 11 europäischen Stahlerzeugungsbetrieben. 
Hier sind die wichtigsten Ergebnisse : 
1. Das Produktionsvolumen steigt erheblich schneller als 
der Personalbedarf. Weniger Menschen erzeugen mehr. 
2. Die Zahl der unmittelbar in der Produktion stehenden 
Beschäftigten sinkt ; demgegenüber steigt der Beschäftigten-
anteil im Bereich der Reparatur und Wartung, insbesondere 
für elektronische Geräte. 
3. Neben dieser quantitativen Verschiebung in der Beleg-
schaftsstruktur findet eine qualitative Veränderung der be-
trieblichen Funktionen statt. Während alte Funktionen, 
namentlich im Transport- und Hilfsarbeiterbereich, fortfallen, 
entstehen neue Funktionen, für die entsprechende Ausbil-
dungen erforderlich sind . 
4. Der qualitativen Änderung der Funktionen entsprechen 
neue Anforderungen bezüglich der technischen Kenntnisse 
und eine Verlagerung der Anforderungen vom körperlichen 
auf das geistige (Zunahme der erforderlichen Kenntnisse) 
und charakterliche Gebiet (z. B. erhöhte Wachsamkeit) . Die 
Steigerung der erforderlichen Kenntnisse gilt für alle Arbeit-
nehmer : für Arbeiter, Meister, Techniker und Hochscl1ul-
ingenieure. 
Für die Weitsicht einiger der in der referierten Untersuchung 
aufgezählten Konzerne spricht die stufenförmig organisierte 
innerbetriebliche Ausbildung . Nach einer für alle gewerb-
lichen Lehrlinge der einzelnen Stahlbetriebe verbindlichen 
Grundausbildung (von Betrieb zu Betrieb unterschiedlicher 
Dauer) , die selbst schon zu einem sinnvollen Abschluß führt, 
erfolgt nach Eignungsuntersuchungen unter Berücksichti-
gung individueller Neigungen der Bewerber die gegliederte 
Weiterbildung. Diese führt wiederum bei gleichzeitiger Er-
weiterung der Allgemeinbildung zu sinnvollen Funktionen 
im Betrieb, ohne den Ausbildungsweg ein für allemal ab-
zuschließen. Aufbauende Fortbildungsprogramme machen 
den Aufstieg bis zum Meister und Techniker möglich. 
Derartige Stufenmodelle der Ausbildung stimmen in ihrer 
Substanz überein mit den Vorstellungen der deutschen Ge-
werkschaften , insbesondere der IG-Metall, und neuerdings 
auch mit der Praxis bei Krupp. 
Der Plan einer stufenförmigen Ausbildung mit einer Reihe 
aufeinander abgestimmter Aufbauprogramme hat 4 Vorteile: 
1. Er stellt sich zielbewußt den Anforderungen der moder-
nen Produktionsweise. 
2. Er bleibt gegenüber dem zukünftig zu erwartenden tech-
nischen Fortschritt flexibel. 
3. Er läßt dem einzelnen Arbeitnehmer einen breiten Fächer 
von Umschulungs- und Aufstiegschancen. 
4. Er hält auf Grund der relativ spät einsetzenden Speziali-
sierung die Ausbildungskosten gering. 
Nun hat die betriebliche Organisation der Ausbildung ohne 
Zweifel Nachteile. Sie bleibt 1. der mehr oder weniger aus-
gabefreudigen Initiative einzelner Unternehmer überlassen. 
2. ist zu erwarten , daß manche Betriebe ihre Au sbildungs-
programme zu stark auf betriebsinterne Bedürfnisse aus-
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richten. 3. kann ein betriebliches Bildungsprogramm nur 
von einem Großbe,trieb finanziert werden . 4. würde eine 
zu sehr auf Betriebszwecke abgestellte Ausbildung die freie 
Wählbarkeit des Arbeitsplatzes - ein Grundrecht der Demo-
kratie - gefährden. 5. wäre eine Anarchie der Berufsbe-
zeichnungen und Ausbildungssysteme nicht ausgeschlossen. 
Sie würde die Orientie,rungsmöglichkeiten der jugendlichen 
Berufsanwärter empfindlich verringern . Zu alledem ist grund-
sätzlich zu fragen, ob eine mehr oder weniger weitreichende 
Privatisierung der Berufsausbildung wünschenswert ist. 
Die Initiative einzelner Unternehmer ist trotz ernsthafter 
Bedenken begrüßenswert. Sie stellt uns vor die Frage, 
warum es in unserer Gesellschaft nicht möglich ist, Politi-
ker, Pädagogen, Gewerkschafter und Unternehmer an 
einen Tisch zu bringen, um die längst überfälligen Probleme 
zu lösen. Dabei liegen die Vorschläge und ersten Erfolge in 
der Praxis bereits vor. Der Stufenplan gestaffelter innerbe-
trieblicher Ausbildung, über dessen wesentliche Merkmale 
sich Fachleute und Verbände einig sind, i,st sinnvoll auf 
unsere gesamtgesellschaftlichen Bildungseinrichtungen zu 
übertragen . 
Welche sachlichen Forderungen ergeben sich daraus? 
1. Als Vorstufe einer zeitgemäßen Berufsausbildung ist eine 
Vorbereitung der 14-15jährigen schon während der Volks-
schulzeit erforderlich. 
2. Es ist ein zeitgemäßer Katalog von Berufsfunktionen auf-
zustellen. 
3. Für diesen Berufskatalog ist der langfristige Bedarf fest-
zustellen . An diesem Bedarf, der die qualitativen Funktions-
änderungen in der Industrie berücksichtigt, ist die Berufs-
beratung zu orientieren. 
4. Die Verfahrensweisen der Eignungsfeststellung in der 
heutigen Praxis der Berufsberatung sind auf Grund der 
neuen Funktionsanforderungen auf ihre Aussagegültigkeit 
zu untersuchen und fortlaufend zu überprüfen. 
5. Die derzeitige Lehre ist stufenförmig aufzubauen. Auf 
eine Stufe weitgehend unspezialisierter Grundausbildung 
sind weitere Ausbildungsstufen aufzubauen, so daß jeder 
von ihnen ein sinnvoller Abschluß wie auch eine Aufbaustufe 
folgen kann . 
6. Nicht jeder Betrieb verfügt über zureichende Ausbildungs-
möglichkeiten für Lehrlinge. Es sind deshalb für jede Funk-
tion in der Wirtschaft Mindestanforderungen an solche Be-
triebe zu stellen , die Lehrlinge ausbilden wollen. 
7. Der Zunahme, der von der Wirtschaft geforderten theo-
retischen Kenntnisse, ist durch eine erhebliche Erhöhung der 
Unterrichtsstunden pro Woche in der Berufsschule Rechnung 
zu tragen . 
a. Die Bildungsbemühungen junger Menschen sind mit der 
Berufsausbildung nicht abgeschlossen. Die Berufsausbildung 
ist daher als Stufe innerhalb der gesamten gesellschaftlichen 
Bildungsmöglichkeiten aufzufassen. Deshalb ist der Über-
gang von Berufsschulen auf allgemeinbildende Abendgym-
nasien und Kollegs zur Erlangung der Hochschulreife schon 
auf der Berufsschule vorzubereiten. 
Dem aufmerksamen Leser dieser thesenartig zusammenge-
faßten Forderungen an eine zeitgemäße Regelung unserer 
Berufsausbildungsprobleme wird nicht entgangen sein, daß 
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hier vielerlei berufsständische, politische und ideo logische 
Interessen tangiert werden. Das kann nicht anders sein . 
Es ist hier nicht der Raum und auch nicht die Absicht, einen 
Pranger aufzubauen. Jeder, der sich für d ie Prob leme der 
Bildung und Berufsbildung interessiert und die verschie-
denen Publikationen verfolgt, wird die Rechtfertigungsideo-
logien der Teilinteressen von se lbst aufzuspüren wissen . 
Einige dieser Ideologien seien hier aber wenigstens kurz 
angedeutet : 
1. Da ist zunächst die unkoordinierte Vie lfalt der Teilzu-
ständigkeiten. Es gibt wohl kaum eine Gruppe in unserer 
Gesellschaft, die nicht mit en tsprechender Betonung ihrer 
Perspektive Stellung nimmt. Viele Verbände fordern deshalb 
ein Rahmengesetz zur Berufsbildung, z. 8 . der Deutsche 
Gewerkschaftsbund und der Deutsche Industrie- und Han-
delstag. Außerdem scheint es vielen Diskussionsteilnehmern 
angezeigt, eine Forschungsstelle für Berufsbildung- und 
planung zu schaffen, um die Form der Diskussion zu ver-
sachlichen. 
2. Es schein t in Deutschland an Mut zu zukunftsoffenen 
pragmatischen Lösungen zu fehlen . Besonders das Gespräch 
über Bildungs- und Ausbildungsfragen muß »das Grund-
sätzliche, Unbedingte, Eigen tl iche« anzielen; es muß das 
»weltanschaulich veredelte absolu te Ding drehen«. 
3. Neben dieser erschütternd-ewigen Gestr igkeit gibt es den 
kurzsichtigen tagespolltischen Pragmatismus mit der Maxi-
me »Keine Experi mente - uns geht es doch bestens«. Hier 
ist jener Optimismus gemeint, der die Forderungen der 
Gegenwart immer nur am steigenden Konsum bemißt. 
4. Es gibt die Warner vor dem Gott-sei-bei-uns der poly-
technischen Bildung a'la DDR und andere, die unser gutes 
altes »deutsches Gemüt« mit Hilfe der formierten Gesell-
schaft z. 8 . vor dem Materialismus amerikanischer Art retten 
wollen . 
Es liegt auf der Hand : Derartige Einste llungen verhindern 
eine sachgerechte Behandlung nicht nur unserer Bildungs-
und Ausbildungsprobleme, sondern sie führen uns auf Wege 
in die Vergangenheit. 
Demgegenüber fördert und empfiehlt die Europäische Ge-
meinschaft für Kohle und Stah l die Harmonisierung der 
Berufsausbildung der Mitgliedsländer aus sehr nüchternen 
Uberlegungen. Wem es ernst ist mit der Integ ration Europas, 
der muß auch dafür Sorge tragen, daß die Ausbildungswege 
in den einzelnen Ländern nach vergleichbaren Kriterien 
verlaufen . Weiterhin ist In nicht al lzu fern er Zukunft mit 
einem verstärkten Konkurrenzdruck der heutigen Entwick-
lungsländer zu rechnen . In dem Maße, indem jene Länder 
ihre eigene Industrie aufbauen, wird die europäische Indu-
strie auf immer kompliziertere und hochwertigere Export-
güter ausweichen müssen . Denn es ist zu erwarten , daß die 
Wirtschaft jener Länder einen großen Teil des Bedarfs an 
Gütern, die wir heute noch exportieren können, morgen 
schon selbst deckt. 
So gesehen hat die Frage nach dem künftigen Wert des 









Es war im Sommer, als man aus der Lokalpresse entnehmen 
konnte, daß in Braunschweig ein großes Forschungszentrum 
entstehen so llte. 8 Wissenschaft ler aus Braunschweig und 
Göttingen (unter ihnen die Kapazitäten Prof. Brockmanri , 
Ord inarius für organische Chem ie an der Un iversi•tät Göt-
tingen und Prof. Eigen) hatten sich zusammengetan, um 
gemeinsam ein chemisch-biologisches Institut zu gründen. 
Sie nützten die Gunst der Stunde, denn die Gebäude der 
Filmfirma Gevaert in der Nähe Braunschweigs so ll ten ver-
kauft werden . 
Die VW-Stiftung wurde gewonnen. Sie bezahlte 6,5 Millionen 
DM und ist Eigentümerin . 1 Million DM legte sie noch für den 
Umbau auf den Tisch und bewilligte schließlich sogar 
4 weitere Millionen DM als Starthil fe für die ersten drei 
Jahre. 
Ende Oktober erfuhren wir nun Näheres bei einem Gespräch 
mit den Braunschweiger Professoren Bogen, Cordes und 
lnhoffen, die zu den Institutsgründern gehören und im Team 
als inoffizielle Geschäftsführer das Projekt vorantreiben . 
Das lns,titut erhä lt den Namen »Forschungsinstitut für mole-
ku lare Biologie e.V.«. Der eingetragene Verein soll noch 
1965 gegründet werden . 
Als Organisationsform wählte man das Departmentsystem, 
wie es Prof. Mößbauer in München einführte, als alle Physik-
lehrstühle der TH integriert wurden . Ein Team soll auch hier 
die Forschung koordinieren . An dieser Stelle und hinter die 
Lösung der Personalfrage sind allerdings Fragezeichen zu 
setzen. 
Aber zunächst: Was ist molekulare Biologie? Das ist ein 
noch nicht altes Forschungsgebiet, das sich in zahlreiche 
Zweige gliedert: Biologie, Physiologie, Chemie, Biophysik, 
um nur ein ige zu nennen. Die molekulare Biologie hat sich 
in den letzten Jahren stürmisch entwickelt. Mehrere Nobel-
preise wurden an Vertreter dieser Disziplin vergeben. Einige 
Vorhaben seien hier genannt: Aufklärung der Sekundär- und 
Tertiärstruktur von Proteinen und Nukleinsäuren ; Mechanis-
men (Reaktionsabläufe) von Enzym reaktionen ; Vi rusfor-
schung; Fotosynthese (Umwandlung von Kohl endiox id und 
Wasser in Kohlehydrate unter Mitwirkung des Lichtes) in der 
lebenden Ze lle; Entschlüsselung des »genetischen Code«, 
d. h. des komplizierten Ablaufs der Weitergabe der Erb-
informationen beim Zellaufbau. 
Auf die Frage nach dem Was, das dort vor den Toren Braun-
schweigs erforscht werden soll, erfuhren wir, daß zunächst 
nur ein Team arbeiten wird : die Professoren Bogen, Cordes 
und lnhoffen, die ein langgehegtes Vorhaben in Angriff neh-
men wo llen, zu dem sie bisher aus Gründen der räumli chen 
Entfernung ihrer Institute nicht gekommen sind (Entfernung 
zirka 3 bis 5 Autominuten) . Es handelt sich dabei um For-
schung auf dem Gebiet der Fotosynthese, und es ist die 
erste moleku lare Biologieforschung der genannten Instituts-
grü nder. Abgesehen vom sicherlich nicht verkleinerten Ent-
fernungsproblem (zur TH hin und zurück dürfte man bei 
Spitzenverkehr, morgens, mittags und abends, 50 Minuten 
benötigen). zeigt sich hier die Schwierigkeit, daß man sich 
im laufe der kommenden 3 bis 5 Jahre erst langsam zu 
Teams zusammenfinden muß. Prof. lnhoffen umschre ibt das 
Problem so: »Im laufe der Ze it schwingen sich alle auf eine 
höhere Ebene.« Bis das soweit ist, 3 bis 5 Jahre werden 
sicher mindestens vergehen , arbeiten die jungen Wissen-
schaftler, denn die Forschung soll von jungen Mitarbeitern 
der Professoren betri eben werden, mehr oder weniger in 
ihren Spezialgebieten allein weiter. Z. B. Dr. Setz aus dem 
Institut für Botanik von Prof. Bogen auf dem Gebiet kurz-
fristiger Reaktionen von Enzymen und Dr. Mootz aus dem 
Institut für anorgan ische Chemie über die Aufkl ärung von 
Molekü lstrukturen mit Hil fe von Röntgenstrahlen. Interessant, 
daß sich die Gründer nur als »Geburtshelfer« verstehen, die 







für und wider 
die Heirat von 
Studierenden 
g 
Die meisten der sich in letzter Zeit häufenden publizistischen 
Äußerungen über die Studentenehe beruhen zu ihrem grö-
ßeren Teil auf persönlichen Erfahrungen vermischt mit ein 
paar statistischen Fakten. Daran schließen sich im allge-
meinen Mutmaßungen an über ja oder nein. Viel weiter sind 
wir nicht bei Untersuchungen über diesen sowohl den Stu-
denten als auch denen, die mit ihnen zu tun haben, aus 
mehrschichtigen Ursachen interessant erscheinenden Sach-
verhalt. Ein Trend läßt sich abgesehen vom mehr oder 
weniger positiv oder negativ vertretenen Standpunkt des 
Betrachters feststellen: die Propagierung der Studentenehe 
als gesellschaftlichem Problem gegen die Trägheit oder Vor-
eingenommenheit des gesellschaftlichen Bewußtseins. Was 
diese Propagierung zur Folge hat, läßt sich augenblicklich 
nur schwer übersehen und beurteilen. Manche haben schon 
immer gewarnt, der Studentenehe durch die isolierte Be-
trachtung einen Sonderstatus gegenüber ähnlichen Sachver-
halten in der übrigen Gesellschaft zu geben. Daneben steht 
nach wie vor die Warnung vor jeglicher Förderung dieses 
Problems wegen des dann geschaffenen Anreizes und Vor-
bildes. 
Interessanter ist die Frage, wie denn nun die konkreten 
Konsequenzen in der Gesellschaft gezogen worden sind 
nach einigen Jahren öffentlicher Diskussion in den Massen-
medien. Sind Väter und Mütter nun eher bereit sich dem 
»Unabänderlichen« zu fügen? Oder heißt die offene oder 
heimliche Antwort immer noch : Man heiratet nicht, bevor 
man etwas ist? Ist der Staat durch die bisherige Diskussion 
und die darin angebotenen Argumente in die Lage versetzt, 
seine in den gültigen Gesetzgebungen verankerte, studen-
tenehefeindliche Verhaltensweise z.B. hinsichtlich Wohn-
heimbau und Honnef zu ändern? Bisher deutet nur wenig 
darauf hin. 
Und die Studenten selber? Sie äußern sich eigentlich am 
wenigsten , wenn man von einer zwar langsam aber doch 
stetig zunehmenden Verheiratetenquote als Äußerung zu-
nächst einmal absehen will. Lassen sie sich aus der ganzen 
Diskussion die Argumente liefern für ihre eigene Entschei-
dung? Oder handeln sie einfach nach ganz anderen Über-
legungen und Kriterien als Gesellschaft, Politiker, Studenten-
ärzte, Professoren und Eltern sie anstellen und fordern . 
festzustellen ist das breite Interesse an solchen Überle-
gungen unter den noch nicht verheirateten Studenten. Die 
Verheirateten scheinen das Problem hinter sich zu haben . 
Die Entscheidung ist gefallen. Ob es eine war, wird in vielen 
Fällen eine offene Frage bleiben. Dennoch, man richtet sich 
ein. Nach welchen Gesichtspunkten? 
Auch diese Bemerkungen unter dem ein bißchen nach Mies-
macherei klingenden Titel sind nichts weiter als Mutmaßun-
gen - allerdings in einer bestimmten Tendenz. Sie erheben 
keinen Anspruch auf allgemeine Gültigkeit. Sie sind auch 
nicht Rechtfertigung einer unverantwortlichen Konsumenten-
haltung. Sie wollen Diskussionsbeitrag sein für das, was es 
in dieser besonderen Situation zu gewinnen gilt, nämlich 
eigenen Mut, eigene Antwort, eigene bewußte Entscheidung 
zum ja oder nein. 
Aus welchen Gründen heiraten Studenten? Die Motive, sich 
nun gemeinsam auf den Weg zu den Eltern und dann zu 
den Behörden zu begeben, sind kaum von wesentlich 
anderen Faktoren bestimmt als von solchen, aus denen man 
in unserem »christlich-abendländischen Kulturkreis« eben 
überhaupt meint, eine Ehe beginnen zu müssen, zu können 
oder zu dürfen . - Man kennt sich schon so lange und meint 
es dem anderen Partner oder sich selber nicht mehr zu-
muten zu können, ohne amtliche Billigung der Gesellschaft 
zusammen zu sein. Vielleicht kommt ein Kind, auch dies ist 
Grund genug zu heiraten, wie allgemein üblich. Oder man 
erhofft sich mehr Geborgenheit. Es kommt auch vor, daß 
man seine sexuellen Verhältnisse im Sinne der Gesellschaft 
ordnen möchte. Aber auch das gibt es: ganz einfach, man 
liebt sich und was dergleichen undifferenzierte Gründe mehr 
sein können . 
Sicher sind die Motivationen ineinander verwoben, mehr-
schichtig und nie ganz auszuloten . Aber was ist jeweils 
ausschlaggebend? 
Es bietet sich gerade eine günstige Gelegenheit zum Erwerb 
einer Wohnung. Oder wie bei uns in Braunschweig häufig, 
der weibliche Partner steht in der Pädagogischen Hoch-
schule vor dem Examen . Verheiratet hat man mehr Chancen 
in Braunschweig oder Umgebung und nicht in der Gegend 
um Aurich seinen Schuldienst anzutreten. 
Alle angeführten Motivationen sind sicher nicht von vorn-
,erein moralisch zu werten . Die tieferliegenden Gründe sind 
n den gesellschaftlichen Ansprüchen, den sozialen Bedin-
gungen und in den eigenen Ehevorstellungen zu suchen, 
die mehr unbewußt die Einstellung der Geschlechter zuein-
ander, das Verhältnis der Sexualität und die Leitbilder von 
Ehe bestimmen . So ist auch alles, was um diese Themen 
an Urteilen, Warnungen und wohlmeinenden Ratschlägen 
geistert, meist auf dem sehr fruchtbaren Dünger der un-
durchsichtigen Emotionen gewachsen. Die klärende, zu-
nächst vielleicht ein wenig trockene aber nichts desto-
weniger abenteuerliche Luft der bewußten Gestaltung dieser 
Bereiche hat gerade erst begonnen zu wehen ... 
Im allgemeinen ist das Gefühl des Ausgeliefertseins an 
unbegründete Normen in diesem ganzen Sachverhalt sehr 
groß. Ob man nun meint, festgelegten Instinkten zu unter-
liegen, die sich ausleben müssen - oder aus Angst vor 
gesellschaftlichen Sanktionen in eine Ehe hinein gerät, indem 
man vor diesen Instinkten bzw. gesellschaftlichen Normen 
kapituliert - der Raum für eigene Entscheidung und be-
wußte Gestaltung ist meist sehr eingeengt und erscheint 
vielen als nicht vorhanden. Man kann in diesem Zusammen-
hang die Beobachtung machen, daß Studenten in ihrem 
Verhalten gar nicht so sehr dem avantgardistischen oder 
gar libertinistischen Ruf entsprechen, den sie in manchen 
Kreisen oder Blättern genießen. Man muß sich auch fragen, 
ob es recht war, in manchen Untersuchungen über Studen-
tenehe ja oder nein die Tendenz durchschimmern zu lassen : 
lieber das Ehebett als Auffangbecken für »geordnete« 
Sexualität als sogenannte Promiskuität. Also Studentenehe 
als Lösung der sexuellen Konflikte, als das kleinere Übel. 
Aber das kleinere Übel bleibt ein Übel, und wird im gege-
benen Fall sogar ein großes - nicht so sehr für die Gesell-
schaft als vielmehr für die unmittelbar Beteiligten. Eine 
Studentenehe als Flucht vor dem freien Aushalten und 
Einüben der Kräfte der Sexualität hat von vornherein eine 
Ausgangsbasis zur Gestaltung verpaßt und kann sie nur 
mühsam zurückerlangen. 
Ganz Mutige sprechen von den Chancen der Studentenehe, 
die Modellcharakter haben könne für ein neues Bild von 
Ehe morgen . Genaue Beobachtungen können zu der Fest-
stellung führen , daß überraschend viele Studentenehen sich 
sehr bald in patriarchalischen Verhaltensweisen und Denk-
kategorien ansiedeln . »In der Hauptsache ist ja doch die 
Mutter für die Erziehung der Kinder verantwortlich. - Wir 
wollen eine kirchliche Trauung, weil es irgendwie dazu ge-
hört. Wenn wir heiraten, wird »er« sicher früher mit dem 
Studium fertig . Der Mann gibt ja doch die Freiheit auf. - « 
Das sind Aussprüche von Studenten und nicht von Groß-
vätern . Sicher wird auch geredet von den Chancen der 
Partnerschaft. Eine Form des Miteinander, die gerade die 
Studentenehe von dem besonderen soziologischen Standort 
ihrer Partner her bestimme. Aber auch das ist schon in die 
Nähe der vorher beschriebenen Klischees gerückt. Warum 
eigentlich brechen so viele Studentinnen ihr Studium ab, 
wenn eine Heirat aus mancherlei Gründen nicht mehr zu 
umgehen ist? Der Antworten sind viele. Aber sind es nu r 
die sozialen Bedingungen, die hier z. B. in der Altern ative 
Studienabbruch oder Kind eine Rolle spielen? Sind Studen-
ten hier nicht mehr von den Antworten ihrer Väter geprägt, 
als sie zugeben wollen? Wer gar die Frage stellt, waru m 
die Zumutung des Studienabbruchs nur an »sie« herantritt 
und nie an »ihn « - erntet sehr wahrscheinlich nur ein mit-
leidiges Lächeln . Denn das scheint sich bei der Stellung der 
Frau in unserer Gesellschaft von selbst zu verstehen , oder 
gar mit Hinweisen auf ihre schöpfungsgemäßen Anlagen zu 
verbieten . 
Man soll die Studentenehe gewiß nicht überfordern und sie 
zum Modell einer Eheidee oder -idylle von morgen machen 
oder überhaupt ihren Sonderstatus zu sehr hochspielen 
wollen. Wir sind mit einer solchen wohl zum Teil unbe-
gründeten Mutmacherei dabei, neuen Vorurteilen Raum zu 
geben, die seltsamerweise gar nicht so verschieden von den 
alten sind. Als ob es, wenn es denn aus vielerlei Gründen 
sein muß, zwar nicht immer, aber doch meistens, besser sei, 
zu heiraten. 
Warum ist dieser angesprochene Sachverhalt bis auf geringe 
ermutigende Ansätze ausgeklammert aus dem täglichen 
Brot des Studenten, dem forschenden, hochspezialisierten 
Studium, der kritischen Reflektionen und der doch gerade 
für den Techniker wesentlichen bewußten Gestaltung? Ist 
hier in der Begegnung der Geschlechter ein Raum der Eigent-
lichkeit des ganzen Menschen, in dem alle Kategorien un-
seres wissenschaftlichen Zeitalters und Denkens abfall en, 
wo wir recht eigentlich Menchen sind und wo wir weiterl eben 
können oder gar müssen mit Denk- und Gesellschaftsformen 
eines vorigen Zeitalters? 
Ob wir uns nicht zumuten lassen müssen, diesen ganzen so 
sehr »privaten und intimen« Bereich - das sind die Worte 
die wir in den meisten Diskussionen dafür bisher zur Ver-
fügung haben - auf seine sozialen Bedingungen hin präzise 
zu erforschen und einer größeren Bewußtheit und Gestal-
tung von daher auszusetzen ? Das würde allerd ings intensive 
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Forschung und Information, redliche Diskussion der Tabus, 
jeglicher Tabus, die Einrichtung von qualifizierten Bera-
tungsstellen, Vorlesungen und Seminaren in breiter Anlage 
erfordern. Berlin mit seiner sogenannten »Beratungsstelle 
für lntimfragen« der Psychologin Undeutsch mag hier als 
ein ermutigender Anfang gelten. 
Neben den aus verantwortlicher, bewußter Entscheidung 
geschlossenen Studentenehen und den vielen, die mit mehr 
oder weniger guten Begründungen und Gewissen nur so 
hineingeschlittert sind, ist in diesem Zusammenhang auf-
fällig, in welch relativ hoher Zahl feste eheähnliche Bindun-
gen - oder können wir wagen zu sagen »Verhältnisse« - von 
Student und Studentin über Jahre hinweg aufrechterhalten 
bleiben. Nicht alle führen in die Ehe, aber doch die meisten. 
Sicher wird auch hier mit den propagierten Chancen der 
Studentenehe geliebäugelt. Die Voraussetzungen sind oft 
dieselben, wie bei denen, die den Schritt »wagen«. Warum 
tun es diese nicht? Reichen die Argumente noch nicht hin? 
Ahnt man etwas davon, daß die augenblicklichen Motive und 
Interessen am Ende nicht durchhalten könnten? Wer hat 
den besseren Teil erwählt? Das feste Verhältnis, daß in 
einer ansteigenden aber offenen Linie zur Ehe hin unterwegs 
ist, von Gesellschaft und Moral laufend verdächtigt und 
dauernd einer Vielzahl einander widerstreitender Ansprüche 
und somit großen Spannungen ausgesetzt ist? Oder sind 
es diejenigen, für die mit dem Tage der Eheschließung viele 
dieser Spannungen, Probleme und Verdächtigungen zu Ende 
sind, die sich dafür aber - wenn die ausschlaggebenden 
Ehemotive sich als nicht ausreichend erweisen für ein sinn-
volles tägliches Zusammenleben - domestizieren in den vor-
gegebenen Leitbildern der patriarchalischen Ehevorstellun-
gen? 
Sicher trifft diese Simplifizierung nicht jeweils im vollen 
Maß das, was sich für ein festes Verhältnis oder für eine 
Studentenehe hält. Doch viele Einzelsymptome deuten dar-
auf hin, daß unsere Gesellschaft neue sexualethische Kon-
ventionen und Ehenormen verlangt, die im Gespräch nicht 
mehr mit dem Mantel des persönlichen Intimbereichs ab-
getan, sondern in kritischer Reflexion der sozialen Bedin-
gungen mit den daran zuerst Beteiligten gewonnen werden 
müssen . 
Neben anderen schon erwähnten muß dabei die Frage er-
laubt sein, - mit der Dr. Ringeling vor 2 Jahren im Audimax 
der Technischen Hochschule seinen Vortrag über Fakten 
und Prognosen der Studentenehe schloß - ob es auf der 
nuancenreichen Skala zwischen Promiskuität und Askese 
nicht sinnvolle Muster geschlechtlichen Verhaltens gibt, die 
gleichsam in ansteigender Linie, in einem neu zu entdecken-
den Bezugssystem zur Ehe stehen. Es muß nicht immer die 
Studentenehe sein! Was können wir den festen Verhält-
nissen zumuten? Welche Zumutung bieten sie uns? 
Bodo Walter 









Es wird in jüngster Zeit nicht nur über die Hochschulen und 
ihre notwendige Reform in Presse und Rundfunk immer 
wieder diskutiert, sondern in kurzen Abständen erscheinen 
erschreckende Berichte von der Situation der Studierenden 
an den deutschen Hochschulen, den zunehmenden seeli-
schen Erkrankungen und dem Anwachsen der Selbstmord-
ziffern. 
Ein neues Thema oder nur eines, das in Vergessenheit 
geriet? 
In unserer Wohlstandsgesellschaft werden sich gewiß sofort 
Stimmen erheben, die den Tatbestand einer Not-Situation' 
bei Studenten leugnen: Der Hinweis auf die von verschiede-
nen Seiten gegebenen Stipendien und Beihilfen, das stetige 
Ansteigen der Massen, die in die Hochschulen strömen, der 
Satz: »Früher sind wir als Studenten auch ohne Hilfe aus-
gekommen!« möchten alle Argumente vom Tisch fegen, die 
jetzt vorgelegt werden und die aus einem, auf allen Gebieten 
zu konstatierenden »Wandel der Gesellschaft« resultieren . 
Im Dezember 1964 erschien in der »Umschau«, dem Organ 
des Deutschen Studentenwerkes (DSW), ein Bericht von 
Dr. Hubertus Lehnert »Psychohygiene bei Studierenden?«, 
den er - mit Recht - mit einem Fragezeichen versah. Denn 
schon zwölf Jahre vorher hatte das DSW zu drei im April , 
im September und im Dezember 1953 abgehaltenen Arbeits-
tagungen mit dem gleichen Thema eingeladen , an denen 
Professoren, Studentenärzte und -seelsorger, Berater und 
Studentenvertreter teilnahmen. Ein Bericht über die Ergeb-
nisse dieser Tagungen mit dem Untertitel »Ein Versuch zur 
Erfassung und Lösung geistig-seelischer Probleme der Stu-
dierenden « wurde herausgegeben - verantwortlich zeichne-
ten die Professoren Dr. Gurt Bondy, Hamburg, und Dr. Hein-
rich Schulte, Bremen, und der damalige Referent für Ge-
sundheitsfragen im DSW, Dr. Manfred Franke, der die 
Sitzung sorgfältig vorbereitet hatte und über die Psycho-
hygiene, ein neues Arbeitsgebiet des DSW, referierte. Die 
erarbeiteten Forderungen nach einer Verbesserung der 
Studentischen Krankenversorgung und Einrichtung von Be-
ratungsstellen an allen deutschen Hochschulen blieb jedoch 
sehr in den Anfängen stecken . 
Warum hatte der Ruf des ehern . Ordinarius für Psychologie 
i•n Hamburg nach einer schnellen, intensiven, aktiven Hilfe -
auch für die seelisch labilen Studierenden - keinen Wider-
hall? 
Die Hoffnung, daß die Hilfsbedürftigkeit der Studenten an-
erkannt werden würde, vor allem aber die Verpflichtung der 
Universität, diese Hilfe zu leisten, blieb unerfüllt und die 
in weiteren Kreisen erwartete Diskussion verstummte. 
Die immer wieder vorgebrachten Einwände, daß die ohnehin 
nie ausreichenden finanziellen Mittel nicht für seelisch Ge-
fährdete und Gestörte verwendet werden dürften, die nicht 
auf eine Universität gehörten, da es deren Verpflichtung sei, 
eine Elite auszubilden, fallen in sich selbst zusammen , wenn 
jetzt, nach einer Reihe von Jahren festgestellt werden muß, 
daß 15 Prozent und vielleicht sogar mehr unserer akademi-
schen Jugend nicht frei von seelischen Störungen aller Art 
sind. Unter diesen, bemerkte Professor Bondy, sei eine 
Anzahl empfindsamer und besonders empfindlicher Men-
schen zu finden, die den Anforderungen der heutigen Zeit 
nicht gewachsen sind, denen aber keinesfalls die Fähigkeit 
abgesprochen werden könne, auf pädagogischem, künstle-
rischem und kulturellem Gebiet große Leistungen hervor-
zubringen, Leistungen, die nur von sehr differenzierten 
Menschen vollendet werden könnten . Es dürfe also nicht von 
dem Bestehen seelischer Belastungen und Schwierigkeiten 
auf eine Untauglichkeit für das Studium und geistige Berufe 
geschlossen werden. 
Für den Ausbau der see lischen Betreuung der Studenten 
seien deshalb auch keine Mittel zu hoch , weil sie dazu 
beitragen könn ten, durch Selbstauslese d iejenigen Studen-
ten, die zu einem Studium untauglich sind, zu veranlassen 
aus eigenem Entsch luß die Universität zu verlassen , sowie 
anderen, die in einer vorübergehenden Krise keinen Ausweg 
wissen , die Mög lichkei ten zu ze igen , falsche Wege zu ver-
meiden und durchzuhalten. 
Soweit Professor Bondyl 
Wo sind die Beratungsstellen, die dringend gefordert wur-
den? 
Schon 1953 ist die Psychotherapeutische Beratungsstelle 
in München von Studierenden stark beansprucht worden , 
und die Beratun gsste lle der Hamburger Universität konnte 
im ersten Jahre ihrer Tätigkeit bereits 200 Einzelberatungen 
durchführen . Seither sind die Zahlen der Einzelgespräche 
und Beratungen enorm angewachsen, so daß heute etwa 
3000 jährlich durchgeführt werden. 
Erst im Jahre 1962 wurde in Marburg a. d. Lahn eine Be-
treuungsstelle, von einer Ärztin geleitet, eingerichtet, und 
die Freie Universität Berlin , deren Studentenärzte auf der 
Tagung 1953 schon die gleichen Forderungen gestellt hatten, 
setzte im gleichen Jahre 1962 für d ie soziale Betreuung der 
Studierenden eine Fürsorgerin ein. Dazu kam die Arbeit 
einer Psychotherapeutin, die in den vergangenen beiden 
Semestern die Studenten in sexuellen Fragen und psychi-
:;chen Konflikten in Form von Seminaren beriet. 
Die aus diesen Seminaren hervorgegangenen Einzelbera-
tungen bestätigen das Bild einer studentischen Jugend , die 
weit mehr als ihre nichtstudierenden Altersgruppen an neu-
rotischen Störungen leiden - man sp ri cht von der dreifachen 
Zahl der diagnostizierten Fälle. 
Noch liegen für Deutschland keine wissenschaftlich fundier-
ten Einzeluntersuchungen vor ; eine Fragebogenaktion, die 
zur Vorbereitung einer europäischen Konferenz über die 
»geistige Gesundheit« der Studenten vom World Un iversity 
Service durchgeführt wurde, worunter man ein »völliges gei-
stiges und körperlich-soziales Wohlbefinden« versteht, 
begegnete großem Interesse. Aber die Ergebnisse waren 
unbrauchbar, da die Befragten auf diese Anfrage nicht 
vorbereitet waren. Psychiatrische Kliniken und Studenten-
werke, studentische Beratungsste llen und Studentenseel-
sorger sollen in Zukunft zu einem bestimmten Termin 
Zahlenmaterial aus ihrer Arbeit vorlegen, sobald es gelungen 
sein wird , eine Einteilung der Erscheinungsformen auszu-
arbeiten, die zur Erfassung der Erkrankungen erforderlich 
ist (vgl. den Bericht von Dr. Lehnert in Nr. 46 der »Um-
schau«). 
Die Frage nach der Häufigkeit und Schwere der Störungen 
wird durch die Beobachtungen beantwortet, die in den Ver-
einigten Staaten und in England - in Leeds während 
eines Zeitraums von 10 Jahren an 10 500 Studentenpatienten 
durchgeführt wurden. Dr. Still , Studentenarzt in Leeds, nennt 
acht verschiedene Erscheinungsformen psychoneurotischer 
Erkrankungen, von denen 4 Prozent als mittelschwer be-
zeichnet wurden . (Bezogen auf 14,7 Prozent der deutschen 
Studentenschaft). Die gleichen Ergebnisse wurden auch bei 
Davy (London) und Parnell (Oxford) bestätigt. Die ausge-
sprochen schweren Fälle schwanken zwischen 1 und 2,1 Pro-
zent, bezogen auf 14,7 Prozent der untersuchten Studenten-
schaft in Deutschland. 
Welche Ursachen führen nun zu diesen beunruhigend hohen 
Ziffern? 
Zwei ausführliche deutsche Arbeiten auf diesem Gebiet, die 
Dissertation von Hermann Reichenbecher „ Konfliikte der 
Studentenzeit" (1962) als Ergebnis wissenschaftlicher 
Untersuchungen an der Universi,tät Heidelberg, und der 
Bericht über die »Gespräche« im März 1962 in Vi ll igst, stellten 
in Übereinstimmung mit Dr. Lehnert folgende Ursachen fest, 
die heute zur Überforderung der Studierenden führen . 
Die bisher noch nicht genügend beachtete Diskrepanz 
zwischen körperlicher Reife und seelischer Entwicklung führt 
zu einer Verlängerung der Krisenzeit, einer „verlängerten 
Adoleszenz", in der der junge Mensch, besonders anfällig, 
auf die Überforderungen der Hochschu le mit psychoneuro-
tischen Erkrankungen antwortet. In allen diesen Unter-
suchungen wird nachgewiesen, daß fo lgende Punkte, auch 
schon bei völlig gesunden jungen Menschen, eine erhöhte 
Belastung bedeuten : der Übergang von der Schule und dem 
Elternhaus zur Universität, also in ein plötzlich selbständiges 
Leben mit eigener Verantwortung, der Wunsch nach Kon-
takten zu Dozenten und Kommilitonen in Studentenheimen 
und in den überfüllten Hochschulen bei einer gewissen 
Gemeinschaftsunfähigkeit, die mangelnde Vorbereitung auf 
die neue Lebensform, in der eine unzureichende Aufklärung 
zu sexuellen Schwierigkeiten und Konflikten führen kann wie 
den unfreiwillig geschlossenen Studentenehen, finanzielle 
und damit wirtschaftliche Not, das Fehlen der Bestätigung 
der eigenen Fähigkeit während der ersten drei Semester, die 
erst später mit den Leistungen in den Seminaren erfolgt, der 
Druck, unter dem das Studium häufig durchgeführt werden 
muß und der die Arbeitsfähigkeit und Leistungen erschwert, 
schließlich die Examensangst infolge eines falsch gewählten 
oder methodisch nicht richtig angelegten Studiums und als 
letzte Krisenzeit, der Übergang vom Studium zum Beruf, 
von dem noch keine rechte Vorstellung besteht. 
Darüber hinaus bilden Milieu- und Erziehungsschäden, man-
gelnde Eignung zum Studium oder eine krankhafte Veranla-
gung die Ursachen von Versagungszuständen , die auch von 
den Experten nicht ohne weiteres erkannt werden . Dr. Leh-
nert, auf dessen Bericht immer wieder zurückgegriffen wi•rd, 
unterscheidet ferner Gruppenbelastungen, worunter er 
besonders psychische Belastungen bei ausländischen und 
Flüchtlingsstudenten und den Studentenehepaaren versteht. 
Welche Versuche haben die Universitäten bisher unternom-
men, um Abhilfe zu schaffen? 
Neuerdings helfen Einführungsvorlesungen und Zusammen-
künfte von Dozenten mit Neu-Immatrikulierten, Beratungen 
jüngerer durch ältere Studenten, Vorbereitungen von Abitu-
rienten auf das Studium wiederum durch ältere Studenten 
oder die Berufsberatung. Aber die Ursachen für das Ver-
sagen liegen oft in der ganz persönlichen Sphäre. 
In den meisten Fällen wird schon damit geholfen werden 
können, daß sich die hilfsbedürftigen Studenten aussprechen 
können und jemand zuhört. Die Berater, die mit ihrer län-
geren Lebenserfahrung und der Überlegenheit des gereiften 
Menschen die Probleme zu lösen suchen, müssen schon 
nach einem oder mehreren Beratungsgesprächen entschei-
den können , ob die geschilderten Schwierigkeiten aufgelöst 
werden können, oder ob es sich um ernsthafte Erkrankungen 
handelt, die zum Psychiater weiter geleitet werden müssen. 
Zu diesen - und anderen - Entscheidungen bedarf der Leiter 
einer solchen Studentenberatungsstelle genauer Erkennt-
nisse und Erfahrungen des studentischen Lebens, Auf-
geschlossenheit und psychologischer Ausbildung , die eine 
Gesprächsführung mit dem Klienten in einer persönlichen, 
gelösten Atmosphäre ermöglicht. Oft werden diese Stellen 
mit Laien besetzt werden müssen, da nicht genügend Aka-
demiker zur Verfügung stehen - ein Umstand, der bei der 
geforderten Neueinrichtung von Beratungsstellen an allen 
Hochschulen neue Fragen aufwerfen wird . 
Eine Beratungsstelle, die allen Ansprüchen genügen würd e, 
müßte - nach amerikanischem Vorbild, das sich in Deutsch-
land im Aufbau der Erziehungsberatungen bewährt hat - von 
einem psychiatrisch oder psychotherapeutisch ausgebildeten 
Arzt, einem Psychologen und einer Sozialarbei terin geleitet 
werden, von denen auch die Sozialarbeiterin eine vielseitige, 
möglichst akademische Ausbildung nachzuweisen hätte. Ein 
Praktikum bei den wenigen bisher bestehenden gut arbei-
tenden Beratungsstellen sollte künftigen Beratern zur 
Bedingung gemacht werden . Wie eine solche Beratungs-
stelle arbeiten sollte, innerhalb der Studentenwerke oder 
angeschlossen an die Hochschulen, wird je nach Lage der 
Umstände, der Raumverhältnisse und geeigneter Mitarbeiter 
zu entscheiden sein. Die Frage der Finanzierung, ohne die 
soziale Einrichtungen heute nicht mehr existieren können , 
darf nicht entscheidende Bemühungen um das Entstehen 
solcher Einrichtungen verhindern. Wenn erst ein Anfang 
gemacht ist, der die Notwendigkeit einer solchen Beratungs-
stelle nachweist, woran nicht gezweifelt werden kann, so 
werden sich, wie in Hamburg und später Marburg, Möglich-
keiten finden lassen, die Stelle zu sichern. Der Deutsche 
Akademikerinnenbund in Hamburg z. B. ist nach 5jährigem 
Bestehen der Studentenberatungsstelle dafür eingetreten, 
daß sie finanziell gesichert und weiter ausgebaut werden 
konnte. Die jetzt von einer jungen Vollakademikerin und 
ihrer langjährigen Mitarbeiterin geleitete, an die Universität 
Hamburg angegliederte Beratungsstelle, die auf ein zwölf-
jähriges Bestehen zurücksehen kann , hat in eigener Initia-
tive Tausenden von jungen Studierenden wesentliche Hilfe 
leisten können , in enger Zusammenarbeit mit der Universität 
und ihren Fachvertretern , dem Studentenwerk, dem Studen-
tenarzt und den Studentenseelsorgern und ihren Studenten-
gemeinden, aber auch mit Behörden und einzelnen Men-
schen, die sich für die akademische Jugend verantwortlich 
fühlen . Toni Milch 
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Eintritt frei , • 
Menschen können in Vereinen sein, besondere Menschen 
in vielen . Vereine erheben Beiträge und manche nicht zu 
knapp. Solange es sich um eingetragene Vereine handelt, 
halten sich die Beiträge klüglich in den Grenzen, die es dem 
Normalverbraucher erlauben, Mitglied vieler Vereine, also 
ein besonderer Mensch zu sein. Beginnen Vereinsnamen 
aber den Vereinscharakter zu verschleiern, ist Vorsicht am 
Platze. Die halten sich nämlich nicht für gewöhnliche Vereine 
und sind daher teuer. Ich meine die Corps und Gewerk-
schaften, die Kirchen und Quäker. Zum Glück gibt es ideolo-
gische Gründe, die es nicht geraten sein lassen, Mitglied 
all dieser Vereine zu sein. Ein Corpsstudent wird sich nicht 
unter die Gewerkschaftler mischen und ein Quäker nicht 
unter das Kirchenvolk; wer es dennoch tut, braucht Ein-
künfte, die von der Intensität der Arbeit seiner Hände oder 
seines Kopfes unabhängig sind. 
Jeder Verein beansprucht für sich vor allen anderen Ver-
einen einen ganz besonderen Rang. Das Besondere an den 
Kirchen ist, daß er ihnen zugestanden wird. Warum das so 
ist, weiß man nicht genau. Zustande kommt es dadurch, 
daß die Mitgliedsbeiträge der Kirchen wie Steuern vom 
Staate eingezogen werden und regelrecht »Kirchensteuern « 
heißen . In einem Punkt findet diese Bezeichnung ihre Recht-
fertigung , nämlich dort, wo die Kirchen Veranstaltungen 
anbieten, wo der Eintritt frei und Beifall sogar unerwünscht 
ist, in den sogenannten »Gottesdiensten«. Die sind dies-
bezüglich ähnlich den Veranstaltungen des Staates, die auch 
durch meine Steuern finanziert werden , z.B. wenn ich in die 
Bundeswehr komme: Eintritt frei - Beifall unerwünscht. 
Daß ich, einmal in der Kirche, dann in der Regel doch noch 
zur Kasse gebeten werde, in mehr oder minder schöner 
liturgischer Form, versteht sich, ist guter alter Brauch, der 
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sich aber auch in der Bundeswehr, z. B. in den vielfältigen 
materiellen Einbußen, die eineinhalbjähriger Dienst fürs 
Vaterland mit sich bringt, nachweisen läßt. 
Durch meine Mitgliedsbeiträge oder Steuern, ganz wie be-
liebt, werden speziell die protestantischen »Gottesdienste« 
finanziert. Ich habe zwei in sehr unterschiedlichen Räumen 
besucht, die hier behandelt werden sollen. Am 22. August1965 
in der großen Katharinenkirche am Hagenmarkt, im Stadtzen-
trum von Braunschweig, am 24. Oktober 1965 in der kleinen 
Bugenhagen-Kirche in Gliesmarode, am Stadtrand. Es zeigte 
sich, daß in St. Katharinen Probst Stange als Liturg und 
Prediger fungierte, in Bugenhagen Pfarrer Marsch hausen. 
So wie die beiden Gebäude voneinander unterschieden sind, 
war auch voneinander unterschieden, was darin stattfand. 
Die gotische Katharinenkirche, dem umbauten Raum nach 
ein Stadtteil, war besetzt, die Stühle keine Fehlinvestion . 
Anders in der einfallslos rechtwinkligen Bugenhagen-Kirche, 
die nicht größer ist, als ein mittleres Tanzlokal und deren 
Schäflein , sofern sie überhaupt das sonntäglich kirchliche 
Angebot frequentieren , wohl in die Stadtkirchen eilen. Ver-
ständlich. 
Schon was an Lauten auf den innerkirchlichen Musikinstru-
menten produziert wird , entscheidet die Wahl. In Bugen-
hagen wurde schmerzlich bewußt, daß Musik halt mit Ge-
räusch verbunden und in Katharinen wurde auf der Orgel 
musiziert. Der Kantor tritt im Gegensatz zum Pastor ja leider 
nicht in Erscheinung. Vielleicht war es in Katharinen Uwe 
Groß, mit dem diese Kirche ja nun mal gesegnet ist, und 
in Bugenhagen möglicherweise die alte Gemeindeschwester. 
Und was soll man machen, werden der Pfarrer und die 
Gemeindeältesten sich fragen , denn wenn sie nicht mehr 
spielen darf, sind sie und ihr Anhang uns böse. Geradezu 
tragisch der Konflikt, in dem die Gemeinde von Bugenhagen 
da steckt, denn auf der anderen Seite der Bilanz steht ja 
immerhin, daß die Kirche am 24. Oktober 1965 nur höchst 
spärlich besetzt war. zweifellos liegt das nicht nur am 
Orgelspiel, aber es wäre doch immerhin ein Grund, in die 
Bugenhagen-Kirche zu gehen, wenn man dort sonntags mor-
gens Orgelmusik hören könnte. Oder sollte es nur ein Zufall 
gewesen sein , daß gerade an dem Sonntag die Kirche so 
leer war? Auch an Pfarrer Marschhausen kann es nicht 
gelegen haben, denn von ihm wußten zwei der Herren, die 
am Schluß der Veranstaltung durch diskret vorgestreckte 
Teller das obligate Austrittsgeld einsammelten, nicht einmal 
den Namen. Demnach konnte auch die Gemeinde kaum 
wissen , ob er ihr was zu sagen haben würde oder nicht. 
Offenbar hatte er wirklich nicht viel zu sagen. Er predigte 
über den Text Joh. 5, V. 1 bis 14, der die Geschichte von 
einem Mann erzählt, der seit 38 Jahren schwer krank ist, 
in dieser ganzen Zeit ständig Wunderheilungen vor Augen 
hat, aber selbst keine Chance besitzt, auch gesund zu 
werden , und der trotzdem noch nicht resigniert. Jesus heilt 
ihn durch ein Wort. Die Juden sind böse, weil man am 
Sabbath nach ihrer Meinung nicht heilen darf. Jesus trifft 
den Mann später wieder, als er offenbar Gott für seine 
Heilung dankt, und fordert ihn auf, nicht mehr zu sündigen, 
damit ihm nichts Schlimmeres als sein 38jähriges Elend 
geschieht. 
Vor der Predigt wies Marschhausen darauf hin, dieser Text 
sei »verordnet«. Wollte er damit darauf hinweisen, es sei 
nicht seine Schuld, wenn die Predigt nur mäßig würde? 
Wollte er sich auf Befehlsnotstand zurückziehen? Einen 
großen Teil seiner Redezeit benutzte er dann dazu, die 
Geschichte in seinen Worten nachzuerzählen, die z. B. so 
,..-enot!1• 
Beifall unertDiinseht ! 
klangen (wörtl ich) : »In diesen Worten leuchtet der Königs-
mantel des Erlösers herrl ich auf•. Man hatte überhaupt 
nicht den Eind ruck, daß dadurch irgendetwas deutlicher 
wurde, als es in der nüchtern en Sprache Luthers ohnehin 
schon war. 
Wesent lich schienen für ihn zwei Punkte zu sein : Einmal , 
daß die Juden wegen d ieser Heilung Jesus nachstellten, 
zum anderen, daß Jesus sich offenbar noch was Schlimmeres 
als 38jährige Krankheit in vö lliger Verlassenheit vorstellen 
konnte. Im Hinblick au f den ersten Punkt meinte er, es gäbe 
»Blindheit und Taubheit, d ie sich mit Frömmigkeit verbin-
det«, und er wa rnte davor. Man stimmt ihm da ohne weiteres 
zu, denn es gibt kaum abstoßenderes als diese kiebige 
Art der Frömmigkeit. Hoffen wir, daß sie nicht ausgerechnet 
unter den Wenigen, die in der Bugenhagen-Kirch e saßen, 
zu finden ist. 
Beim zweiten Punkt wurde es schwieri ger, denn Marsch-
hausen glaubte, das Schl immere sei »das unversöhnte Ver-
harren in der Sünde• . Abgesehen davon, daß dies Wort 
vermutlich nach protestan t ischer Theolog ie schon Unsinn 
ist, die wohl genere ll Sünde als Trennung von Gott versteht, 
so daß es ein versöhn tes Verh arren in der Sünde gar nicht 
gibt, blieb woh l al len tro tz der wiederholten Beteuerungen 
des Pfarrers unklar, was da eigentli ch so schlimm dran ist. 
Er schien das zu merken, denn er versi cherte, es gäbe 
»keine größere Gefahr fü r den Christen, als das Wunder 
der Sündenvergebung nicht mehr In sei ner ganzen Trag-
weite zu erfassen «. Marschhausen hält dieses Wunder für 
das größte innerhalb der Kirche überh aupt, und das wußte 
er in vielen schönen Sätzen auszuführen. Es mögen viele 
Leute sein , die ihm recht geben, die auf Luther und se ine 
Auseinandersetzung mit der Sü nde weisen, die viel erlei 
persönliche Erfahrung zu zitieren wissen , die sich aber auch 
die Frage gefallen lassen müssen, was mich das eigentlich 
angeht, und ob sie bei dem Kanzelsegen noch wußten, was 
der Pfarrer gesagt hatte. 
Etwas anders sah das bei Stange aus. Man hatte das Gefühl , 
er gibt sich Mühe zu informieren, und das ist das Zuhören 
schon wert. Er betonte zu Beginn seiner Predigt, er habe 
den Text gewählt, und das berührt sympathisch. Es war 
Lucas 19, V. 1 bis 10. Er handelt von einem Mann, der eine 
schmachvolle politische Situation des israelischen Volkes 
rücksichtslos zu seiner persönlchen Bereicherung ausge-
nutzt hat und deshalb vom Volk verachtet wird. Dieser 
Mann möchte den Wundertäter Jesus sehen. Vielleicht kann 
der auch ihm die Achtung des Volkes zurückverschaffen. 
Jesus kehrt tatsächlich bei ihm ein und verheißt ihm ewige 
Seligkeit. Die Israeliten sind aber weit davon entfernt, den 
Mann als rehabilitiert zu betrachten . Sie sind vielmehr von 
Jesus enttäuscht, daß er sich mit solch einem Mann auch 
noch einläßt. 
Stange gab an, diesen Text, in dem der Erlöser einem 
konkret geschilderten Menschen gegenübertritt, gewählt zu 
haben, um die handfeste Bedeutung der Erlösung zu klären. 
Er hatte offenbar erkannt, daß man gern wissen möchte, 
was das Christentum eigentlich anbietet, wenn es Er-
lösung verheißt. Er hat das so intensiv erkannt, daß er 
einen Zyklus von vier Predigten, von denen diese die letzte 
war, darauf abzielen ließ. Soviel aus der Predigt und den 
Ausführungen Stanges im Anschluß an den Gottesdienst 
deutlich wurde, hatte er versucht, in den drei vorhergehen-
den Predigten, die Lage des Menschen in der Welt zu be-
schreiben. Es mußte sich daraus wohl ergeben haben, daß 
die Lage tragi sch ist, denn er bezeichnete sie in dieser 
Predigt als »hoffnungslos« und hielt »eine romantische Be-
schönigung nicht für möglich «. Stange sagte nun nicht, und 
das ist für eine normale Sonntagspredigt schon viel , daß 
die Lage jenes Mannes aus dem Schrifttext für uns typisch 
sei , sondern typisch sei daran nur, wie Erlösung funktioniere. 
Sie ereigne sich immer nur beim Individuum. Das Individu-
um, in seine Schuld verstrickt, äußert Hoffnung auf Änderung 
seiner Lage, indem es sich mit Christus konfrontiert. Es 
kennt nicht die ganze Breite der Konsequenzen, die aus 
dieser Konfrontation erwachsen, reflektiert aber auch nicht 
darüber, da jede Änderung der Lage so hochwillkommen ist, 
daß alle möglichen Begleiterscheinungen mit in Kauf ge-
nommen werden . 
Stange schilderte wie der Erlöser diesem Individuum ge-
genüber vorgeht und forderte die Gemeinde auf, sich der 
Aktivität des Erlösers auszuliefern . 
Man fragte sich allerdings auch in diesem Fall hinterher, 
wozu eine solche Predigt. Sind das eigentlich die Gottes-
dienstbesucher, die tragisch in ihrer Schuld verstrickt sind, 
so daß sie nach Erlösung schreien? Wem nützt der intel-
lektuelle Aufwand, der da getrieben wird? 
Die Leute kommen gut ausgeschlafen, sauber gewaschen, 
sattgegessen und mit sich und der Welt zufrieden in den 
Gottesdienst, und dort wird ihnen dann Erlösung verheißen 
und zwar von einem Ungemach, das ihnen vorher eingeredet 
wurde. Das ist absurd , grenzenlos absurd I Aber selbst so 
intelligente Kirchenmänner wie der Probst Stange, sind der-
artig betriebsblind , daß sie von den Leuten dann auch noch 
verlangen, sie sollten sich auf solch eine Erlösungsprozedur 
einlassen, ohne vorher die Folgen zu reflektieren . Unvorein-




obszön unzüchtig schlüpfrig , 
Sechs Fachleute diskutieren obszöne Kunst 
Obgleich Sexualität in zunehmendem Maße in das Bewußtsein der Gesellschaft 
rückt und dadurch das Zusammenleben der Einzelnen verändert, halten sich 
starke Tendenzen, der Kunst die Durchdringung dieses Bereichs zu verwehren. 
Ein Tabu ist gesetzt und wird ständig neu zu setzen versucht. 
Die Diskussion verfolgt das Ziel, dieses Tabu zu verletzen, da es den Raum der 
Kunst in unzulässiger Weise begrenzt. 
Der Züricher Kunsthistoriker Dr. Gert Schiff untersucht einführend den histori-
schen Aspekt. Dr. Marta Mierendorff, Gründerin und Leiterin des Institutes für 
Kunstsoziologie Berlin-Los Angeles, diskutiert das Thema aus soziologischer 
Sicht. Der Düsseldorfer Psychiater Dr. Kurt Behrends versucht eine psychologi-
sche Analyse dieses Kunstbereichs. Ernst Buchholz, Generalstaatsanwalt von 
Hamburg, stellt die in Bezug auf Kunst bestehende Rechtsauffassung dar. Als 
Kunstkritiker nimmt John Anthony Thwaites, Ratingen, Stellung. Abschließend 
sagt der Maler H. P. Alvermann, Düsseldorf, warum er Kunst macht, die obszön 
genannt wird und auf große Ablehnung stößt. 
Wir danken John Anthony Thwaites für seine Beratung und Unterstützung und der Galerie Brockstedt, Hamburg, Poststraße, die uns den größten Teil der Abbildungen zur Verfügung gestellt hat. 
Die griechische Antike kannte keine Pornographie , denn 
das Obszöne im heutigen Sinn fand damals in Literatur und 
Kunst selbst seinen Niedersch lag. Auf Vasenbildern und 
Terra-slgillata-Gefäßen ließ sich jede Art priapischer Be-
sessenheit aus, mit Faunen und Nymphen, Satyrn und Kna-
ben. Die Partialtriebe in allen ihren Varianten klingen auf 
in den alles verspottenden, aber gerade darum durchaus 
toleranten Komödien des Aristophanes. Die religiöse Übung 
war durchwaltet von der Ehrfurcht vor dem Sexus als zen-
traler Lebensenergie im Zeichen des Phallos. 
Das Christentum brachte den Dualismus von Körper und 
Geist. Aus den Heil ig keitskrämpfen und den orgiastischen 
Exzessen der frühchristlichen Sekten verfestigte sich jene 
dogmatische Einstellung, welche den Sexus ausschließlich 
an die Fortpflanzung kettet und ihn nur im Dienste der 
Erhaltung der Art, als notwendiges Übel , sanktioniert. Aber 
das Verlangen nach Lust in all ihrer angestammten Vielfalt 
lebte weiterl So wie die antiken Götter in der Geheim-
wissenschaft der Astrologie fortlebten , als Gestirnsdämonen 
in unheimliche, unberechenbare Schicksalsmächte verwan-
delt, lebten, gleichfal ls dämonisiert, al le die priapischen 
Geister weiter und nisteten sich ein in der allumfassenden 
Figurenwelt der Kathedralen. Was da, vor allem in der 
französischen Gotik, als Teufelsspuk oder als Sinnbilder 
sündiger Wollust in plast ischer Deutlichkeit zur Anschauung 
kommt, ergäbe zusammengenommen eine psychopathia 
sexualis, die kaum weniger vollständig wäre als diejenige, 
die 500 Jahre später der Marquis de Sade in seinem Werk 
aufstellen sollte. Es wird ewig eines der Rätse l der Kultur-
geschichte bleiben, warum die kirchlichen Auftraggeber hier 
die, weniger durch Humor entschärfte, als durch kennerhafte 
Drastik aufreizende Darstellung von Praktiken duldeten, die 
sie im Leben doch mit Feuer und Schwert bedrohten . Nicht 
alle diese unzüchtigen Bilder waren als Wasserspeier den 
Blicken entrückt, und se lbst an verborgener Stelle bekun-
dete ihr bloßes Dasein doch die Macht der in ihnen veran-
schaulichten Triebe. 
Aber so, wie In Wiedertäufer-Wirrnis und sektiererischer 
Promiskuität manchmal wieder jene andere, ungebundene 
Möglichkeit des Sexus aufflammte, entstanden am Ende des 
Mittelalters auch Bildwerke, in denen Lust nicht mehr als 
Sünde, sondern als Mysterium, als kollektive Ekstase dar-
gestellt wurde. Ich denke an Hieronymus Bosch, dessen um 
1510 entstandene berühmte Tafel lange im lichte seiner 
Höllenvisionen und diabo lischen Versuchungen des heiligen 
Antonius als Jus/feindlicher »Garten der Lüste« mißverstan-
den wurde, bis Wilhelm Fränger sie als Irdisches Paradies , 
als hermetisches Andachtsbi ld ei ner solchen Sekte erkannte : 
Sinnbild einer Lebensform, die im al lseitigen Sichverschen-
ken eines universalen Eros bestehen sol lte. Erst damit 
wurden die Morgenfrische dieses Bildes und die bei all 
ihrer Asthenik und Blässe so frei zur Schau getragene Sinn-
lichkeit seiner Gestalten verständlich . 
Mit der Renaissance erfaßte eine ungeheu re Welle neuer 
Körperfreude die Kunst, am überwältigendsten in Michel-
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angelo. In seinem Werk gewann das Nackte allen seinen 
antikischen Glanz zurück , und dennoch fand diese Ver-
herrlichung der Leibesgestalt ihren Rückhalt an dem durch 
Platin gesteigerten Christentum des Künstlers : dem Neo-
platonismus galt die Schönheit als anschauliche Emanation 
des Göttlichen. An Michelangelos Jüngstem Gericht freilich 
setzte die von nun an nicht mehr abreißende Kette sitten-
polizeilicher Verschandelungen von Kunstwerken ein: nach 
dem Tridentiner Konzil (1563) drohte dem Werk vorüber-
gehend völlige Vernichtung ; doch es blieb schließlich bei der 
Übermalung der Nuditäten durch Daniele da Volterra, ein 
Unternehmen, das bis über die Mitte des 18. Jahrhunderts 
hinaus noch mehrfach vervollständigt wurde. 
Nun stand in der Renaissance dem platonischen Idealisten 
der amoralische Tatmensch gegenüber. Als Federigo II Gon-
zaga dem Raphael-Schüler Giulio Romano in Mantua Bau 
und Ausschmückung seines Palazzo del Te übertrug, ver-
langte und erhielt er in den mythologischen Fresken der 
Sala di Psiche eine Wiederbelebung der Antike, die ganz 
auf den diesseitigen Aspekt heidnischer Sinnlichkeit in sei-
ner robustesten Ausprägung zielte. Ein Bild wie die Um-
armung von Jupiter und Olympias fiele nach heutigen Be-
griffen eindeutig in das Gebiet der Pornographie, und die 
Darstellung, wie Pasiphae sich in der von Dädalus gefertig-
ten Statue einer Kuh verbirgt, um so die Liebe des Stiers 
zu empfangen, erschiene selbst dem mit der Mythe Unver-
trauten kaum weniger eindeutig in ihren analerotischen 
Suggestionen . 
Im Manierismus wird die neugewonnene Freiheit schnell 
wieder fragwürdig. Dieser komplexe Stil , der die vielfältigen 
Ängste dieser Epoche der Glaubenskämpfe und Katastro-
phen spiegelt, führt neben der Differenzierung der Psycho-
logie im Porträt und manchem anderen auch jenes Unfreie, 
Zwanghafte und Gespaltene herauf, das seither einen ge-
wissen Typus erotischer oder sexueller Darstellungen be-
gleitet, man denke etwa an Beardsley. Der gleiche Giulio 
Romano hatte, noch bevor er 1524 nach Mantua ging, in Rom 
eine Folge von 20 »Stellungen « gezeichnet, in denen die 
Bevorzugung abseitiger Akrobatik unverkennbar bestimmt 
ist durch Elemente von Schmerzwollust und Frustration. Der 
gleiche Pietro Aretino, der später als erster die Anstößigkeit 
von Michelangelos Jüngstem Gericht monieren sollte, 
schrieb zu jedem dieser Blätter ein begleitendes Sonett. 
Papst Giemens VII. zeigte sich äußerst indigniert, und da 
Stiche nach diesen zuchtlosen Blättern, wie Vasari berich-
tet, schnell dahin gelangten, wo sie am wenigsten hinge-
hörten, nämlich in Klöster und Konvente, wurden sie unter-
drückt und der Stecher, Marcantonio Raimondi, eingeker-
kert. 
Im französischen Rokoko erlangte die erotische Kunst zum 
ersten Male wieder einen die Antike wachrufenden Ansch ein 
von Unbefangenheit. Dennoch war Cythera, die Insel un-
schuldigen Liebesgenusses, ein Wunschbild, und die hand-
greiflicheren Erotika Bouchers nehmen im Grunde schon 
das moralische Klima eines Buches vorweg, das Heinrich 
Mann unter die Hauptursachen der Französischen Revolution 
gezählt hat: die Liaisons dangereuses des Choderlos de 
Laclos, worin man Liebschaften hat nur, um sie in gleich-
gesinntem Kreise zu erzählen, und die Pervertierung von 
Unerfahrenen als Gesellschaftsspiel betreibt. Der Abspal-
tung des Sexuellen vom Seelischen entsprach das Aus-
einanderklaffen von Macht und Verantwortung , und der 
puritanische Robespierre suchte dem allen mit der Guillo-
tine ein Ende zu machen. 
Das neunzehnte Jahrhundert ist, um nur einen von se inen 
vielen widerstreitenden Aspekten herauszugreifen, das 
Jahrhundert des Historismus. Die griechische Mythologie, 
im achtzehnten von einigen wesentlichen Geistern wie 
Winckelmann noch durchaus numinos erlebt, wird endgültig 
zum Gegenstand vergleichender Religionswissenschaft. Das 
rückt ihre Gehalte und Gestalten in eine nie dagewesene 
Distanz zum Tatsächlichen. Daraus folgt die von nun an 
immer wieder bei Kunstverboten durch Sittengerichte ange-
wandte Spielregel , die Prof. Hans Gerhard Evers in einem 
sehr lesenswerten Aufsatz 1 so formuliert: »Nacktheit (und 
sogar die Darstellung erotischen Geschehens) kann allego-
risch (oder mythologisch - Verf.) geduldet werden, aber sie 
darf nicht Freude machen als Nacktheit, als Sinnlichkeit«. 
Napoleon III. mißbilligte 1863 Manets Frühstück im Freien 
mit der nackten Dame zu Seiten ihrer Begleiter in zeit-
genössischer Tracht ; er erwarb jedoch g leichzeitig ein woll-
lüstig-glattes Gemälde von Alexandre Cabanel , weil dieses 
als Geburt der Venus deklariert war. Das neunzehnte Jah r-
hundert hatte trotz allem immer noch mehr Kunstskandale 
als Kunstprozesse ; diese letzteren sind erst in unserem 
Jahrhundert, und zwar in al lerjüngster Zeit, bedrnhlich an-
geschwollen. Dabei ist die heutige Kunst, wo sie das als 
obszön geächtete Sexuelle behandelt, durchweg weit ent-
fernt von jeder hymnischen Ve rherr lichung des Sexus als 
zentraler Lebensenergie, so weit, wie Bacon von Courbet, 
Burroughs von Whi tman entfernt sind. In den meisten we-
sentlichen Hervorbringungen der heutigen Kunst erscheint 
das Geschlechtliche im Zeichen des innersee lischen und 
äußerlich-gesellschaftlichen Druckes, dem der heutige 
Mensch unterliegt, und im Zeichen der Folgeersche inungen, 
Angst und Grausamkeit. Immer war es die Aufgabe des 
Künstlers, den Finger auf die Wunde zu legen. Im Namen 
der Wahrheit sollte man ihm dabei die Freiheit lassen, die 
ihm rechtens zusteht. Dr. Gert Schiff 
1 H. G. Evers, Kunstverbote durch Sittengerichte, Littera, 
hrsg. von Walter Böckmann, Band 4, Frankfurt 1964, S. 38 ff. 
Das Obszöne in der 
Gegenwartskunst 
Wer als deutscher Besucher durch die Galerien am La 
Cienega Blvd. in Hollywood streift, gewinnt einen starken 
Eindruck von der Vielfalt der amerikanischen Gegenwarts-
kunst. Neben den Abstrakten und OP nehmen POP und das 
Neo-Figürliche breiten Raum ein. Bildhauer, Maler und 
Zeichner experimentieren mit dem Bild des Menschen und 
versuchen, die Position ihrer Zeitgenossen zu orten. Meta-
physische und religiöse, tiefenpsychologische, soziale und 
kreatürlich-animalische, erotische und sexuelle Aspekte der 
menschlichen Existenz werden examiniert und neu inter-
pretiert. Die Aktmalerei spielt wieder eine große Rolle und 
riesige Leinwände zeigen Nacktheit ohne ideale Verklärung . 
Die Künstler sind oft überdeutlich bei dem Versuch , Wahr-
heiten zu erfassen. Galeriebesitzer sind großzügig und neh-
men das Risiko auf sich , doch einmal Anstoß wegen Ob-
szön ität zu erregen. Doch das Publikum weiß, daß Galerien 
keine Kindergärten sind und nur selten kommt es zu gericht-
lichen Auseinandersetzungen , die dann in der Öffentlichkeit 
leidenschaftlich in ihrem Für und Wider diskutiert werden . 
Da Amerika keine behördliche Kunstpflege hat wie sie in der 
Bundesrepublik grassiert, sind die Beziehungen zwischen 
Kunst und Gesellschaft wesentlich freier. 
Kann man sich etwa einen Bonner Professor der Psychologie 
vorstellen , der sich in einer umstrittenen Kunstausstellung 
von psychedelic art auf einen Stein stellt, in der Hand zu 
seiner moralischen Stärkung einen Strauß hölzerner Rosen 
hält und vor zahlreich erschienenem Publikum die in den Bil-
dern enthaltenen Sexualsymbole erläutert? Psychedelic art 
ist eine Bezeichnung für Kunstwerke, die namhafte Maler 
unter Einfluß stimulierender Drogen zu Experimentierzwek-
ken geschaffen haben . Das von Tabus befreite Bewußtsein 
gibt unbekannte schöpferische Kräfte frei. Manche Kunst-
werke haben demzufolge orgiastische Inhalte. In einer 
Gesellschaft, in der Naturwissenschaftler mit dem Menschen 
experimentieren und die Zeugung manipulieren, findet der 
Maler nichts dabei, die gleichen Rechte für sich selbst in 
Anspruch zu nehmen. Das Publikum ist nicht nur ästhetisch, 
sondern auch wissenschaftlich interessiert, die Ausstellung 
wird diskutiert, sogar von einer »Liga für sexuelle Freiheit«. 
Die amerikanische Gesellschaft ist von einer ungeheuren 
Neugier ergriffen in bezug auf alles, was die Natur betrifft. 
Dazu gehören die Tiefenschichten des Menschen und Sexu-
alität. Im Life-Magazin wurde kürzlich mit neuartigen Me-
thoden die Entwicklung des Embryos in allen Phasen bis 
zur Geburt in Farbfotos dargestellt. Zeugung, Geburt, Erotik, 
Liebe und Sexualprobleme sind nicht mehr puritanisch tabu-
iert, und das findet seinen Ausdruck auch in der Kunst. 
Was kann dabei »obszön« sein? 
Die Frage nach dem Obszönen setzt voraus, daß »das Ob-
szöne« an sich existiert. Die Formulierung »Das Obszöne in 
der Gegenwartskunst« wie es in »omnibus« diskutie•rt wird, 
läßt offen, was konkret gemeint ist. Einmal beinhaltet das 
Thema zwei unterschiedliche Wertsysteme : Das Obszöne 
meint Eth ik, das Wort Gegenwartskunst Ästhetik. Als Zeit-
begriff ist die Gegenwart gegeben, ein Ort des Geschehens 
fehlt. Um eine soziologische Betrachtung sehr verschiedener 
gesellschaftlicher, d. h. sozialer Gegebenheiten zu ermög-
li chen, ist es am besten, einige Thesen aufzustellen: 
1. Das Obszöne an si ch existiert nicht. Es gibt lediglich, 
meist mit tabuierten Sexualvorgängen verbundene, Verhal-
tensweisen und künstlerische Objektivationen, die von In-
dividuen, Gruppen oder vom Staat als »obszön« bezeichnet 
und geahndet werden . 
2. Kunst und Obszönität schließen einander aus. Ein 
Kunstwerk unterliegt den Gesetzen der Ästhetik, das für 
17 
obszön Gehaltene ethischen Werturteilen. Es ist unzulässig , 
Ästhetik mit Ethik zu messen. 
3. Die Vorstellung von Obszönität ist stets an das Kultur-
muster einer gegebenen Gesellschaft in einem bestimmten 
Entwicklungsstadium gebunden. 
Das Thema ist nunmehr eingeengt und soll auf die Bundes-
republik Deutschland bezogen werden. Die Grundfragen 
lauten : Was gilt in dieser Gesellschaft als obszön? Welcher 
Art sind die Beziehungen zwischen Künstler, Kunst einer-
seits und Staat und Gesellschaft andererseits? 
Langenscheidts Taschenwörterbuch aus dem Jahre 1929, 
also noch aus der Weimarer Republik, definiert das Wort 
obszön als schlüpfrig, unzüchtig, Obszönität als Unzüchtig-
keit und Zote. Was also findet der westdeutsche Bürger 
nach dem Dritten Reich als schlüpfrig , unzüchtig, zotig, 
mit anderen Worten, gegen Sitte und Anstand verstoßend? 
Ein Bürger, der seit Monaten und Jahren beim Frühstück 
in seiner Tageszeitung mit NS-Verbrechen und Sadismus 
konfrontiert wird, der noch immer mit der »Bewältigung der 
Vergangenheit« beschäftigt ist oder beschäftigt sein sollte? 
Der Vorwurf eines Verstoßes gegen Sitte und Anstand setzt 
voraus, daß in einer intakten Gesellschaft verbindliche Nor-
men gelten, deren Einhaltung auch vom Künstler erwartet 
wird. Gibt es in der Bundesrepublik heute solche Normen? 
Jede Kultur einer Gesellschaft hat drei Hauptaspekte : 
Institutionen als »normative patterns« (Parsons) , welche de-
finieren, was als »richtiges« Verhalten erwartet wird . In-
stitutionalisiert sind fast in jeder Gesellschaft Zeugung, 
Geburt, Liebe, Ehe und Tod. Ideen , wie Glauben und Wert-
vorstellungen, sind Leitbilder für die zwischenmenschlichen 
Beziehungen. Materielle Produkte oder artifacts sind alles, 
was der Mensch ideell und materiell mit Hilfe von Institutio-
nen und Ideen produziert. Diese drei Hauptaspekte, einge-
bettet in Staat, Wirtschaft und Kirche, ergeben ein Kultur-
muster, das in intakten Gesellschaften von der Mehrzahl der 
Individuen anerkannt wird, und zwar im Wege der Anpas-
sung. Anpassung und Konformismus können durch Repres-
salien und Gesetze erzwungen werden . Zu den Normen-
und Gesetzesbrechern, d. h. zu Nichtangepaßten, gehören 
Mitglieder subkultureller Gruppen, die aus Überzeugung mit 
dem herrschenden Kulturmuster nicht übereinstimmen . Zu 
dieser Kategorie gehören häufig Künstler und Schriftsteller. 
In der Bundesrepublik befinden sie sich in einer besonders 
mißlichen Lage. Zwischen 1933 und 1945 hatte ein ganzes 
Volk die Maßstäbe für bis dahin geltende Normen für Sitte 
und Anstand eingebüßt. Unter dem NS-Regime verloren 
künstlerisch Schaffende nicht nur ihr Recht zur freien Kunst-
ausübung, sondern auch den Anschluß an die internationale 
Entwicklung. So war das Jahr 1945 für sie wie für die Jugend 
extrem die Stunde Null. Es gab kein nationales Kulturmuster 
als Mittel der Orientierung. Dank der modernen Kommuni-
kationsmittel fanden sie recht bald den Anschluß an das 
Ausland und mußten erfahren, daß man sich dort inzwischen 
weitgehend aus regionalen zusammenhängen gelöst hatte. 
Heute wissen sie, daß auf der Ebene des internationalen 
künstlerischen Wettbewerbs die Einschätzung des Ganzen 
vom Regionalen her aufgehört hat und daß Kunst ebenso 
universal ist wie die Technik. 
Das schließt natürlich nicht aus, daß der junge Kunstschaf-
fende durch Geburtsland und Erziehung zunächst regionale 
Elemente aufnimmt. Doch er kann und darf in ihnen nicht 
verharren . Während die Gesellschaft noch in regionalen 
nationalen Kategorien denkt, ist er durch die Kunst längst 
Weltbürger und aufgerufen, cultural lag zu überwinden, auch 
auf den Gebieten von Moral und Sitte. 
Mittels der Eigengesetzlichkeit der Ästhetik ist er allein in 
der Lage, unabhängig von der Sprache, also übernational 
auf das Ursprüngliche des Menschen durch Ursprüngliches 
einzuwirken und neue Normen zu setzen. 
Die letzten zwanzig Jahre waren für den deutschen Künstler 
ein einziger Kampf mit den Vorurteilen der Gesellschaft 
gegen die moderne Kunst, insbesondere gegen die Abstrak-
tion . Nur eine relativ kleine Gruppe der Deutschen hat 
Zugang zu dieser längst klassischen Kunstform. POP und 
das Neofigürliche sind eine Wende. Konnte der Bürger sich 
bisher über die Abstraktion lustig machen, wird er jetzt bei 
der Auseinandersetzung mit dem Figürlichen in seine eigene 
Welt gezwungen. Der Maler und Bildhauer kann in seinen 
Werken Gesellschaftskritik üben, moralische Heuchelei ent-
hüllen, aber auch mit Sexualvorgängen experimentieren. So 
gesehen, waren die Abstrakten für behördliche Kunstför-
derer Befreiung von »moralischer Verantwortung« gegen-
über der Kunst : Sie brauchten nur international anerkannte 
Marktwerte zu kaufen . Nunmehr können Sie leichter in Kon-
flikte geraten. 
Im großen Rahmen regeln Legislative, Exekutive und Recht-
sprechung die Bahnen , in denen der deutsche Künstler sich 
bewegen soll. Nach dem Schock von 1945 war es Bestreben 
der Gesetzgeber, die Freiheit der Kunst im Grundgesetz ein 
für allemal zu sichern. Doch Paragraphen des Strafgesetz-
buches schränken diese Freiheit ein . 
Bund, Länder und Gemeinden sind verpflichtet, die Künste 
zu fördern und den Kunstgenuß des Bürgers - aus dessen 
Steuergeldern - zu finanzieren . Eingefahrene Subventions-
praktiken sind indirekte Mittel öffentlicher Kontrolle von 
staatswegen. Da nur »fördernswertes« gefördert wird , kann 
»Obszönes« nicht durch das Sieb der Filterkultur rutschen . 
Darüber hinaus unterl iegen Kunstwerke einer krasseren 
öffentlichen Kontrolle durch divergierende Gruppen in der 
pluralistischen, nicht intakten deutschen Gesellschaft. Wäh-
rend die schöpferischen Kräfte sich allein der Kunst verant-
wortlich fühlen und ihre immerhin auch aus der Gesellschaft 
empfangenen Impulse objektivieren , sehen sie sich vielfäl-
tiger Wertunsicherheit gegenüber. Diese äußerte sich sym-
ptomatisch im letzten Wahlkampf und selbst der Bundes-
kanzler war nicht gegen sie gefeit. Wertunsicherheit oder 
Wertstarre herrscht in allen Schichten der Gesellschaft bzw. 
der Kunstkonsumenten . Solche Eigenschaften finden sich 
ebenso bei Akademikern - die z. T. im Hitlerreich schwer 
versagten , ohne Konsequenzen daraus zu ziehen - als auch 
beim »kleinen Mann «, der sich eventuell mit einem »Davon 
verstehe ich nichts« begnügt. Doch gerade er wird häufig 
vorgeschoben, um mit seinem »gesunden Volksempfinden « 
autoritäre Forderungen an die Kunst zu stellen. Vorwürfe 
wegen Gotteslästerung, Staatsgefährdung und Unzüchtigkeit 
treten mit der Restauration immer häufiger auf. Manchmal 
scheint es, als proJ1z1ere eine Gesellschaft ihren Schatten 
auf die Gruppe der Künstler. 
Am schwierigsten wird es, wenn in einer pluralistischen 
Gesellschaft mit verschiedenen nebeneinander existieren-
den Normen der Klerus versucht, seine sittlichen und religi-
ösen Normen als allein verbindlich für die Gesamtgesell-
schaft über Parlament und Regierungen durchzusetzen. 
Natürlich hat auch diese Gruppe dem Künstler und Schrift-
steller gegenüber Anspruch auf e inen gewissen Schutz. Doch 
wird sie ihn nicht durch Bemühung des Staatsanwaltes als 
permanenten Sittenwächter, auch nicht durch die Einschrän-
kung der grundgesetzlichen Freiheiten erreichen. 
Was geschieht eigentlich hintergrü ndig, wenn ei n Individuum 
oder eine Gruppe etwas für obszön hält und es mit allen 
Mitteln - Zwang, Unfairneß, Diktatur, Bestrafung - beseitigen 
und dadurch aufheben will? 
Das Individuum oder die sozial-kulturelle Persönlichkeit 
sieht in einem vermeintlich anstößigen Kunstwerk sein 
eigenes Universum, d. h. sein eigenes Wertsystem , aus dem 
heraus es existiert, in Frage gestellt und erlebt einen Schock. 
Dabei überträgt es sein subjektives Wertsystem auf die 
Gesellschaft und sieht nicht nur sich, sondern die Gesamt-
gesellschaft gefährdet. 
Ähnlich verhält es sich mit der Gruppe, in deren Wertsystem 
Vorgänge tabuiert sind. Tabubruch ist ihr unerträglich , da 
auch hier die Eigengruppe als allgemeingültig normgebend 
empfunden wird . 
Das Kunstwerk als ästhetisches Erlebnis erlaubt einem 
Individuum oder einer Gruppe keine Identifizierung mit den 
eigenen Normen bzw. Wertvorstellungen. So verfä llt es der 
ethischen Ächtung . Die Ablehnenden fühlen unbewußt, daß 
das ästhetische Erlebnis im Stande wäre, im eigenen System 
Berichtigungen hervorzubringen, d. h. von Milieu, Kindheits-
erfahrung und regionalen Einflüssen abzulösen und die 
eigene Existenz neu zu formulieren. Das wird instinktiv ab-
gelehnt und mit rationaler Begründung verbrämt. 
Die Freiheit künstlerischen Schaffens ist nur dann gewähr-
leistet, wenn die Demokratie gut funktioniert und Konflikte 
auch um Kunstgeschmack fair in der Öffentlichkeit aus-
getragen werden, wie das in Amerika selbstverständlich ist. 
Sauberkeit, d. h. Integrität des Gemeinwesens ist beste 
Voraussetzung für »Sauberkeit« in der Kunst, d. h. für die 
• Sauberkeit« meist des Betrachters. In einer Gesellschaft, 
die sich erst auf Druck von außen in Fragen der Verjährungs-
fristen zu einem Kompromiß herbeiließ, die also gewillt war, 
mit unbestraften Massenmördern freiwillig zusammen zu 
leben, ist es absurd, sich z. B. über »Obszönitäten« in der 
•Blechtrommel« aufzuregen, die ja nichts tut, als stattgefun-
dene Obszönitäten durch Ästhetik zu entobszönisieren . 
Gewiß sind die von Baselitz gemalten Phallussymbole 
weniger Sitte und Anstand verletzend als gewisse neo-
faschistische Vorgänge in der Bundesrepublik. 
Um eine Ausdehnung der Konflikte zwischen Künstler und 
Gesellschaft für die Zukunft zu verhindern, wäre es vielleicht 
angebracht, eine »Liga zum Schutze der Künstler gegen den 
Vorwurf der Obszönität und zum Schutze des Grundgesetzes« 
zu bilden. Sollte das nicht helfen, gibt es noch eine Mög-
lichkeit : 
Zurück zu den Abstrakten oder hin zur Gartenlauben-Idyll-
Malerei, Umwandlung der Museen und kommerziellen Gale-
rien in Kindergärten , an denen es sowieso fehlt. 
Copyright Los Angeles - Berlin Dr. Marta Mierendorff 
Kunst als 
A;;--gression 
Schon seit einigen Jahren findet der interessierte Informa-
tionssammler - selbst in kleineren Buchhandlungen - zu-
nehmende Publikationen zum Thema Kunst und Sexualität. 
Durch die Prozesse um Publikation und Indizierung der 
Werke Jean Genets und Henry Millers, sowie durch die 
Skandale bei Ausstellungen der Maler Wunderlich, Bellmer 
und Schröder-Sonnenstern, wurde nach längerer Pause die 
Öffentlichkeit wieder mit dem Thema Sexualität bzw. Obszö-
nität in der Kunst konfrontiert. 
Seit etwa zehn Jahren hat eine permanente Reizüberflutung 
mit Sexualreizen eingesetzt, die vornehmlich über den Weg 
der Reklame, Photographie und Zeitschrift läuft. Niemals 
zuvor wurde so »frei « abgebildet, erschien so viel erotische 
Literatur, gab es diese Offenheit in Werbung und Reklame, 
die zwangsläufig den Charakter des Obszönen überschritt 
und vereinzelt zu Pornographie wurde. 
Dementsprechend nahm der Streit um das Obszöne in der 
Kunst zu. Ludwig Marcuse nahm dann vor wenigen Jahren 
erstmals zu diesem Thema in Bezug auf die Literatur in 
einem Buch ausführlich Stellung, was dann prompt ein er-
hebliches Echo auslöste. Die Romane Henry Millers und 
Jean Genets erreichten neue Verkaufsrekorde. 
Nachdem bisher bildnerische und literarische Produkte die-
ser Art lediglich einem kleinen Kreis zugängig waren - man 
mußte allerdings auch dort immer schnell genug sein - das 
heißt sich vor Beschlagnahme und Ausstellungsverbot in-
formiert haben - kann nunmehr jedermann am Thema teil-
haben. Auch heute noch - keine Woche ohne Skandal, kein 
Monat ohne Prozeß oder polizeiliche Schließung von Ga-
lerien, ja es werden sogar, wie jüngst am Rhein , wieder 
Bücher verbrannt. 
Warum, fragen wir uns, ruft das Thema Sexualität und Kunst 
immer wieder ein solch starkes Echo in der Öffentlichkeit 
hervor? Was ist obszön? Wo ist die Grenze zur Porno-
graphie? Ist das noch Kunst? Die Kritik reicht von Aus-
drücken wie »realisierte Gedankenonanie« bis zu psychia-
trischen Diagnosen : schizophren, abnorm, pervers etc. Das 
alles ist nicht neu, wenn man bedenkt wie Surrealisten, 
Dadaisten und andere Künstler vordem angegriffen worden 
sind. Beschränken wir uns auf die Beantwortung der ersten 
drei Fragen. 
Versteht man die bildende Kunst als gesellschaftlich kon-
zessioniertes Mittel zur Gestaltung eines seelisch-geistigen 
Gehaltes durch eine eigenwertige Form, die nach bestimm-
ten Gesetzen abläuft, so kann mit diesem Mittel die Gesell-
schaft nicht nur auf ihre ästhetischen Empfindungen, son-
dern auch auf ihre affektiven und triebhaften Emotionen hin 
angesprochen werden. Gehen sexuelle Vorstellungen und 
Erlebnisse in bildnerische Produktivität über, so kann ein 
Künstler unbewußte Reaktionsmöglichkeiten beim Betrachter 
auslösen. Dieser fühlt sich entlarvt, ohne daß er sich dessen 
bewußt ist, reagiert mit Schock, Ekel, fühlt sein Schamgefühl 
verletzt, ja fühlt sich vielleicht sogar verhöhnt. Das geschieht 
am ehesten dort, wo in extremer Weise Sexualität dargestellt 
ist, beispielsweise beim Betrachten bestimmter Graphiken 
der Künstler Bellmer und Wunderlich, gewisser Bilder von 
Trouille, Delvaux und anderen. Die Werke werden als ob-
szön bezeichnet und abgelehnt. Was aber ist obszön und 
warum werden solche Bilder von den meisten abgelehnt? 
Nach Giese bezeichnen wir als obszön sittenwidriges Sexual-
verhalten . Dabei finden sich auf der einen Seite eine Reih e 
von natürlichen sexuellen Lebens- und Verhaltensweisen, 
die naturgegeben sind und durch spezifische Auslöser ge-
weckt, nach »irgendeiner« Form von körperlich-sexuell er 
Betätigung auf der Linie Trieb, Triebziel, triebverzehrende 
Endhandlungen drängen . 
Welche Form gewählt wird , ist individuell verschieden; wel-
che Möglichkeiten vorkommen, zeigt ein Studium des 
Kinsey-Reports. Die zweite Seite wird dabei häufig verges-
sen, und zwar, daß die Sexualität nicht nur der Erhaltung 
der Art dient, sondern nach Giese eine einfache »Kontakt-
schiene« darstellt, auf der Soziales in kleinster Dimension 
zur Entfaltung kommt. Somit ist Sexualität, und in gewissen 
Fällen auch Obszönität, zur Kultivierung des Menschen 
erforderlich . Dieser Bezirk blieb im abendländischen Kultu r-
kreis nicht nur unberücksichtigt, sondern wurde seit Jahr-
hunderten mit Tabus beschränkt. Bedient sich nun die Kunst 
der Obszönität, so wird das in dem Moment von der Ge-
sellschaft übel vermerkt, in dem sie fühlt, daß Tabus an-
gegriffen, beziehungsweise durchbrochen werden sollen. Die 
Gesellschaft fühlt sich bedroht, gefährdet und reagiert mit 
einem Verbot. In Deutschland wird dabei immer das Ar-
gument der Jugendgefährdung benutzt, welches absolut 
sicher kirchliche und andere Institutionen auf den Plan ruft. 
Bis heute fehlt bezeichnenderweise eine wissenschaftliche 
Untersuchung oder irgendeine vertretbare Mitteilung über 
einen Fall , indem ein Jugendlicher durch Kontakt mit ob-
szöner Kunst psychisch geschädigt worden ist. 
Betrachten wir die Rolle des Künstlers, so hatten immer 
einige von ihnen vor der Allgemeinheit eine Art des Er-
lebens gefunden, die der Gesellschaft zunächst fremd und 
unverständlich war, jedoch später von ihr übernommen wur-
de. Sie waren eben ihrer Zeit voraus. Das Nichtverstanden-
werden durch die Gesellschaft erzwang dann indi rekt die 
Verwendung extremer Mittel - beispielsweise das der Ag-
gression - um eine Reaktion zu erzeugen. Für viele Rich-
tungen und Stile wurde und blieb die Aggression das 
einzige Kommunikationsmittel (Surrealismus, Dadaismus, 
Pop Art, Happenings, Nouveau-Realisme) . Zurückgegriffen 
wurde auf alle verfügbaren Mittel, man bediente sich pri-
mitiv-archaischer, exotischer, später dann psychopatholo-
gischer Stilmittel, um konventionelle Vorstellungen zu er-
schüttern. Als ein Extrem der letzten Jahre sei beispiel s-
weise Manzoni genannt, der in seiner aggressiven Haltung 
gegen Publikumsgeschmack und Kritik so weit ging, daß 
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er seine Fäces in Blechbüchsen fachgerecht verpacken ließ 
und sie als »echte Künstlerscheiße« etikettiert dem Kunst-
handel (mit Erfolg!) zum Verkauf anbot. Noch weiter gehen 
einige Vertreter des Happenings mit ihren direkten Ag-
gressionen gegen das Publikum. Dabei wird der wahre 
Zweck, die Provokation, meist völlig mißverstanden. Psycho-
pathologische Phänomene haben wir dabei nie gefunden. 
Dieselben tauchen lediglich im bildnerischen Schaffen von 
Geisteskranken auf, soweit es künstlerische Aussagekraft 
gewinnt. Dabei ist entscheidend, daß in Situationen, in 
denen Künstler und Geisteskranker von derselben Pro-
blematik ausgehen, beispielsweise existentielle Gefährdung, 
Suchen nach Ordnung, Aggression, dem Künstler das Werk 
gelingt - während gerade dieses Gelingen dem Kranken 
tragischerweise verschlossen bleibt. Eine Distanzierung vom 
Werk, Erringung von Ordnung im Formalen und Inhaltlichen, 
wird nicht erreicht. 
Sucht man nach allgemeinverbindlichen Kriterien, um ein 
»obszönes Kunstwerk« zu beurteilen, etwa um es von rein 
pornographischer Arbeit zu unterscheiden, so muß man 
feststellen, daß es solche Normen nicht- beziehungsweise 
noch nicht gibt. 
Für den Bereich der Literatur allerdings hat Giese sehr 
klare Gesichtspunkte herausgearbeitet, von denen sich 
einige mit gewissem Vorbehalt auch auf die Differenzierung 
zwischen Obszönität und Pornographie in der bildenden 
Kunst anwenden lassen. Dabei muß betont werden , daß der 
Term inus Pornographie prinzipiell literarischen Produkten 
vorbehalten ist. 
Seine wesentlichsten Gesichtspunkte seien deshalb hier 
kurz skizziert. 
Auf Grund vergleichender stilistischer Untersuchungen an den 
»Notre Dame des Fleurs« von Genet und den »120 Tagen 
von Sodom« von Marquis de Sade, stellt er bestimmte 
»Leitsymptome« auf. Kennzeichnend für pornographisches 
Schaffen, Ausdruck sexuell perverser Haltung, sind: Exzes-
sive Darstellung sexueller Verhaltensweisen mit Beschrän-
kung auf die rein körperlich-triebhafte Sphäre, Identifizierung 
des Verfassers mit seinem Werk, Distanzverlust gegenüber 
demselben, Promiskuität und Anonymität - ingesamt mit dem 
Ziel den Geschlechtstrieb zu erregen. Wichtig ist außerdem 
das Merkmal der Witzlosigkeit, das Fehlen von Humor, Iro-
nie und Sarkasmus. Demgegenüber findet sich bei der 
Obszönität Distanz des Produzenten zu seinem Werk, dabei 
wird »über« etwas ausgesagt und zwar mit dem Ziel der Be-
freiung vom Andrang der sexuellen Triebhaftigkeit und 
Affektivität. Wendet man die hier nur kurz skizzierten Krite-
rien Gieses auf die entsprechende bildende Kunst an, so 
läßt sich damit in gewissen Fällen Obszönes beurteilen. 
Giese betont dabei jedoch ausdrücklich, daß damit lediglich 
etwas über das Vorliegen von Pornographie und außerdem 
etwas über das Niveau eines Werkes, welches den Ge-
schlechtstrieb erregt, ausgesagt werden kann. Niemals sei 
es jedoch mit Mitteln der medizinisch-sexualwissenschaft-
lichen Forschung erlaubt, damit »Kunst« zu diagnostizieren. 
Ein abschließendes Urteil in der umrissenen Frage bleibt 
somit immer den Kunstexperten vorbehalten . 
Das Obszöne kann als ein Mittel angesehen werden, welches 
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Fehlhaltungen der Gesellschaft in bezug auf die Sexualität 
korrigiert und eine Einordnung des Menschen in sie, die 
Gesellschaft, erst ermöglicht. Dr. Kurt Behrends 
Kunst und 
Strafrecht 
Der staatlichen Ordnung, die die Gesellschaft sich gegeben 
hat, um das Zusammenleben der Menschen zu ermöglichen, 
tritt die Kunst gegenüber, die ihre Ordnung in sich selbst 
trägt, die sich der Einordnung entzieht, die Ordnungen in 
Frage stellt und zersetzt, um über Unordnungen und Um-
ordnungen zu neuen Ordnungen zu gelangen. 
Schon diese vereinfachende Betrachtung ergibt, daß die durch 
Artikel 5 unseres Grundgesetzes garantierte Freiheit der 
Kunst nicht wie die anderen Grundrechte ihre Schranke im 
Sittengesetz findet. Eine solche Begrenzung würde dem 
Wesen der Kunst widersprechen und Neuerer wie Nietzsche 
bei ihrem Aufkommen mundtot machen. 
Dagegen wird die Freiheit der Kunst durch die verfassungs-
mäßige Ordnung begrenzt, zu der die Strafgesetze gehören. 
So gilt § 184 des Strafgesetzbuchs, der die Verbreitung un-
züchtiger Schriften, Abbildungen und Darstellungen mit Ge-
fängnis bis zu einem Jahre und Geldstrafe bedroht, auch 
für die Kunst. 
Was unzüchtig ist, steht jedoch nicht im Gesetz. Es ist ein 
gesellschaftlicher Begriff, dessen Inhalt sich nach den je-
weiligen Moralanschauungen richtet, die sich ständig ändern 
und entwickeln. Das frühere Reichsgericht und in seiner 
Nachfolge der Bundesgerichtshof hatten das Sittlichkeits-
empfinden des sogenannten Normalmenschen zum Maßstab 
dafür gemacht, was als züchtig oder unzüchtig zu gelten 
habe. Entscheidend sein sollte das Sittlichkeitsempfinden 
nicht einer bestimmten Klasse der Bevölkerung, nicht eines 
bestimmten Kreises von Menschen, entscheidend sein sollte 
das Sittlichkeitsempfinden, das Schamgefühl, wie es durch-
schnittlich im Volke herrscht. Die Kunst wurde also nicht 
mit dem Maßstab derer gemessen, die sich um ihr Verständ-
nis bemühen, sie wurde gemessen mit dem Maßstab der 
Masse, deren größerer Teil keine Beziehung zu ihr hat. 
Hier wurde endlich in neuerer Zeit Wandel geschaffen. In 
einem Urteil, in dem es sich um den Vorwurf der Religions-
beschimpfung durch das in der Göttinger Studentenzeitung 
prisma veröffentlichte Gedicht Missa Profana handelte, zog 
der Bundesgerichtshof 1961 die Folgerungen, die sich aus 
der im Grundgesetz garantierten Freiheit der Kunst ergeben. 
Die Freiheit der Kunst, so legte der Bundesgerichtshof dar, 
fordere, daß bei der strafrechtlichen Beurteilung eines Kunst-
werks das Wesen der zeitgenössischen Kunst mitberück-
sichtigt werde, auch wenn es nicht leicht verständlich sei. 
Man müsse von dem Eindruck ausgehen, den ein künstle-
risch aufgeschlossener oder zumindest um Verständnis be-
mühter Mensch von dem Kunstwerk habe. Das Grundrecht 
der Freiheit der Kunst - das war die neue Einsicht - verbietet 
es, Kunstwerke mit dem außerkünstlerischen Normalmaß-
stab zu messen, der bis dahin immer angelegt worden war. 
Dieser neue verfassungskonforme Maßstab wurde am 31. 
Juli 1962 vom Landgericht Hamburg im Genei-Prozeß folge-
richtig auch auf die Frage angewendet, ob ein Kunstwerk 
unzüchtig sei oder nicht. Auf Antrag der Staatsanwaltschaft 
gab damals das Landgericht in einem Urteil von grund-
sätzlicher Bedeutung den Roman »Notre Dame des Fleurs« 
von Jean Genet frei - ein Kunstwerk, für das Sartre und 
im Prozeß als Sachverständige Sieburg, Haas und Giese 
eingetreten waren und an dem trotz massiver sexueller 
Darstellungen kein einziger Leser der 4000 Exemplare star-
ken , ausverkauften Auflage durch eine Strafanzeige Anstoß 
genommen hatte, obwohl der fiktive Normalmensch das 
sicherlich getan haben würde. 
Man hat gegen diese neue Rechtsansicht Bedenken ange-
meldet. Zu Unrecht, wie ich meine. Ein Kunstwerk kann die 
öffentliche Ordnung doch nur dann stören, wenn es im 
Kreise seiner Leser, seiner Betrachter Anstoß erregt. Auf 
diesen Kreis, auf dessen Moralgefühl , auf dessen Scham-
gefühl muß daher abgestellt werden . Was der Normal-
mensch, der mit dem Kunstwerk gar nicht in Berührung 
kommt, dabei empfinden würde, muß außer Betracht bleiben. 
Dieser Meinung hat sich jetzt 1965 in dem Berliner Straf-
verfahren gegen den Maler Baselitz der Bundesgerichtshof 
auch für die Frage der unzüchtigen Kunst angeschlossen. 
Eins vor allem erscheint wicht ig : die Erkenntnis, daß es nicht 
Aufgabe der Justiz ist, den Sittenrichter zu spielen , die Ent-
wicklung von Literatur und Kunst zu beeinflussen und das 
Volk zu erziehen. Volkserziehung ist die Aufgabe anderer 
Instanzen. Auch der Gesichtspunkt des Schutzes der Jugend 
scheidet aus. Aus Artikel 5 des Grundgesetzes ergibt sich 
klar, daß die Freiheit der Kunst nicht zum Schutze der 
Jugend eingeschränkt werden darf. Der Gesetzgeber hat d ie 
Rechtsgüter gegeneinander abgewogen und eindeutig dahin 
entschieden, daß die Freiheit der Kunst dem Schutze der 
Jugend vorgeht. Diese Entscheidung unseres Grundgesetzes, 
mit der auch die besorgtesten Eltern sich abfinden müssen, 
ist notwendig. Denn was sollte aus einer Kunst, was sollte 
aus einer Literatur werden, die durch Rücksichten auf das 
Kinderzimmer beschränkt und begrenzt würde? Wenn heute 
in Literatur und bildender Kunst geschlechtliche Vorg änge 
dargestellt werden , die früher bei uns als nicht darstellbar 
galten, so kommt es für die strafrechtliche Beurteilung allein 
darauf an, ob das kunstinteressierte Publikum, an das das 
Werk sich wendet, daran Anstoß nimmt oder nicht. Mit die-
sem neuen Maßstab kann die Justiz zu Ergebnissen ge-
langen, die die freie Entwicklung von Literatur und bildender 
Kunst nicht hemmen. 
Dazu sind aber auch Sachverständige erforderlich. Es ist be-
merkenswert, daß sich gelegentlich Tendenzen zeigen , die 
den Kunstsachverständigen in solchen Verfahren ausschal-
ten möchten. So hat das Verwaltungsgericht Köln 1963 in 
einem Urteil den Standpunkt vertreten , es könne für die 
Frage, ob ein Kunstwerk vorliege, nicht das Gutachten eines 
Sachverständigen wie etwa bei der Erhebung medizinischer 
Befunde maßgebend sein . Im medizinischen Fall könne sich 
der Richter darauf verlassen, daß das Sachverständ igen-
gutachten objektiv richtig sei. Diese Sicherheit, so sagt das 
Verwaltungsgericht, habe der Richter nicht, wenn er einen 
Kunstsachverständigen heranziehe. Denn, so meint das Ver-
waltungsgericht, im Gegensatz zur medizinischen Wissen-
schaft gäbe es in der heutigen Literaturwissenschaft keine 
allgemeingültigen Kriterien, Kategorien oder Wertskalen 
über das Wesen der Kunst, die eine objektive gutachtliche 
Feststellung ermög lichten . 
In der heutigen Literaturwissenschaft vermißt das Verwal-
tungsgericht Köln also allgemeingültige exakte Wertmaß-
stäbe. Gab es sie denn früher? Und bis wann gab es sie? 
Wann haben sie aufgehört? Fing das etwa an, als die Kunst 
sich vom Herkömmlichen löste, als sie mehr und mehr auf-
hörte, die anerkannten Normen bürgerlichen Verhaltens zu 
respektieren? Wenn es das sein sollte, wäre gründlich außer 
acht gelassen, daß große Kunst, die in ihrer Zeit Ereignis 
war, von jeher umstürzte, erneuerte und - wie oft -
schockierte! 
Die heutige Literaturwissenschaft - ist sie eine weniger ob-
jektive Wissenschaft als früher? Nur um objektive Wissen-
schaft kann es sich handeln ; denn exakte Wissenschaft im 
Sinne der Naturwissenschaften kann die Literaturwissen-
schaft niemals sein oder gewesen sein. Möglicherweise ist 
die Materie - also die moderne Literatur, die moderne 
bildende Kunst - heute für den Laien scheinbar, also nur 
dem Scheine nach, weniger übersichtlich als früher. Früher 
konnten die Grenzen zwischen Kunst und Nichtkunst dem 
Laien klarer scheinen als heute, weil er sich gewöhnlich an 
gemeinverständlichen Inhalten orientieren konnte. Heute 
mag er oft das Gefühl haben, festes Land zu verlassen , auf 
dem er aber tatsächlich niemals gestanden hat, wenn es 
sich um die Fragen der Form und des Kunstwertes handelte. 
So - nämlich subjektiv - ist die Wand lung. 
Im Gegensatz zu jenem Kölner Urteil bin ich der Meinung, 
daß der Kunstsachverständige heute notwendiger ist als je 
zuvor. Ob er allerdings Unkundigen tatsächlich klarmachen 
kann , warum ein Werk künstlerisch ist und ein anderes nicht, 
das hängt auch von der Aufnahmefähigkeit des Laien ab, 
von seiner Aufnahmefähigkeit, Vo rbi ldung und kulturellen 
Entwicklungsstufe. Mag sein , daß wegen dieser subjektiven 
Ungewißheit ein Gericht angesichts eines Kunstsachverstän-
digen Unbehagen empfinden kann. 
Jedenfalls habe ich keinen Zweifel, daß der qualifizierte 
Experte, dessen tägliche Kost modern e Kunst ist, auch 
heute über Maßstäbe verfügt, die objektiven Wertungen so 
weit nahekommen, wie das bei einer Materie möglich ist, 
die aus Intuition, höherer Wirklichkeit, verdichteter Realität, 
aus neuer Sicht alter Dinge und last not least aus Geist 
geformt ist. 
Was müßte aus einem so empfindlichen Gewebe· wi e Kunst 
werden, wenn es der nur juristisch Sachverständige, allein 
auf sich gestellt, richten sollte. Die Freiheit der Kunst, wie 
sie das Grundgesetz garantiert, wird nur dann gesichert 
sein, wenn die Gerichte bei der Frage, ob man es mit einem 
Kunstwerk zu tun hat, auch den Kunstexperten zu Rate 
ziehen. Ernst Buchholz 
Vom Standpunkt 
der Kritik 
Ich traf einmal ein Mädchen, das ich kannte, in einem 
Museum, wo ich mich nicht auskannte. Ich fragte: »Was hat 
man hier im ersten Stock?« - »Ach «, antwortete sie, »Kir-
chenbilder«. Vom Standpunkt Thema und Funktion war ihre 
Antwort richtig und genau. Das würde aber für einen De-
votionalienhandel genauso zugetroffen haben. Für die 
Kunstkritik dagegen ist die Frage ,was' zunächst uninter-
essant. Hier ist die Frage ,wie'. Was die Kritik an der Kunst 
interessiert, ist was die Kunst ausmacht. infolgedessen 
bewertet sie, zum Beispiel, ein Hurenbildnis des frühen 
Rouault höher als alle die Kreuzigungen seiner späteren 
Tage. Ein Bordell von Lautrec, eine Vergewaltigung von 
Goya, die Berliner Nutten von Grosz sind künstlerisch mehr 
wert, als die gesamte ,kirchliche Kunst' , die heute produziert 
wird. Das soll nicht bedeuten, daß das Thema außer acht 
gelassen werden kann. So landet man in der Absurdität 
eines Kritikers, der behauptete: »Es gibt in Rembrandt nichts, 
was man nicht auf Form und Farbe reduzieren kann .« Das 
ist der Weg zu einem oberflächlichen Ästhetizismus, wie· man 
ihn oft bei Intellektuellen findet. 
Um sich selbst zu verstehen, muß die Kritik ihre Aktivität ent-
zweiteilen : Deutung und Wertung. Das erste ist der Versuch, 
Standpunkt und Ziel des Künstlers (die oft unbewußt sind) 
zu bestimmen. Das ist ein Akt der sympathe,tischen Vorstel-
lung. Er ist der Punkt, wo die Kritik oft versagt. Wertung ist 
der Versuch zu bestimmen, wie weit sich die Sicht des Künst-
lers (wenn sie echt ist) in der bildnerischen Form realisie·rt 
hat. Das ist eine Se,rie von kleinen Additionen , Kalkulationen , 
vom Standpunkt der bildnerischen Mittel: zunächst Farbe, 
Gestalt, Rhythmus oder Architektur; dann visuelle Gedanken-
verbindungen , Einfluß von Anderen, die Rolle der anderen 
Sinne usw. Das Fazit bleibt der Grad an Vitalität, die 
,Persönlichkeit' des Bildes oder der Plastik. 
Offensichtlich ist diese Vitalität von der Erlebnisstärke des 
Künstlers abhängig, gleich ob dieses mystisch, magisch, 
natürlich, psychologisch, erotisch, politisch oder sonst etwas 
gewesen ist ; oder (was viel öfter der Fall ist) eine Mischung 
von inneren und äußeren Elementen des Erlebens. Es ist 
ebenso offensichtlich, daß sexuelle Erlebnisse zu den leb-
haftesten zählen. Hinzu kommt, daß sexue-lle Erregung am 
leichtesten durch visuelle Vorstellungen und Darstellungen er-
reicht wird . Von dieser Tatsache leben nicht nur pin-up und 
strip-te·ase, sondern die Film-Industrie, die Mode und das 
Verlagswesen der Illustrierten. Im genauen Sinne des Wor-
tes sind sie alle Pornographie. Warum sollte die Kunst 
nicht von dem lebhaften Erlebnis des Sexuellen profitieren 
und an die visuell-erotische Erregbarkeit des Menschen 
appellieren? 
Hier muß man wieder eine Trennung machen : zwischen 
Obszönität und Pornographie. Obszönität ist die Benutzung 
eines sexuellen Stoffes, der von den Konventionen der 
Zeit noch nicht freigegeben worden ist. Es hat Zeiten gege-
ben, wo Darstellungen von Phalli drei Meter hoch in religiö-
sen Umzügen getragen wurden und andere, wo der Anblick 
einer weiblichen Fessel alte Herrn zum Orgasmus bringen 
konnte. Pornographie dagegen ist die Benützung von sexu-
ellen Andeutungen, meist von den Konventionen der Zeit 
toleriert, mit dem Ziel einer sexuellen Erregung; ob für 
hetero-, homo-, oder autosexuelle Zwecke, oder nur für 
rein gesellschaftliche. Strip-tease, zum Beispiel, war ur-
sprünglich eine Bordell-Vorstellung, um die fehlende Ein-
leitung des Geschlechtsverkehrs zu ersetzten. Sie ist heute 
Selbstzweck geworden, d. h. hat einen hauptsächlich auto-
erotischen Charakter. 
Es hat pornographische Kunst gegeben, bemerkenswert bei 
den Japanern und Indern. »Die zugegeben obszönen Bilder 
sind dazu da, die Leute an ihr Dharma (Gesetz) zu erinnern«, 
sagte der Pandit zu C. G. Jung im Tempel von Konarak. »Ich 
fand es höchst merkwürdig«, kommentiert Jung, »daß er 
glaubte, junge Männer könnten ihre Sexualität vergessen. 
Mein Weiser aber hielt unentwegt fest, daß sie ... eindring-
licher Ermahnung bedürften«. In Europa ist sie seltener. Greu-
ze ist ein Beispiel. Wenn wir den Gebrüdern Goncourt glau-
ben dürfen, hat Mme. de Pompadour ihn jedesmal beauftragt, 
als Louis XV. drohte, sein Dharma zu vergessen. Der größte 
Teil der pornographischen Malerei in Europa ist aber künst-
lerisch wertlos. Der Grund ist klar. Kunst ist eine· Frage der 
Intensität des Erlebnisses. Wenn ein Künstler aber ein sexu-
elles Thema mit Gefühl angeht, wird er von seiner eigenen 
Erotik überschwemmt und ist unfähig, sie zu gestalten. Die 
Pornographie dagegen ist eiskalt, die Coca-Cola-Kunst von 
Playboy. Anders ist es mit der Obszönität. Henry Miller ist 
ein Beispiel in der Literatur. Je mehr er sich anstrengt, 
seine Pariser Huren als anziehend darzustellen, um so mehr 
sind sie zum Kotzen . Das alte Tabu taucht wieder auf - er 
ist ein Puritaner malgre Jui. Aus diesem Widerspruch des 
Tauziehens zwischen Begierde und Ekel entsteht ein Er-
lebnis von größter Intensität. Genauso in bildender Kunst. 
Bei Bellmer, Horst Janssen und Paul Wunderlich ist die 
Obszönität mit Verfall und Verwesung zusammengebracht ; 
bei Francis Bacon mit Folter (Masochismus) und bei 
Schröder-Sonnenstern mit Grausamkeit (Sadismus) verbun-
den. Bei Adam und Alvermann ist es ein faszinierter Ekel, 
vor allem in bezug auf die Geschlechtsorgane. Otto Dix zeigt 
die anderen Konventionen seiner Generation, wenn er das 
Sexuelle mit Demütigung und Entartung zusammenbringt. 
Peter Blake und andere der Pop-Artists drehen den Spieß 
um. Sie benutzen als Thema die komm erzielle Pornographie. 
»Es war das einzige, das abstoßend genug war«, antwortete 
Marisol, die Bildhauerin der amerikanischen Pop-Gruppe, 
auf die Frage, warum sie und ihre Kollegen den kommer-
ziellen Kitsch als Stoff nahmen. Für die Kunst ist nur ,ab-
stoßendes ' Material interessant, das einzige, was nicht schon 
verarbeitet worden war. Der Dichter kann aus einer ,poeti-
schen ' Sprache, der Maler oder Bildhauer aus einem ,künst-
lerischen' Stoff nur Epigonentum, Akademismus oder Kitsch 
machen. Das ist natürlich zeitbedingt. »Es ist eine Formu-
lierung, die Künstler meiner Generation nach Möglichkeit ge-
mieden haben«, sagte der alte Thomas Hardy zu dem da-
mals jungen Dichter Robert Graves. »Ja«, antwortete 
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Graves, »sie haben es mit so viel Erfolg gemieden, daß wir 
sie wieder benutzen können .« Etwa wie im Biolog ischen, 
gibt es in der Kunst einen Kreis von Geburt, Wachstum, 
Verfall, Verwesung und Wiedergeburt. In der Suche nach 
einem frischen, unverarbeiteten Rohstoff ist die Obszönität 
für die Kunst im Augenblick ein gefundenes Fressen. Wir 
leben in der Reaktion gegen eine puritanische, eine prüde 
Epoche. infolgedessen erleben wir eine gewaltige Veräußer-
lichung des Sexuellen. Es ist auch durchaus möglich, daß 
der Verlust an sozialen Zwecken und Zielen in einer zum 
Teil satten Gesellschaft, die Erotik als das einzig anregende 
erscheinen läßt. Dieses ,neue' Interesse gleicht jedenfalls 
dem neuen Interesse für das Technologische vor fünfzig 
Jahren. Damals haben erst Leger und dann die Konstruk-
tivisten den neuen Stoff verarbeitet. Später wurde von 
Calder eine neue Dimension für die Plastik daraus ent-
wickelt. Heute ist es soweit, daß Jean Tinguely den Spieß 
umdrehen und die allmächtige Technologie veräppeln kann. 
Eine Ironie dieser Situation ist die Einstellung der Mora-
listen. Sie sind über die Obszönität in der zeitgenössischen 
Kunst empört. Ausstellungen werden gelegentlich geschlos-
sen, Bilder werden entfernt. Man wird so nervös, daß auch 
Künstler, die keinen sexuellen Stoff benutzen, verdächtigt 
werden, wie der Fall eines Wandbildes im Hagener 
Rathaus von Roswitha Lüder bezeugt. Dabei kann die Ob-
szönität in der Kunst nur eine abstoßende Wirkung haben 
(wie jede neue Kunst vorerst). Das Meer der kommerziellen 
Pornographie aber, vom strip-tease bis zur haute couture, 
wird als normal angesehen. Das ist ein Beispiel von der 
ewigen Wahrheit, der Künstler sei der Feind der Gesell-
schaft. Sie lebt von verbrauchten Ideen, Begriffen, Formen, 
die die zeitweiligen Konventionen ausmachen. Diese muß 
er umstoßen, um schöpferisch zu gestalten. Nicht nur jetzt 
in bezug auf das Obszöne, sondern immer ist er der Ver-




Obszönität betrifft den Bereich sexueller moralischer Tabus 
dort, wo sie ignoriert werden . Kunst betrifft den Bereich 
ästhetischer Vereinbarungen dort, wo sie eingehalten oder 
schlimmstenfalls auf schockierende Weise erweitert werden. 
Beides hat also kaum etwas miteinander gemein und beides 
ist gleichermaßen langweilig . Sitte, Anstand und Moral kön-
nen nur jemanden interessieren, der entweder gezwungen 
ist, sich ihren Imperativen fügen zu müssen, oder was im 
allgemeinen viel aufregender scheint, der im Begriff steht, 
sie zu übertreten. Beides habe ich nicht vor. Das gleiche gilt 
für ästhetische Vereinbarungen. Ich habe für sie keinen 
Nerv. Daher mögen andere entscheiden, ob das, was ich 
mache, zu Kunst zu zählen ist oder nicht. 
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Das, wofür ich mich interessiere, ist die Gesellschaft, in der 
wir leben, unsere nähere und fernere Umgebung, die Zeit, 
in der sich das alles abspielt, unsere Sorgen, Ängste, Hoff-
nungen, Dummheiten, sowie unser schlechtes Deutsch. Es 
ist eine unserer Eigenheiten, miteinander ins Bett zu gehen, 
uns gegenseitig die Schädel zu demolieren und fromme 
Sprüche darüber zu küren, die große uniformierte Gesell-
schaft zu proklamieren und sich dabei in der Nase zu 
bohren, mit Vierzehn den Tripper zu bekommen und Däum-
chen zu drehen, während nebenan ein paar Dutzend von 
uns durch den Kamin gejagt werden , um hinterher mit Ken-
nermiene übereinander zu Gericht zu sitzen - das alles mit 
wechselnder Besetzung vor ständig ausverkauftem Haus 
tagtäglich neu inszeniert zu sehen - das interessiert mich. 
Nicht, weil es etwa besonders aufregend ist - es ist das 
elendste und entsetzlichste Stück Nonstop-Kino, das man 
sich denken kann. Es interessiert mich herauszubekommen, 
weshalb das Stück so erfolgreich ist. 
Ich habe herausgefunden, daß für das reibungslose Funk-
tionieren dieser Posse unsere Moralvorstellungen die be-
sondere Schmiere abgeben, und daß einer der Orte, an dem 
sich unsere Probleme und Schwierigkeiten am leichtesten 
beobachten lassen, unsere Schlafzimmer und der Bois du 
Boulogne sind. 
Außer meinen eigenen, die aber zu uninteressant sind, um 
sie zu veröffentlichen, interessieren mich die Bettusancen 
von Fräulein Schmitz nur, weil ihre Probleme Dimensionen 
haben, über denen sich die Politiker zu schlechterletzt in den 
Haaren liegen. 
Ich glaube, der Künstler hatte nie eine andere Aufgabe, als 
ein Konterfei seiner Zeit zu liefern, entsprechend den Stil-
mitteln seiner Zeitgenossen. Entweder im Auftrag - was 
nahezu regelmäßig auf Schönfärberei hinausläuft, oder auf 
eigene Rechnung und Gefahr, was den unbezahlbaren Vor-
teil zeigt, daß er sich kein Gewissen daraus zu machen 
braucht, um Peinlichkeiten mit Charme oder kollektiven 
Irrsinn mit halbgaren Entschuldigungen übergehen zu müs-
sen. Ist es seine Schuld, wenn der so Gezeichnete Mühe 
hat, sich wiederzuerkennen , und empört ist, weil das Abbild 
seinen hochherzigen Vorstellungen von sich selbst nicht den 
schuldigen Kotau erweist? Wir vergessen jedesmal in den 
Spiegel zu schauen, ehe wir den Mund aufmachen. Der 
Künstler hat ein Porträt zu liefern, und sonst gar nichts. 
Allein im Interesse seiner Sicherheit wäre es besser für ihn, 
es fiele erfreulicher aus. Wenn jemand »Feuer« schreit, 
läuft er immer Gefahr eingelocht zu werden. Warum sollte 
also der Künstler versucht sein , die Welt schlechter zu 
machen als sie ist? Das geht gar nicht. Gewiß ist es lobens-
wert im Gebrechen auch die Kräfte zur Heilung freizulegen . 
Aber das ist eine Empfehlung, die ihm regelmäßig von den 
zu recht Denunzierten erteilt wird. Außerdem handelt es sich 
doch wohl darum, daß die Schäden aufgezeichnet werden , 
damit man sie abstellen kann , und nicht um die unbestritten 
einmaligen Werte des Abendlands, deren ganze Funktion 
darin zu bestehen scheint, daß sie allsonntäglich als frisch-
geputztes Feigenblatt vor jenes gewisse Dings da drapiert 
werden . 
Es gibt Perspektiven, die mich faszinieren. Himmler war, wie 
man weiß, ein liebevoller, besorgter und guter Familienvater. 
Mit dem Gesicht eines Bürovorstehers. Monstren haben das 
Gemüt einer Maus. Ich bin sicher, sexuelle Perversionen 
waren ihm fremd . Also völlig normal. Das Ergebnis kennen 
wir. Wo steckt der Haken? 
Aber lassen wir das lieber. Es könnten welche aufstehen 
und behaupten, Politik dürfe man nicht durchs Schlüsselloch 
betrachten, denn das eine wäre schlüpfrig und das andere 
nicht. Woher kommt es dann, daß wir seit über fünfzig Jah-
ren alle fünf Minuten ausrutschen? Und nicht nur im Schlaf-
zimmer. 
Unsere Gegenwart ist reich an Einfällen. Wer sagte, daß die 
Wirklichkeit die Fantasie bei weitem übersteigt? Man könnte 
analog behaupten, daß unsere Welt das großartigste Kunst-
werk sei. In der Tat. Eine Eigentümlichkeit des Kunstwerks 
ist es, Untergründiges, Vergessenes ans Tageslicht zu holen, 
Bezüge zwischen scheinbar Unvereinbarem herzustellen -
die Überraschung, die sich vor ihm einstellt, ist die des 
Wiedererkennens. 
Mir fällt zu Blut und Boden immer nur der Volkswartbund 
ein . So wie in der Geschichte von dem Fabrikarbeiter aus 
den dreißiger Jahren, angehender Vater, der aus gestohle-
nen Produktionsteilen allnächtlich daheim versucht, den 
programmgemäßen Kinderwagen zusammenzusetzen. Es 
kommt jedesmal ein Maschinengewehr dabei heraus. Das 
sollte ein Witz sein, und er kursierte unter den Nazis. Es 
war ein sehr schlechter Witz. 
Ich versuche dauernd laut Grundgesetz Freiheit herzustellen. 
Es kommt jedesmal nur eine Schweinerei oder eine Atom-
mine dabei heraus. Aber das ist auch ein schlechter Witz. 
H. P. Alvermann 
Kunst aus Braunschweig 
in Hannover und Oldenburg 
Auf Wunsch der Landesregierung stellten jetzt die Dozenten 
der Abteilung Freie Malerei der Kunsthochschule Braun-
schweig in der Landesgalerie Hannover aus. Die Ausstellung, 
die überraschenderweise nicht in den neuen Ausstellungs-
räumen der Hochschule stattfand, wird anschließend vom 
8. Januar bis 8. Februar 1966 im Oldenburger Schloß ge-
zeigt. 
Man darf auf das Echo der Ausstellung gespannt sein, deren 
Ziel der Direktor der Braunschweiger Kunsthochschu le, Prof. 
Karl Wollermann, im Katalog mit folgenden Worten erläuter-
te : »Sie (die Künstler) möchten in dem Wunsch nach dieser 
Ausstellung einen über die Information hinausweisenden 
Ansatz sehen zu einem sich vertiefenden Austausch aller 








Ein langes Aktenzeichen unter dem offiziellen Titel des Bundesver-
teidigungsministers führt den unbefangenen Leser in ein Schriftstück 
ein, dessen anspruchsvolle Oberschrift »Bundeswehr und Tradition« 
plakatiert, daß mit klärenden und in gewisser Weise abschließenden 
Gedanken zu rechnen sei. 
Mit drei Kapitelüberschriften werden dreißig Untergliederungen von-
einander geschieden und durch ihren begrifflichen Gehalt aufeinander 
bezogen. 
Die »Grundsätze« sind in sechs Punkten untergebracht; für »gültige 
Oberlieferungen der deutschen Wehrgeschichte« wurden dreizehn Glie-
derungen benötigt, und mit der »Traditionspflege in der Bundeswehr« 
kommt man in elf Abschnitten zurecht. 
Der in schlicht-verquollenem Amtsdeutsch abgefaßte Erlaß wäre es wert 
gewesen, an ihm den Fleiß und das Können eines germanistischen 
Seminars zu erproben. 
Ungeachtet der Erkenntnis, daß der Stil einer Sache mit seinem Inhalt 
verbunden ist, könnten Sprachform und systematische Anordnung den 
Leser zu einer nachsichtigen Haltung veran lassen, wären die Sach-
aussagen geradlinig und präzise. Leider kann man sich des Eindrucks 
nicht erwehren, daß nach dem Motto gearbeitet wurde: Wer vieles 
bringt, wird manchem etwas bringen. Auf diese Weise ist der Erfolg 
von vornherein verschenkt worden. Anstelle einer Klärung der schwie-
rigen Sachfragen ist erneute Konvulsion erreicht. Das wäre nicht 
tragisch bei einem unbedeutenden Erlaß . Da es sich bei der vorl iegen-
den Arbeit des Bundesverteidigungsministers aber um eine Sache 
handelt, die alle Angehörigen der Bundeswehr bindet und damit das 
Verhältnis der Bürger zu einer von ihnen geschaffenen Einrichtung 
betrifft, ist ein Politikum ersten Ranges geschaffen worden . Und 
gerade deshalb, weil es sich um ein Politikum handelt, kann der 
Traditionserlaß nicht als »betriebsinterne Arbeitsregelung« verstanden 
werden. Das bietet zugleich den Vorteil, sich der Angelegenheit mit 
kritischer Distanz und wohlwol lendem Engagement anzunehmen. So 
verstanden sind die dreißig Gliederungen eine Handreiche für den 
Staatsbürger, sich seiner Verpflichtung gegenüber seiner Institution 
Bundeswehr zu erinnern und gleichzeitig sein eigenes Staatsverständ-
nis zu prüfen. 
Für Leser des Weltmagazins »Readers Digest« eröffnet der Traditions-
erlaß die Möglichkeit eines bi l lig zu verdienenden Honorars für die 
Spalte »Humor in Uniform. « 
Die Erkenntnis, daß »Vater, Mutter und Stunde der Geburt, Vaterland, 
Muttersprache und eigene Sellung in der Geschichte jedem Menschen 
vorgegeben sind und niemand sich ihnen nach Belieben entziehen 
kann«, ist nicht etwa ein grundsätzlicher Gedanke, sondern - man 
liest und staunt - eine »gültige Oberlieferung der deutschen Wehr-
geschichte«. 
Ganz sicher handelt es sich bei dieser Aussage nicht um einen 
unfreiwilligen Gag oder einen Fehler beim Umbruch . Der Gedanken-
gang steht nicht nur an der falschen Stelle, er ist auch inhaltlich falsch . 
Daß der nasciturus nicht danach gefragt wird, ob es ihm angenehm 
sei, gezeugt worden zu sein, daß er keine Entscheidungsgewalt hin-
sichtlich Vater, Mutter, Vaterland und Kulturkreis hat, in den er 
geboren wird, sind Binsenweisheiten. Daß aber die »e igene Stellung 
in der Geschichte jedem Menschen vorgegeben« ist, muß jedenfalls von 
denen entschieden bestritten werden, die nicht dem Geschichtsdeter-
minismus anhängen. Sollte Artikel 2 des Grundgesetzes nur dazu 
nützlich sein, aus dem Recht zur freien Entfaltung der Persönlichkeit 
nicht mehr als eine optische Formel zu machen , die den Tatbestand 
eines vorbestimmten Lebensweges und damit der vorbestimmten ge-
schichtlichen Stellung kaschiert? 
Ist etwa die freundliche Formulierung, daß sich niemand den vor-
gegebenen Dingen nach Belieben entziehen kann, das Schlupfloch für 
einen anderen Gedankenflug? Doch wohl nicht. Den vorgegebenen 
und damit feststehenden Dingen kann man sich überhaupt nicht ent-
ziehen; nach Belieben bleibt also ein dummer Zei lenfüller. 
Der Gag des Unterabschnitts sieben verwandelt sich bei näherem 
Zusehen - um in einem militärischen Bild zu bleiben - in einen 
Rohrkrepierer, der das Selbstverständnis des Bürgers im demokra-
tischen Staat - und der Soldat ist ja woh l Bürger im demokratischen 
Staat - anzuschlagen geeignet ist. 
Wenn mit Recht bei den Grundsätzen darauf verwiesen wird, daß 
die Bundeswehr in einem demokratischen Staat existiert und es die 
Pflicht jedes Soldaten ist, diesem Staat zu dienen und Recht und 
Freiheit des deutschen Volkes tapfer zu verteidigen, dann ist damit 
die Norm für das Verhalten und die Selbsteinschätzung der Bundes-
wehr ausgesprochen. Jedes Abweichen von dieser Norm stel l t den 
Grundsatz infrage. Und weil es sich nicht um Normen handelt, die 
nur für geistige Stilübungen verwendet werden, sondern um existenzi-
elle Verhaltensmaßstäbe , muß unerbittlich das wohl unter dem Arm 
zu tragende Grundgesetz mit einzelnen Passagen des Traditions-
erlasses konfrontiert werden. Das Ziel ist dabei klar: Eliminierung 
derjenigen Passagen aus dem Traditionserlaß, die dem demokra-
tischen Anspruch nicht genügen können. 
Die deterministische Aussage des Unterabschnitts sieben ist geeignet, 
die demokratische Lebensform infrage zu stellen. Dieser Gedankengang 
gehört einfach nicht in den Traditionserlaß. Er macht alle übrigen Aus-
sagen unglaubwürdig und wertet al le diejenigen Ansprüche ab, die in 
der Möglichkeit zur freien Entfaltung der Persönlichkeit gründen. 
Unter Punkt vier wird bei den Grundsätzen von den begründeten 
sittlichen Überzeugungen gesprochen, für die vorbehaltlos einzutreten· 
sei. Hier offenbart sich eine gefährliche Gedankenverkürzung. Die 
Form des Plurals macht deutlich , daß sittliche Oberzeugung in viel-
raltiger Weise gewonnen werden kann, daß die Ausgangs1agen unter-
schiedlich und die Ableitungen dementsprechend variabel sein können. 
Der consensus im demokratischen Gemeinwesen ist da(auf gerichtet, 
die Freiheit zu dieser Verschiedenartigkeit zu bewahren, a1so die 
Machtstruktur nicht zu einer Hilfsfunktion zu degradieren, die gruppen-
spezifische Verhaltensvorschriften auf die Gesamcgesellschart über-
setzt. Wenn anerkannt wird, daß begründete sittliche Oberzeugungen 
zum menschenwürdigen Leben gehören , dann ist klar, daß diese 
Anerkenntnis der Vie1tältigkeit gelten muß. Da sittliche Oberzeugung 
immer nur den einzelnen Menschen in der von ihm gewählten form 
zu binden vermag, wird er uberfordert, wenn er »vorbehaltlos für sie 
(die sittlichen Oberzeugungen) einzutreten« hat. Denn gerade im sub-
jeKtiven Vorbeha1t gegenuoer dem Grund, der Ausgangs1age und der 
Ableitung der sittlichen Oberzeugung des anderen Menschen drückt 
sich die Freiheitsphäre aus. Es läßt sich also nicht vorbehaltlos ein-
treten für anders geartete sittliche Oberzeugungen ; es sei denn, daß 
eine mögliche Form mit Hilfe des staatlichen Machtapparates zur 
einzig möglichen erhoben wird und von allen anerkannt wird. Worum 
es a,so geht, ist dieses; Vorbehaltloses Eintreten ist zu fordern für 
die Mög11chkeit, sittliche Oberzeugungen zu bilden und nach ihnen 
zu leben . Diese Möglichkeit bietet das demokratische Gemeinwesen, 
in dem die Gruppen und einzelnen den consensus respektieren und 
erhalten. Daran sollte im Traditionserlaß nicht vorbeigedacht und 
-geschrieben werden, vor allem dann nicht, wenn man naheliegende 
Mißdeutungen keine Chance lassen will. 
Vorbehalte gilt es anzumelden, wenn man den Versuch unternimmt, die 
Gliederungen über Gehorsam und Pflichterfüllung (dreizehn , vierzehn) 
und politisches Engagement (siebzehn) zusammenzulesen. Es berührt 
merkwürdig , daß sich ausdrücklich auf eine unbestimmte Vergangen-
heit berufen wird , wenn vom Verhältnis zwischen Dienstherrn und 
Soldaten bei der Gelegenheit des Gehorsams und der Pflichterfüllung 
gesprochen wird. 
Bittere Erfahrungen haben uns gelehrt, daß die Verkörperung von 
»Recht, Volk und Staat« durch den Dienstherrn eine dubiose Ange-
legenheit sein und Treue in dieser Richtung zu einer sinnentleerten 
Hülle werden kann, die sich allenfalls dazu eignet, formaler Recht-
fertigungsgrund zu sein. Der Dienstherr, dem der Soldat den treuen 
Dienst schuldet, ist die Bundesrepublik Deutschland, deren Verfassung 
und Struktur durch das Grundgesetz bestimmt werden. Dieser Dienst-
herr steht in keiner ungebrochenen Tradition deutschen Verfassungs-
denkens und deutscher Verfassungswirklichkeit, sondern er repräsen-
tiert in bewußter Abkehr von anderen, konträren Formen eine neue 
Qualität. Mit dieser neuen Qualität des Dienstherrn wird auch die 
Treue des Soldaten in eine qualitativ andere Richtung gelenkt. Das 
zur Kenntnis desjenigen zu bringen, dem der Traditionserlaß gilt, ist 
besonders deshalb notwendig, weil es darauf ankommen muß, dem 
Soldaten ein Integrationsverhältnis anzubieten, das dem Verfassungs-
anspruch gerecht wird. Der Soldat der Bundesrepublik Deutschland 
kann sein Treueverhältnis dementsprechend nicht messen und ver-
gleichen an den Treueverhältnissen vergangener Epochen, sondern 
er muß sich über die Unterschiedlichkeit klar sein und seine Ent-
scheidung bewußt in das Verhältnis - Dienst am demokratischen Ge-
meinwesen - stellen. 
Man hätte vom Verfasser erwarten können, der als Tradition die 
»Oberlieferung des gültigen Erbes der Vergangenheit« definiert, daß 
er ein wenig sorgsamer gearbeitet und unterschieden hätte, vor allem 
dort, wo es um Abgrenzungen gehen muß. 
Die Abschnitte vierzehn und siebzehn sind Musterbeispiele dafür, 
daß gewissenhaftes Formulieren zu klaren und eindeutigen Sachaus-
sagen führt , die kaum Gelegenheit zur Kritik geben. Sie sind eine 
ernsthafte und nicht abwertbare Hilfe für den Soldaten, der sich um 
die Probleme der Freiheit im Gehorsam und des Widerstandes aus 
Gewissensnot bemüht, der sich über seine Stellung als Staatsbürger 
in seiner Eigenschaft als Soldat klar werden will. Die eindeutige 
Absage an den politischen Sonderstatus des Soldaten ist wohltuend 
und rein igt von schwü lem Gedankenhäcksel. Sie verbaut die Möglich-
keit zur Gruppenpolitik und zur politischen Verbandsideologie der 
Institution Bundeswehr. Sie verlegt auch den Weg für alle möglichen 
Versuche von Politikern, ihre Absichten durch diese Institution ab-
decken zu lassen und die So ldaten in die Stel lung derjenigen zu 
bringen , die für andere die Kastanien aus dem Feuer holen müssen. 
Im Katalog der Grundhaltungen, auf die es für den Soldaten ankommt, 
(Unterg l iederung neunzehn) Ist wohlverpackt der demokratische con-
sensus erneut durchbrochen . Nach der Aufzählung al lgemeiner Bür-
gertugenden wird in einer Zeile »To leranz, Gewissenstreue und Gottes-
furcht« gefordert. Man möge sich doch eben auch um Gottes Willen 
daran erinnern, daß das Grundgesetz in Artikel 4 Glaubens- und 
Gewissensfreiheit garantiert, um zu erkennen, daß dieses Grundrecht 
nicht mit gruppeninternen Verhaltensnormen überspielt werden darf, 
vor allem auch deshalb nicht, weil kein Bürger sich der Gruppe 
Bundeswehr wegen der gesetzlichen Pflicht entziehen kann . 
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Die Gefahren, die darin liegen , daß die Verfassung tangiert wird , 
sind eben nicht von formaler Natur, sondern von existentieller Be-
deutung - sowohl für den einzelnen als auch für die Gesellschaft 
insgesamt. 
Der Traditionserlaß ist sicher als Versuch zu verstehen, eine vermeint-
liche Lücke zu schließen und das System der Inneren Führung zu 
krönen. Dieser Versuch ist mißlungen, obwohl die Voraussetzungen 
günstig waren. Man wird erneut an die Arbeit gehen müssen und 
sollte sich dabei eines Zusammenhangs bewußt werden, der mehr 
als ein Zufall ist, der als Mahnung verstanden werden muß: 
Am 10. Februar 1965 wurden vom Rektor der Universität Hamburg die 
Offiziere Johann Adolf Graf von Kielmannsegg , Wolf Graf von Bau-
dissin und Ulrich de Maziere mit dem Freiherr von Stein-Preis aus-
gezeichnet. Alle drei haben sich um das System der Inneren Führung 
verdient gemacht. Nur Generalleutnant Maiziere hat noch unmittel-
baren Einfluß auf die Bundeswehr. 
Am 1. Juli 1965 wurde der Erlaß "Bundeswehr und Tradition« heraus-
gegeben . Manfred Guhr 
Ein notwendiger Nachtrag 
Bevor der Artikel zum Traditionserlaß über die Druckerpresse lief , 
hatten sich Offiziere der Bundeswehr dankenswerterweise mit ihm 
befaßt. 
Eine Diskussion gab die Gelegenheit, Meinung gegen Meinung zu 
setzen. 
Die wesentlichsten Punkte der Aussprache seien zur Orientierung 
hier aufgeführt: 
1. Der Artikel sei von der formalen Gestaltung und den Bezügen her 
negativ angelegt und geeignet, erneut in der Offentlichkeit eine mit 
Elementen des Mißtrauens durchsetzte Diskussion um die Bundeswehr 
zu begünstigen. 
2. Die verwendeten Bilder und Vergleiche seien dem ernsten Anliegen 
des Erlasses nicht angemessen , ein wenig unseriös und von tenden-
ziösem Gehalt. 
3. Der Vorwurf des Geschichtsdeterminismus beruhe auf fehlerhafter 
Auslegung des Sachzusammenhangs, denn Absatz 7 sei Prämisse für 
die folgenden Abschnitte des Kapitels " Gültige Oberlieferungen der 
deutschen Wehrgeschichte«. 
Insoweit sei der Passus von der geschichtlichen Stellung des Menschen 
als eine Aussage zu werten, die meine, daß niemand aus der 
Geschichte „ aussteigen« könne. Dementsprechend sei auch der Sinn-
gehalt des Artikels 2 Grundgesetz nicht tangiert. 
4. Die Aussagen über das Problem der sittlichen Überzeugungen seien 
falsch angelegt, da die entsprechende Passage sich nur auf den ein-
zelnen, geschichtsbewußten Menschen beziehe, der für seine sittlichen 
Überzeugungen vorbehaltlos einzutreten habe. 
5. Die Verkörperung von " Recht , Volk und Staat« durch den Dienstherrn 
mache dem Soldaten deutlich, daß an eine Tradition angeknüpft 
werde, bei der sich der Dienstherr dieser Verpflichtung bewußt 
gewesen sei und sie eingehalten habe. 
Eine schärfere Differenzierung sei deshalb nicht notwendig , außerdem 
zeige der Sachverhaltszusammenhang ohnehin die Richtung. 
6. Die „Grundhaltung Gottesfurcht« berühre die Gewissensfreiheit 
nicht, da die Enumeration keinen Zwang dazu beinhalte , alle Formen 
voll zu verwirklichen. Es sei keine Sollvorschrift; außerdem mache der 
Zusammenhang "Toleranz, Gewissenstreue und Gottesfurcht« deutlich , 
daß die letztgenannte Tugend nur für den gemeint sein könne, der sich 
dieser Haltung verpflichtet wisse. 
7. Beim besten Willen könne man die im Artikel angedeuteten Beden-
ken nicht erkennen. Dementsprechend sei der Traditionserlaß frei von 
mißdeutbaren Aussagen. Es ließe sich auch nicht davon sprechen, daß 
der Erlaß ein Politikum sei , da er ausschließlich ein bundeswehr-
internes Problem regle , das der Verteidigungsminister als Ressortchef 
und nicht als Politiker zu verantworten habe. 
8. Parteipolitischen Aussagewert enthalte der Traditionserlaß schon 
deshalb nicht, weil an ihm sowohl im Beirat für Innere Führung als 
auch in der Schule für Innere Führung und im Verteidigungsausschu~ 
des Bundestages die Vertreter aller Parteien und der OffentlichkeH 
mitgearbeitet haben. 
Die Vorbereitungszeit habe ca. 11/2 Jahre gedauert. Manfred Guhr 
Bundeswehr und Tradition 
Erlaß des Bundesministers der Verteidigung 
1. Grundsätze 
1. Tradition ist Oberlieferung des gültigen Erbes der Vergangenheit. 
Traditionspflege ist Teil der soldatischen Erziehung . Sie erschließt den 
Zugang zu geschichtlichen Vorbildern , Erfahrungen und Symbolen ; 
sie soll den Soldaten befähigen , den ihm in Gegenwart und Zukunft 
gestellten Auftrag besser zu verstehen und zu erfüllen. 
2. Die Bundeswehr ist die erste Wehrpflicht-Streitmacht in einem 
deutschen demokratischen Staat. Es ist der Auftrag des Soldaten der 
Bundeswehr, " der Bundesrepublik Deutschland treu zu dienen und 
Recht und Freiheit des deutschen Volkes tapfer zu verteidigen«. Dieser 
Auftrag ist der Maßstab für die gültige Tradition der Bundeswehr. 
3. Recht und Freiheit werden nicht nur durch Gewaltanwendung , son-
wo diskutiert wird - über das politische 
und wirtschaftliche Tagesgeschehen 
oder über aktuelle Probleme der Kunst 
beruft man sich gern auf eine 
unabhängige und überparteiliche Stimme. 
Besonderes Gewicht hat die Meinung der 
Süddeutschen Zeitung, die täglich von 
Rundfunk und Weltpresse zitiert wird. 
Gewissenhafte Berichterstattung aus 
weltweiter Seehi, richtungweisende 
Leitartikel namhafter Publizisten, freimütige 
Kommentare und das unnachahmliche 
„Streiflicht" haben die SZ zu einem 
Informationsblatt von europäischem Rang 
werden lassen. 
Süddeutsche Zeitung 
Die größte Tageszeitung Süddeutschlands 
dem auch In der Gesellschaft und im persönlichen Bereich bedroht. 
Une'.schrockenhelt und Standhaft_igkeit gegenübe r dieser Gefährdung 
gehören daher ebenso In die gult1ge Tradition der Bu ndeswehr wie 
Entschlußfreude, Mut und Tapferkeit vor dem Fe inde. Entscheidend 
ist die Bereitschaft zum Opfer für Freiheit und Recht. 
4. Um der inneron und äußeren Bedrohung von Recht und Freihe it 
standzuhalten, bedarf es begründeter sittlicher Überzeugungen. w er 
die Geschichte menschlicher Ordnungen kennt, wird sittliche Über-
zeugungen als Voraussetzung für ein menschenwürdiges Leben be-
greifen . Er wird eher bereit sein, vorbeha l tlos für sie einzutreten. 
5. Tradltlonspflege dient nicht der Selbstrechtfertig ung; sie erlaubt 
kein Ausweichen vor selbstkritischen Erkenntnissen. Nur So ldaten 
die auch als Menschen Ihrer Verantwortung genügt haben, sind Vor'. 
bllder, die Bestand haben . Sich an Ihrem Beispiel zu orientieren, hil ft 
dem Soldaten , einen festen Standort zu gewinnen, von dem aus er 
fur die frelheftllche Lebensordnung eintritt. 
6. In der Geschichte nehmen alle Menschen teil an Glück und Verd iens t 
wie an Verhängnis und Schuld . Diese Einsicht schützt vor einfä lti ger 
Bewunderung ebenso wie vor blinder Verkennung. Sie öffnet die 
Augen für den Reichtum der Tradition, macht toleran t, bescheiden und 
zugleich mutig, selber Tradition zu bilden. 
II. G0ltfge Oberlieferungen der deutschen Wehrgeschichte 
7. Vater, Mutter und Stunde der Geburt, Vaterland, Muttersprache und 
eigene Stellung In der Geschichte sind jedem Menschen vorgegeben. 
Niemand kann sich Ihnen nach Belieben entziehen. 
8 Rechte Tradltlonspflege Ist nur möglich In Dankbarkeit und Ehrfurcht 
vor den Leistungen und Leiden der Vergangenheit. 
Was aber heute aus der Überlieferung wirkt, hat sich meist selbst 
einmal als Neues durchsetzen müssen . Aufgeschlossenheit und Vor-
urtellstoslgkelt gehören deshalb zu lebendiger Tradition. 
9. Die deutsche Wehrgeschichte umfaßt In Frieden und Krieg zah llose 
soldatische Leistungen und menschliche Bewährungen, die überli efert 
zu werden verdienen . 
Als Gelegenheft zur Bewährung Ist der Krieg jedoch nicht zu recht· 
fertigen, Insbesondere nicht angesichts der modernen Waffenentwick-
lung. Die Bewährung des Soldaten liegt In seiner soldatischen Tüchtig-
keit und In seiner Kampfentschlossenheit. Sie sollen jeden Gegner 
vom Angriff abschrecken und den Angreifer sch lagen. 
10. Nationales Bewußtsein Ist eine Triebkraft, die sich sei t frühen 
Anfängen In der europäischen Geschichte entfa ltet hat; wir Deutschen 
haben an dieser Entwicklung teilgenommen . Das nationale Bewußtsein 
macht auch heute noch wirksame Kräfte Innerhalb und außerhalb 
Europas frei. 
Die Obersteigerung und Entartung des Natlonalbewußtseins hat aber 
fälschlich die eigene Nation zum Maß aller Dinge gemacht. So lcher 
Nationalismus hat In unserem Jahrhundert die Welt in das Ung lück 
zweier großer Kriege gestürzt. 
Wissenschaft , Technik und Wirtschaft , das Mühen um Frieden und 
nicht zuletzt gemeinsame Vorstellungen von Auftrag, Würde und 
Glück des Menschen fuhren heute zu übernationalen Zusammen-
schlussen freier Völker , die zu Ihrer gemeinsamen Veran twortung 
finden . 
Die Einbeziehung der Bundesrepublik in das At lantische Bünd nis 
fuhrt die Soldaten der Bundeswehr In die Kameradschaft und in die 
geistige Auseinandersetzung mit Soldaten anderer Nationen, sie gibt 
ihnen Gelegenheit , zur Verständigung der Völker beizutragen und 
daran mitzuwirken, daß der Schutz von Frieden und Freiheit als 
gemeinsame Aufgabe verstanden wird . 
11 . Vaterlandsliebe gründet In den natürlichen Bindu ngen des Men· 
sehen an Heimat, Land , Volk, deren Geschichte und Ku ltur. Vater-
landsliebe Ist nicht Nationalismus und hat sich meist mit freiheitlicher 
Gesinnung verbunden. Zu den kleinen Räumen, denen sie ursprüng-
lich galt , sind Im laufe der Geschichte Immer größere hinzugetreten. 
Diese Erweiterung vollzieht sich auch Im werdenden Europa. Vater-
landsliebe bleibt auch Im Zeitalter weltweiter Zusammenarbeit 
Wurzelboden politischer Verantwortung . 
12. Zur besten Tradition deutschen Soldatentums gehört gewissen-
hafte Pfllchterfullung um des sachlichen Auftrages willen. Sie we iß 
sich unabh nglg von Lob und Tadel und Ist eine sichere Grundlage 
persönlicher Freiheit . Sie hat Ihre Bedeutung im Großen wie im 
dienstlichen Alltag . 
13. Gehorsam und Pfllchterfullung gründeten stets in der Treue des 
Soldaten zu seinem Dlenetherrn, der für Ihn Recht, Volk und Staat 
verkörperte . Diese Treue wird Im Eid gelobt. Er bindet beide, So ldaten 
und Dienstherrn, Im Gewissen. 
Der Bruch des Eides durch den Dienstherrn rechtfertigt Widerstand 
aus Verantwortung . Widerstand kann und darf jedoch nicht zum Prinzip 
werden 
In unserem Rechtsstaat bleiben beiderseitige Treue der Repräsen-
tanten der Bundesrepublik Deutschland und der Soldaten der Bundes· 
wehr Grundlage des Dlenens. Der so geforderte Gehorsam des 
Soldaten Ist dem Recht Im Gesetz unterworfen und an das Gewissen 
gebunden 
14. Nach deutscher militärischer Tradition beruhen Leistung und 
Wurde des Soldaten In besonderem Maße auf seiner Freiheit Im 
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Gehorsam. Die Erziehung zur Selbstzucht, die Anforderungen an das 
Mitdenken und die Art der Führung, wie sie sich in der Auftragstaktik 
zeigte, gaben dieser Freiheit mehr und mehr Raum. Erst das national-
sozialistische Regime mißachtete sie. 
An diese Freiheit im Gehorsam gilt es wieder anzuknüpfen. Die eigene 
Verantwortung im Wagnis von Leben, Stellung und Ruf gab und gibt 
dem Gehorsam des Soldaten seinen menschlichen Rang. Zuletzt nur 
noch dem Gewissen verantwortlich , haben sich Soldaten im Widerstand 
gegen Unrecht und Verbrechen der nationalsozialistischen Gewalt-
herrschaft bis zur letzten Konsequenz bewährt. 
Solche Gewissenstreue gilt es in der Bundeswehr zu bewahren. 
15. Der Soldat bewährt sich im Handeln meist unter Zeitdruck und oft 
in unübersichtlicher Lage. Zur Tradition soldatischer Wertung gehört 
daher, daß den Soldaten Zögern schwerer belastet als ein Fehlgreifen 
im Entschluß. Wer handeln muß, kann schnell , sichtbar und folgenreich 
schuldig werden. Nach gewissenhafter Entscheidung darf er sich 
trotzdem gelassen dem Urteil der Um- und Nachwelt stellen. 
16. Jedes Handeln sucht den Erfolg , darf aber nicht allein an ihm 
gemessen werden. 
Soldatische Tradition kann sich deshalb nicht nur an Gestalten halten, 
denen Sieg vergönnt war. 
17. Politisches Mitdenken und Mitverantwortung gehören seit den 
preußischen Reformen zur guten Tradition deutschen Soldatentums. 
Nur als politisch denkender und handelnder Staatsbürger gehört der 
Soldat zu den geistig und gesellschaftlich verantwortlichen und be-
wegenden Kräften seiner Zeit. 
Der Soldat, der sich, als unpolitischer Soldat einer falschen Tradition 
folgend , auf das militärische Handwerk beschränkt, versäumt einen 
wesentlichen Teil seiner beschworenen Dienstpflicht als Soldat in 
einer Demokratie. Der Wert seines Dienstes wird weitgehend bestimmt 
durch die politische Zielsetzung. 
18. Geistige Bildung gehört zum besten Erbe europäischen Soldaten-
tums. Sie befreit den Soldaten zu geistiger und politischer Mündigkeit 
und befähigt ihn , der vielschichtigen Wirklichkeit gerecht zu werden , 
in der er handeln muß. Ohne Bildung bleibt Tüchtigkeit blind. 
19. In die Tradition der deutschen Bundeswehr gehören neben den 
soldatischen auch alle anderen Oberlieferungen der Geschichte, die 
von der Bereitschaft berichten, für Freiheit und Recht Opfer zu 
bringen. 
Sie bestätigen die Grundhaltungen , auf die es für den Soldaten 
ankommt: 
Wahrhaftigkeit und Gerechtigkeit, 
Achtung vor der Würde des Menschen, 
Großherzigkeit und Ritterlichkeit, 
Kameradschaft und Fürsorge, 
Mut zum Eintreten für das Rechte , 
Tapferkeit und Hingabe, 
Gelassenheit und Würde in Unglück und Erfolg , 
Zurückhaltung in Auftreten und Lebensstil, 
Zucht des Geistes, der Sprache und des Leibes, 
Toleranz, Gewissenstreue und Gottesfurcht. 
III. Traditionspflege in der Bundeswehr 
Im Sinne der vorstehenden Grundsätze werden im einzelnen folgende 
Richtlinien gegeben: 
20. Die Verbundenheit mit der Geschichte findet ihren sichtbaren 
Ausdruck in Symbolen, die für den deutschen Soldaten besondere 
Bedeutung haben. Diese sind : 
die schwarzrotgoldene Fahne als Sinnbild staatsbürgerlicher Verant-
wortung und des Strebens der Deutschen nach »Einigkeit und Recht 
und Freiheit«, wie es im »Lied der Deutschen« Ausdruck fand ; 
der Adler des deutschen Bundeswappens als ältestes deutsches Sinn-
bild der Souveränität und des Rechtsgedankens ; 
das Eiserne Kreuz als Sinnbild sittlich gebundener soldatischer 
Tapferkeit. 
21 . Besondere Gelegenheiten , im Soldaten das Traditionsbewußtsein 
durch Wort und Symbol zu wecken , bieten sich 
bei den täglichen und feierlichen Flaggenparaden, 
bei Vereidigung und feierlichem Gelöbnis, 
bei der Waffenübergabe an junge Soldaten , 
bei der Beförderung zum Unteroffizier und Offizier, die in feierliche, 
Form vorzunehmen ist, 
bei der Entlassung von Soldaten, 
beim Spiel des großen Zapfenstreiches, 
beim Besuch geschichtlicher Stätten, 
bei Gedenkstunden an Mahn- und Ehrenmalen, 
bei der Feier von Gedenktagen , 
bei Stapelläufen oder lndienststellungen . 
22. Soldatische Tradition ist im Unterricht an Beispielen aus der 
Geschichte lebendig zu machen . 
In der Ausbildung zum soldatischen Führer sind mit der Kenntnis 
geschichtlicher Tatsachen auch Wert und Inhalte der Traditionspflege 
zu vermitteln. 
23. Verbände, Schiffe und Unterkünfte der Bundeswehr können mit Zu-
stimmung des Bundesministers der Verteidigung nach Persönlichkeiten 
benannt werden, die in Haltung und Leistung beispielhaft waren . 
24. Auswahl , Deutung und Pflege des Liedes und der Militärmusik sollen 
Wesenszüge soldatischen Verhaltens und Empfindens sichtbar machen . 
25. Art und Stil der Aufbewahrung von Fahnen, Waffen, Darstellungen , 
Urkunden und anderen Erinnerungsstücken sollen den jungen Soldaten 
zu den Traditionsinhalten hinführen. 
Symbole, die das Hakenkreuz enthalten, werden nicht aufgestellt und 
nicht gezeigt. Bei besonderen Veranstaltungen zur Traditionspflege 
und zur Gefallenenehrung können Fahnen ehemaliger Truppenteile 
von der Bundeswehr begleitet werden , wenn die Truppenfahne geführt 
wird . 
26. Traditionen ehemaliger Truppenteile werden an Bundeswehr-Trup-
penteile nicht verliehen. 
27. Die Pflege kameradschaftlicher Beziehungen zu ehemaligen Solda-
ten ist auch ohne eine offizielle Zuteilung von Traditionen möglich und 
erwünscht. Sie sollte in erster Linie die in der Umgebung der Garnison 
wohnenden ehemaligen Soldaten einbeziehen . Sie soll niemanden 
ausschließen , weder örtliche Kameradschafts- und Traditionsvereine 
der ehemaligen Wehrmacht noch einzelne ehemalige Soldaten , die 
nicht organisiert sind. 
Dabei muß klar bleiben, daß die Bundeswehr sich in ihrer politischen 
Einordnung, ihrer Aufgabe und ihrer Struktur von den Streitkräften 
früherer Wehrverfassungen unterscheidet. 
28. Persönliche Beziehungen zu ehemaligen Wehrmachtsverbänden 
dürfen für die Kameradschaftspflege mit bestimmten Traditionsver-
einen nicht ausschlaggebend sein . Solche zufälligen Kontakte erlöschen 
erfahrungsgemäß mit dem Wechsel der Personen . Die Pflege der 
Tradition von Truppenverbänden ist nur sinnvoll , wenn der Traditions-
träger der Bundeswehrgarnison nahe liegt oder ein sachlicher Zu -
sammenhang , etwa eine ähnliche Aufgabenstellung, den früheren 
Wehrmachtverband mit dem heutigen Bundeswehr-Truppenteil ver-
bindet. 
29. Die ehemaligen Soldaten sollen erkennen, daß die Bundeswehr 
ihre soldatische Leistung und ihr Opfer würdigt. Begegnung und 
Erfahrungsaustausch zwischen ehemaligen und aktiven Soldaten sollen 
Verständnis und Achtung voreinander vertiefen . 
Um die kameradschaftliche Verbundenheit aller Soldaten zu pflegen , 
sind ehemalige Soldaten und Reservisten der Bundeswehr zu geeigne-
ten dienstlichen Veranstaltungen und kameradschaftlichen Zusammen-
künften einzuladen. 
30. Bei Vorbereitung und Durchführung von Veranstaltungen ehemali-
ger Soldaten zur Pflege von Tradition und Kameradschaft, an denen 
sich Bundeswehr-Truppenteile beteiligen, ist der jeweilige Komman-
deur oder Einheitsführer dafür verantwortlich , daß die Zurückhaltung , 
die das Auftreten des Soldaten in der Offentlichkeit verlangt , und die 
Forderungen des guten Geschmacks beachtet werden . 
Alle Veranstaltungen zur Traditionspflege sollen der Erziehung dienen 
und den Soldaten der Bundeswehr fester an seinen gegenwärtigen 
Auftrag binden . 
Bonn , den 1. Juli 1965 gezeichnet v. Hassei 
lOOjähriger Geburtstag 
Mit einem Telegramm würdigte der Bundespräsident den 
100jährigen Geburtstag der Sozialdemokratischen Partei 
Deutschlands, die Eröffnung der Vogelfluglinie in Fehmarn 
nahm er persönlich vor. 
Diese Erscheinung, auch heute noch die Sozialdemokraten 
nicht voll zu akzeptieren, wird möglicherweise dazu führen, 
daß »Hundert Jahre Braunschweiger Sozialdemokratie«, 
1. Teil von Georg Eckert, Direktor des Unesco-Schulbuch-
instituts und Professor an der Pädagogischen Hochschule 
Braunschweig, wiederum nur in den sozialistischen Reihen 
gelesen wird. Das wäre bedauerlich, denn das reichhaltig 
zusammengetragene Material ist beeindruckend flüssig be-
schrieben. Es werden insbesondere die ersten dreißig Jahre 
in einer Zeit, die neben dem geistigen Einsatz auch noch 
wirtschaftliche und persönliche Opfer erforderte, wie sie 
heute meistens nur materiellen Dingen zugewendet werden, 
behandelt. Dieses Ringen Braunschweiger Bürger bei den 
Auseinandersetzungen um die Belange der deutschen und 
europäischen Mitstreiter wird bedeutungsvoll ins Licht ge-
rückt. Höchst notwendig war es, diese wichtige und teilweise 
führende Rolle der braunschweigischen ,demokratischen 
Sozialisten ', diese Namensnennung stand auf Bebels 
Wunsch 1869 auf dem Eisenacher Parteitag zu einer erregten 
Debatte, in die Erinnerung gebracht zu haben. Um 1890 
endet dieser, mit seinen vielen Faksimiles der ersten Auf-
rufe, Flugblätter, Broschüren, Briefen, Zeitungen und Foto-
grafien alleine schon optisch gefangennehmende Band. 
Es ist dem Leser zu raten, und wenn es dann sein müßte, 
gewissermaßen als Vorgriff auf das Erscheinen eines Staats-
präsidenten bei dem nächsten repräsentativen Geburtstag 
der SPD, dieses Buch jetzt schon zu lesen. bd 
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Im neuen 
wie im alten Jahr 
wohlige 
Sommer-Sonnen-Wärme-
und die Kohlen 
von Kötz Ruf 22033 
Vorher war hier ein leerer Platz! 
Jetzt steht hier Deutschlands modernste 
Stadthalle! 
Kongresse, Ausstellungen, gesellschaftliche 
Veranstaltungen. 
Unser vielseitiges Angebot großer und kleiner 
Räume löst alle Ihre Probleme. 
Auch die technischen. Denn natürlich haben 
wir moderne technische Einrichtungen und-
was wichtig ist- dafür geeignete Fachleute. 
Sie wollen mehr wissen? Kommen Sie zu uns, 
wir freuen uns über Ihren Besuch. Besonders 
eingehende Beratung können wir Ihnen 
versprechen , wenn Sie sich vorher anmelden. 
Hier ist unsere Telefonnummer: 20471 
Wer sind die Herren? Herr Köhler und Herr Lippmann, 
1899 die Gründer ihrer Firma. Eine Zeit, 
die der Vergangenheit angehört. 
Aber die Tradition, gute Klischees zu machen, 
setzten die heutigen Inhaber fort. 
Referenzen? Mehr als genug! 
Köhler & Lippmann 
Braunschweig Madamenweg 184 
Telefon 21029 
Ein schweres Gewicht. 
1,9 Millionen Arbeitnehmer sind ein schweres 
Gewicht. * 1,9 Millionen Arbeitnehmer sind die 
IG Metall. 
* Die Gewerkschaft hat ihr Gewicht behutsam in die Waagschale gelegt. 
Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung, der 1964 von der Bundesregierung berufen wurde, hat den 
Gewerkschaften bescheinigt, daß sie mit ihren Lohnforderungen in der 
Regel auf die konjunkturelle Entwicklung Rücksicht genommen haben. 




Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands ist mit 
202Abgeordneten stärkste Partei im Bundestag. Die 
Sozialdemokratische Partei Deutschlands weiß das. 
Sie wird deshalb in dieser Legislaturperiode alle 
Entscheidungen der Regierung kritisch überprüfen. 
Ihre Abgeordneten bürgen dafür. 
Fritz Erle r 
Professor Karl Schiller 
Holz ist ein zeitloser Werkstoff; 
wohnlich, praktisch, individuell 
in den Oberflächen, jedes Stück 
noch Natur: Möbel aus Holz. 
Sie finden bei uns eine sorgfältige, 
besonders günstige Auswahl 
skandinavischer Möbelformen aus Teak, 
Palisander und anderen Hölzern. 
Wir wählten verantwortungsvoll 
und mit sicherem Urteil 
aus vielfältigen Möbelprogrammen : 
Möbel für Sie. Wir beraten Sie gern . 
Möbel Koch 
Das Einrichtungshaus mit eigenen 
Werkstätten für feinen Innenausbau 
3300 Braunschweig 
Gördelingerstraße 38/40 Ruf 2 5214 
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Aluminiumstuhl Stapelstuhl Drahtstuhl 
Wo brauchen Sie Stühle? überall! 
Innen und draußen. 
In kleinen und großen Räumen. 
Im Wohn- und Arbeitsraum, im Büro, 
im Garten, auf der Terrasse. überall! 
loeser 
zeigt Ihnen interessante Stühle! 
Sitzen Sie in diesen Stühlen. 
Das können Sie natürlich bei uns! 
Dann wissen Sie, was bequem ist 
und wirklichem Wohnen entspricht. 
internationaler wohn bedarf 
braunschweig gördelingerstraße 47 
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Sperrholzstuhl Entwurf Charles Eames Herman Mi ller Co llection 











Entwurf der Anzeigen 
3300 Braunschweig, Broitzemer Straße 230 
Hermann Oetting, Werner Steffens, Udo Zisowsky 
Für den Inhalt verantwortlich Werner Steffens 
Voll gezeichnete Beiträge geben nicht unbedingt 
die Meinung der Herausgeber wieder 
Für unverlangte Beiträge und Bücher wird keine 
Gewähr übernommen 
Postscheckkonto Hannover 12270 
Udo Zisowsky 
Manfred Bremeier, Udo Zisowsky 
SHFBK Braunschweig 
Wir danken folgenden Firmen für die Mithilfe 
beim Zustandekommen der Zeitschrift omnibus 
ACO DRUCK GMBH, Braunschweig 
Richard Borek KG, Braunschweig 
Köhler und Lippmann, Braunschweig 
D. Stempel AG, Frankfurt am Main 
Wilhelm Seiler GmbH, Hannover 
Die Fotos auf Seite 2 sind von Martina Kuchen 
Im Auftrag der Inserenten für omnibus gestaltet 
mit Ausnahme der Anzeigen 
»Süddeutsche Zeitung«, »Glanzstoff-Fabrik AG« 
und »Fried. Krupp« 
Manfred Bremeier, Klaus Grözinger, 
Robert Hirschberger, Georg Oehring, 
Udo Zisowsky 
Wir danken unseren Inserenten für ihr Interesse 
Wir bitten um Aufmerksamkeit für die Beilagen 
»VST Sekretariat« 
»Deutsche Verlagsanstalt Stuttgart« 
CGJil~~ZZSSLJ@[F[F 
Sie werden schon bald erken-
nen, wohin er in dem größten 
Unternehmen der Chemie-
faserindustrie der Bundes-
republik führen kann. Er 
begleitet den Fortschritt in 
Chemie und Textilindustrie. 
Das sind zwei Wirtschafts-
zweige, die nicht nur ständig 
mit dem Alltag in Verbindung 
stehen, sondern immer 




Weil wir umfangreiche For-
schung betreiben, brauchen 
wir Spezialisten, ohne ein 
Spezialsystem zu pflegen. Nur 
in gemeinsamer Arbeit von 
Chemikern, Physikern, Mathe-
matikern, Ingenieuren und 
Technikern aller Fachrichtun-
gen erreichen wir ein Höchst-
maß an Leistung, das unserer 
Spitzenposition in der 
Chemiefaserindustrie gerecht 
wird. 
Bei uns macht der geschulte 
und gründlich ausgebildete 
Nachwuchs seinen Weg und 
findet durch verantwortungs-
bewußte Mitarbeit Anerken-
nung und Aufstiegschancen. 
Ebenso fördern wir begabte 
Studenten. Wenn Sie an einer 
Mitarbeit oder Beratung über 
unsere Studienförderung 
interessiert sind, bitte 
schreiben Sie an uns, wir 
informieren Sie gern. 








Prof. Dr. Herbert Wilhelm, 
Direktor des Instituts für 
Wirtschaftswissenschaften 
an der TH Braunschweig 
Beachten Sie bitte die in Klammern gesetzten Stellen. Es 
sind Sätze, die Prof. Wilhelm nicht im Interview gesagt hat, 
sondern die er oder einer seiner Mitarbeiter später eingefügt 
haben . Lesen Sie dazu unseren Kommentar am Schluß des 
Gesprächs auf Seite 38! 
omnibus: Herr Prof. Wilhelm, wir wollen mit Ihnen als dem 
Vorsitzenden des Studentenwerks Braunschweig, gern einige 
Fragen der medizinischen Versorgung und der Psychohy-
giene der Studenten erörtern. 
Uns interessiert zunächst, warum es in Braunschweig, im 
Gegensatz zu Hamburg und Berlin beispielsweise, keinen 
Studentenarzt gibt? 
Prof. Wilhelm : Ich kann das aus der Geschichte des Studen-
tenwerks natürlich nicht erklären. Aber, wir haben bisher 
mit unseren Vertragsärzten, wenn ich sie einmal so nennen 
darf, die besten Erfahrungen gemacht und ich glaube, daß 
auf diese Art und Weise die Studenten besser versorgt 
werden als durch einen Studentenarzt, der ja nur auf einem 
Spe,zialgebiet Facharzt sein kann . Wie wir es eingerichtet 
haben, kann jeder Student sich seinen Arzt wählen . Wenn 
er vom praktischen Arzt an einen Facharzt überwiesen wird, 
steht ihm die beste ärztliche Versorgung zur Verfügung. 
omnibus: Was geschieht eigentlich mit einem Studenten, 
der in seinem Zimmer z. B. mit einer Lungenentzündung 
liegt und dessen Wirtin sich nicht um ihn kümmert? Was 
unternimmt in solchen und ähnlichen Fällen das Studenten-
werk? 
Prof. Wilhelm : Wenn wir von diesem Krankheitsfall benach-
richtigt werden, veranlassen wir natürlich, daß ein Arzt zu 
ihm geht; wir fragen , ob er bereits einen Hausarzt hat, der 
ihn dann bei einer schweren Krankheit in das Krankenhaus 
einweisen kann. 
omnibus: D. h., wenn Sie nicht benachrichtigt werden? 
Prof. Wilhelm : Können wir natürlich nichts machen. 
omnibus: Dieses System ist natürlich für einen Studenten, 
der keine Kontakte hier hat, ein schlechtes System. 
Prof. Wilhelm: Die Studenten müßten eben irgendwelche 
Kontakte finden oder durch einen Telefonanruf oder einen 
Brief an das Studentenwerk darum bitten, daß wir uns um 
sie kümmern. Wir können ja nicht immer fragen : Seid ihr 
auch alle gesund? 
omnibus: Steht dem Studentenwerk z.B. für Beratungsfunk-
tionen ein Fürsorger zur Verfügung? 
Prof. Wilhelm : Da möchte ich sagen: Das ganze Studenten-
werk ist »Fürsorgeeinrichtung «. Wir haben die Erfahrung 
gemacht, daß Studenten, haben sie irgendwelche Probleme, 
die sie mit Hilfe ihrer Kommilitonen, Eltern , Verwandten oder 
Freunde nicht lösen können, zu uns kommen . Dann be-
mühen wir uns in jeder Beziehung, ihnen zu helfen. Soweit 
uns das überhaupt möglich ist. 
omnibus: Seit einigen Jahren wird in Kreisen des Deutschen 
Studentenwerks, der Hochschulen und der Öffentlichkeit in 
zunehmendem Maße über psychische Erkrankungen der 
Studenten diskutiert. Man veröffentlichte auf einem Studen-
tenarztkongreß Zahlen. Danach sind rund 15 Prozent neu-
rotisch erkrankt. Wie beurteilen Sie diese alarmierende 
psychohygienische Situation der Sudenten? Hat das Studen-
tenwerk eigene Untersuchungen angestellt? 
Prof. Wilhelm : Ich bin immer sehr vorsichtig , wenn ich die 
Unterlagen nicht gesehen habe. Wenn die Zahlen stimmen, 
dann würde auch ich sagen: 15 Prozent neurotisch erkrank-
ter Studenten wäre alarmierend. Da muß ich dem Deutschen 
Studentenwerk Recht geben. (Unser Geschäftsführer hat an 
dieser Tagung des DSW teilgenommen. Anhand der SKV-
Unterlagen wurde vorher ermittelt, daß in Braunschweig 
knapp 10 Prozent neurotische Erkrankungen vorliegen. Diese 
Zahl liegt aber jetzt im üblichen Bereich der Gesamtbe-
völkerung. Wir haben nach der DSW-Konferenz am 17. 9. 
1964 im Vorstand hierüber beraten. Die studentischen Ver-
treter wollten dies Problem im AStA zur Diskussion stellen.) 
omnibus: Denkt man daran, wie z. B. in Hamburg und Mar-
burg, auch in Braunschweig eine Beratungsstelle für Stu-
denten einzurichten, die vor allem psychisch Erkrankte 
betreuen könnte? 
Prof. Wilhelm: Nein, (nicht vom Studentenwerk. Der Vorstand 
beschloß, die Bemühungen von Professor Herwig zu unter-
stützen, an der Hochschule e,ine psychotherapeutische Be-
ratungsstelle einzurichten . Wie weit die Angelegenheit 
gediehen ist, entzieht sich unserer Kenntnis. Da eine Neu-
besetzung des Lehrstuhls erfo lgte, ist eine schnelle 
Entscheidung der Hochschule nicht zu erwarten.) 
In dem Augenblick, wo eine stärkere Tendenz etwa analog 
der, von der Sie gesprochen haben, auftreten sollte, müßten 
wir auch von uns aus neue Überlegungen anstellen. Aber 
ich glaube, daß wir dann besonders die Unterstützung des 
Institutes für Psychologie in Anspruch nehmen würden . Ich 
bin sicher, mit Verständnis bei den Herren Kollegen Herr-
mann und Herwig sowie Frau Professor Müller-Luckmann 
rechnen zu können, die das dann von sich aus außerhalb 
des Studentenwerks, natürlich in Verbindung mit uns, über-
nehmen würden . 
omnibus: Bei einer Befragung gaben 50 Prozent der Studen-
ten an, ihren Eltern schnell von der Tasche zu müssen. 
Dadurch entsteht für sie eine Zwangssituation. Ist diese Ent-
wicklung gefährlich? Was sagt das Studentenwerk Braun-
schweig dazu? 
Prof. Wilhelm : Ich weiß nicht, ob das richtig ist, daß 50 
Prozent schnell von der Tasche der Eltern müssen. Ich 
glaube nicht so recht daran, daß es nun wirklich für 50 Pro-
zent e,inen bewegenden Grund ausmacht. 
Daß der Student von sich aus allerdings von einem gewissen 
Lebensalter an auf eigenen Füßen stehen will , daß er selb-
ständig sein möchte, das betrachte ich als gesundes Zeichen. 
Daß dahinter ein gewisser psychologischer Druck stehen 
kann , könnte ich mir vorstellen . Aber ich betrachte das nicht 
so sehr als eine gefährliche Situation. Vor allem dann nicht, 
wenn dahinter echte wirtschaftliche Schwierigkeiten stecken 
sol lten, denn dann bin ich der Meinung, gibt es genügend 
Möglichkeiten zu helfen, z.B. ja auch durch das Honnefer 
Modell. 
Ich könnte mir allerdings vorstellen, daß ein junger Student, 
nachdem er das Abitur bestanden hat, bei der Bundeswehr 
gewesen ist, dann vielleicht auch noch als Ingenieurstudent 
sein Praktikum gemacht hat und dann 10, 11 , 12 Semester 
vor sich sieht, daß allein auf Grund des Vergleichs mit Gleich-
altrigen, die schon im Beruf stehen und ihr Geld verdienen , 
eine durchaus ernstzunehmende Situation entsteht. Aber ich 
kann mir nicht vorstellen, daß es da irgendeine Abhilfe gibt. 
Denn Lernen braucht Zeit und man kann nur die Bestrebun-
gen unterstützen, das Studium bis auf das unbedingt erfor-
derliche Maß zu verkürzen. Denken Sie nur an die Studien-
planreformen, die z. T. hier schon verwirklicht sind. Auf die-
sem Weg versuchen wir, die Zeit zu verkürzen . 
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omnibus: Von Proiessoren hört man häufig, die Studenten 
seien heute schlechter als früher. Gibt es nach Ihrer Meinung 
einen Zusammenhang zwischen steigender psychischer Be-
lastung der Studenten und dem vermeintlichen »SchlecMer-
werden«? 
Prof. Wilhelm: Was heißt schlechter als früher ? Ich bin nicht 
der Meinung wie die Kollegen, die Sie zi tieren. Jede Stu-
den,engenerat1on ist anders. Ich bin grundsätzlich der Mei-
nung : vvanrscheinlich hat jeder Professor bei seiner Gene-
ration aucn die Vorstellung gehabt, sie wäre besonders gut. 
Daoei möchte ich nicht verKennen, daß es bestimmte Wellen 
giot. Mein verenrter Lehrer hat immer von drei besonders 
gucen lleneranonen gesprochen: nach dem 1. Weltkrieg 
wanrend der lnt1at1on, in der Weltwirtschaftskrise und nach 
dem letzcen Krieg. 
Es ist klar, daß derartig harte Erlebnisse einen Menschen 
starK pragen und auch das Studium bewußter werden las-
sen. l::in Junger Mensch, der heute aus geregeltem Eltern-
haus uoer die Oberscnule zum Studium kommt, ist vielleicht 
in diesem ::iinne nicht so gut vorbereitet. 
Wenn ::i1e einmal von diesen Wellen absehen, bin ich der 
Meinung : Es gibt keine bessere oder schlechtere studen-
tiscne Jugend als früher. 
ommbus: Weiß das Studentenwerk etwas über den Zusam-
mennang von psychischer Belastung und Arbeitsleistung 
der S1uaenten? 
Prof. Wilhelm : Wir haben keine Untersuchungen gemacht. 
Wir nehmen an, daß das ähnlich ist wie überall. Auch hier 
könnte Ihnen Herr Kollege Hermann wesentlich mehr Aus-
kunft geben. 
omnibus: Ein Problem, das seit längerer Zeit das Deutsche 
Studentenwerk und die Öffentlichkeit beschäftigt, ist die 
relativ hohe Zahl der Studentenehen. Wie hoch ist der Anteil 
in Braunschweig? 
Prof. Wilhelm: Er liegt bei 12 Prozent. 
omnibus: Wie hilft das Studentenwerk den Studentenehe-
paaren? Stellt es ihnen Wohnungen zur Verfügung? 
Prof. Wilhelm : Wir bemühen uns ganz allgemein, wenn der-
artige Fälle an uns herangetragen werden, zu helfen. Wir 
haben ja das »studentische«, das akademische Wohnungs-
amt, und wir versuchen natürlich, einen verheirateten Stu-
denten vordringlich unterzubringen. Aber, daß wir eine 
bestimmte Quote für verheiratete Studenten zur Verfügung 
halten, ist leider nicht möglich, weil das ja von den Wir-
tinnen abhängt, an wen sie vermieten wollen. 
Wir planen, für verheiratete Studenten in einem noch zu 
bauenden Wohnheim Kleinwohnungen zu schaffen. (Wir 
hatten bereits ein Objekt in der Vorprüfung mit 24 Klein-
wohnungen. Leider ist dies an der Grundstücksfrage ge-
scheitert. Sobald wir ein passendes Grundstück finden, das 
ja innerhalb der Stadt liegen muß, werden wir erneut versu-
chen, ein Wohnheim für Verheiratete zu bauen.) 
Ich bin außerdem der Meinung, wir sollten erst die dringende 
Zimmernot lediger Studenten beseitigen, weil bei verheira-
teten Studenten irgendwie mehr Initiative ausgelöst wird , 
sich auf dem freien Wohnungsmarkt umzusehen. 
omnibus: Meinen Sie, daß Studentenehepaare wirtschaftlich 
besser dastehen als ledige Studenten? 
Prof. Wilhelm : Ja. Da ist vor kurzem eine Untersuchung des 
statistischen Bundesamtes erschienen, die einwandfrei er-
geben hat, daß der Junggeselle wesentlich teurer lebt als 
die Familie. Er braucht 30 - 40 Prozent mehr als ein Ehepaar. 
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Und wenn die Frau mitarbeitet und so die Fürsorge für 
ihren jungen studierenden Mann übernimmt, hat das auch 
gute Wirkungen. Auf der anderen Seite ist es natürlich eine 
zusätzliche Belastung. Vor allem, wenn es sich um einen 
verantwortungsbewußten jungen Ehemann handelt, der ja 
natürlich auch möchte, daß seine wirtschaftliche Existenz 
schon ausreicht, seine Frau ernähren zu können. Aber das 
soll der einzelne Student mit sich abmachen. 
Ich bin der Meinung : Es ist kein Fehler zu heiraten. 
omnibus: Berät das Studentenwerk die Studentenehepaare 
auch in Hinsicht auf Familienplanung? 
Prof. Wilhelm : Nein. 
omnibus: Plant das Studentenwerk, ähnlich wie in Marburg 
und Heidelberg, einen Kindergarten für Studentenkinder 
einzurichten? 
Prof. Wilhelm : Nein. Planen können wir es einfach deswegen 
nicht, weil wir so realistisch sind, zu sagen : Wir haben dafür 
kein Geld. 
omnibus: Haben Sie versucht, dafür Geld zu beschaffen? 
Prof. Wilhelm: Wir kommen mit unseren Mitteln, d ie den 
normalen Betrieb, vor allem der Mensa, finanzieren, so ge-
rade hin. Auf Grund der besonders jetzt sehr angespannten 
Finanzlage des Landes Niedersachsen können derartige 
Vorschläge überhaupt nicht ernsthaft erwogen werden. 
omnibus: Ein anderes Problem, das zu Neurosenbildung 
führen und die Psychohygiene der Studenten beeinträchti-
gen kann, liegt im Sexualverhalten der Studenten. liegen 
dem Studentenwerk Untersuchungsergebnisse oder Schät-
zungen über den vorehelichen Geschlechtsverkehr der Stu-
denten vor? 
Prof. Wilhelm: Hier in Braunschweig haben wir uns mit die-
sem Problem nicht beschäftigt. Ich weiß nicht, ob es richtig 
ist, daß Studentenwerke an den anderen Hochschulen sich 
mit diesen Fragen befassen. Ich bin der Meinung : Das ist ein 
ganz speziell individuelles Problem, das, abgesehen von 
seinen sozialen Auswirkungen , auch nur richtig von einem 
Psychologen, Mediziner, Sozialmediziner oder Sozialpsycho-
logen behandelt werden kann . 
Ich darf wiederholen: Ich bin der Ansicht, daß der eigentliche 
Fachmann hierfür Kollege Herrmann sein wird oder für die 
Studentinnen Frau Müller-Luckmann vom Institut für Psy-
chologie unserer Hochschule. 
omnibus: Ist nicht für diese Fragen doch in erster Linie das 
Studentenwerk zuständig, das die sozialen Belange der 
Studenten im Auge hat, und nicht das psychologische In-
stitut, das sich für die wissenschaftlichen Aspekte der Fragen 
interessiert? 
Prof. Wilhelm : Da ist natürlich die Frage nach der inhalt-
lichen Bestimmung des Begriffes sozial zu stellen. Das Stu-
dentenwerk war früher eine Selbsthilfee·inrichtung der Stu-
denten zur Förderung ihrer wirtschaftlichen Belange. Ich 
zweifle, daß das Sexualverhalten so stark in den wirtschaft-
lichen und sozialen Bereich hineinspielt. (Dafür sind die 
Psychologen u. E. zuständig und nicht das Studentenwerk.) 
omnibus: In Berlin ist eine Beratungsstelle für studentische 
lntimfragen eingerichtet. Plant man eine ähnliche Einrichtung 
von seiten des Studentenwerks in Braunschweig? 
Prof. Wilhelm : Frage: Ist das eine Einrichtung des Studen-
tenwerks? 
omnibus: Das allerdings nicht. 
Prof. Wilhelm : Dann sollten sich Fachkräfte zu einer solchen 
Beratung zusammenfinden, die für diese speziellen Fragen 
beruflich geeignet sind. Wir können das nicht. Deswegen 
verweise ich bei derartigen Problemen immer wieder auf 
das Institut für Psychologie. 
Ich würde es nicht mit der Aufgabenstellung des Studenten-
werks für vereinbar halten, wenn das Studentenwerk von 
sich aus derartige Fälle aufgreifen würde. Es sei denn, es 
würden daraus Massenerscheinungen an unserer Hoch-
schule ; dann würden wir helfen, den organ isatorischen Rah-
men zu schaffen. 
Aktiv werden von uns aus wäre verfehlt, schon im Hinblick 
auf die Struktur des Studentenwerks, das ja auch von Stu-
denten getragen wird. Ob es die richtige Art und Weise 
wäre, studentische Probleme dieser speziell persönlichen 
Art zu konfrontieren mit organisatorischen Problemen, bei 
denen Studenten unmittelbar beteiligt sind, weiß ich nicht. 
Man sollte hier außerordentlich vorsichtig sein. 
omnibus: Gibt das Studentenwerk den Studenten Informa-
tionen, an wen sie sich mit evtl. Nöten wenden können? 
Prof. Wilhelm : Das Studentenwerk weist, vor allen Dingen 
über die studentischen Mitglieder des Vorstandes (Zwei! 
Anm . d. Red.), immer wieder darauf hin, z. B. bei den Ein-
führungsabenden der neuimmatrikulierten Studenten, daß 
grundsätzlich in allen sozialen und wirtschaftlichen Fragen 
die Studenten vertrauensvoll zum Studentenwerk kommen 
sollen. (Der Geschäftsführer hat hierfür täglich Sprechstun-
den von 11 -13 Uhr. Da er Mitglied in allen Förderungs-
ausschüssen ist und auch die SVK leitet und einen sehr 
engen Kontakt zu den Vertrauensärzten und den Studenten-
pfarrern hat, kann er meistens den richtigen Weg vermitteln 
oder selbst helfen.) 
omnibus: Die Angst vor einer Schwangerschaft führt bei 
Studentinnen oft zu schweren psychischen Störungen. Be-
fürworten Sie Informationseinrichtungen für Studentinnen 
über Methoden der Empfängnisverhütung? 
Prof. Wilhelm : Das ist ein schwieriges Problem sozialhy-
gienischer Natur, zu dessen Beantwortung ich fachlich nicht 
in der Lage bin. Beratungen gibt vor allen Dingen der Haus-
arzt. Man sollte die Studenten auf ihren Hausarzt verweisen 
oder auf den Arzt, den sie hier am Hochschulort kennenge-
lernt haben. (Zwei Frauenärzte des Studentenwerks können 
hierzu besser konsultiert werden .) Ich weiß nicht, ob es 
richtig ist, alles zu sehr institutional isieren zu wollen . 
Ich glaube, in diesen Intimbereichen ist immer noch das 
Gespräch mit dem Arzt besser als mit einer anonymen 
Organisation. 
omnibus: Welche Haltung nehmen Rektor und Senat der 
Technischen Hochschule den hier angeschnittenen Fragen 
gegenüber ein? 
Prof. Wilhelm: Tut mir leid , ich bin nicht Senatsmitgl ied. 
omnibus: Wird im Senat darüber gesprochen? 
Prof. Wilhelm : Kann ich nicht sagen. 
omnibus: Wie, meinen Sie, würden Ihre Kollegen auf ein 
Gespräch über die sich verschärfende psychohygienische 
Situation der Studenten reagieren? 
Prof. Wilhelm : Ich glaube, die würden ähnlich reagieren 
wie ich und sagen: Wir sind für diesen Bereich nicht die 
eigentlichen Antwortgeber. Das könnten einfach schon aus 
wissenschaftlichem Interesse heraus und wegen der fachli-
chen Kenntnisse, die zur Beurteilung der Si tuation erforder-
lich sind, am besten Herr Professor Herrmann, Herr Professor 
Herwig und Frau Professor Müller-Luckmann. (Hinzu kom-
men unsere 6 Studentenärzte, die nach freier Wahl zur 
Verfügung stehen und auch für Beratungen vom Studenten-
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»Ich versichere Ihnen, daß die Lehrerbildung nicht nur mir 
und meinem Hause, sondern auch der gesamten Landes-
regierung als eine ihrer wesentlichen kulturpolitischen Auf-
gaben auch in Zukunft am Herzen liegen wird.« 
Mit diesen bedeutenden Worten schloß der niedersächsische 
Kultusminister Langeheine, CDU, seine Rede aus Anlaß des 
20jährigen Bestehens der Pädagogischen Hochschule Braun-
schweig. Er leitete damit gleichzeitig zu den Pädagogischen 
Hochschultagen über, die die PH vom 2. bis 5. November 1965 
veranstaltete. 
Rektor Prof. Segler hatte zu Beginn des Festaktes das Ziel 
dieser Hochschultage mit der Begründung umrissen, daß es 
allerhöchste Zeit sei , diese Distanz (von 1945 bis heute) zu 
überschauen und damit zu prüfen, ob sich das damals not-
wendige Umdenken in Erziehung und Bildung durchgesetzt 
habe, denn wenn der Ruf jetzt nicht ertönte, erstickten wir 
vielleicht in fraglosen Selbstverständlichkeiten. 
Damit war der Rahmen der Hochschultage deutlich abge-
steckt. Und man konnte erwarten, daß nicht nur kritische 
Überprüfung der bisherigen Bemühungen um eine neue zeit-
gemäße Bildung versucht wurde , sondern daß diese Hoch-
schultage gleichzeitig dem Aufzeigen von Perspektiven für 
künftige Bildungsbemühungen dienten, um so mehr in einer 
Zeit, die vom Notstand der Bildung charakterisiert wird. Ja, 
man mußte geradezu gespannt sein auf das, was Fachleute 
in dieser mißlichen Situation empfehlen würden. Und zieht 
man in Betracht, daß Grund- und Hauptschule, der beson-
dere Forschungsbereich der PH, in Niedersachsen durch den 
Konkordatsabschluß kurz vorher schwer erschüttert wurden , 
konnte man sich keinen aktuelleren Termin für diese Dis-
kussion in der Pädagogischen Hochschule denken. Rück-
blickend muß nun gesagt werden , daß sich Zielsetzung und 
nachfolgende Erörterungen kaum entsprachen . Es wurden 
zwar interessante und z. T. auch für die Problematik der Bil-
dung wichti-ge Fragen erörtert, aber in bezug auf die vom 
Rektor, und das doch im Namen der gesamten Hochschule, 
geforderte notwendige Überprüfung des Standpunkts fehlte 
ihnen die unmittelbare Aktualität. 
Der Pädagoge Prof. Dr. von Fragstein sprach z. B. über »Der 
Wille in Erziehung und Selbsterziehung«. Seine notwendig 
theoretischen Erörterungen, die mit einem Vergleich Her-
barts und eines englischen Philosophen des 18. Jahrhun-
derts endeten, ließen diese Diskrepanz schon am ersten 
Abend deutlich werden. Denn es wurde lediglich ein für die 
Erziehungswissenschaften seit langem wichtiges Problem 
erörtert. 
Noch isolierter stand das Thema des Politologen Prof. 
Rodenstein »Recht und Macht als bestimmende Kräfte der 
Politik« im Raum. Hätte sich in diesen Hochschultagen nicht 
der Versuch einer Wertung der Bemühungen um politische 
Bildung und einer Darlegung ihrer Aspekte denken lassen? 
Der Historiker und Direktor des Internationalen Schulbuch-
institutes Prof. Dr. Eckert sprach über »Entwicklung und 
Probleme der internationalen Schulbucharbeit« und würdigte 
u. a. die frühen und großen Verdienste Prof. Rodensteins um 
diese internationalen Verständigungsbemühungen. Aber wir 
waren enttäuscht, daß er die deutsche Schulbuchsituation 
nicht näher untersuchte. 
In einem Podiumsgespräch diskutierte der AStA mit Gymna-
siasten »Aufgaben und Werdegang des Lehrers in unserer 
Zeit«. In dieser Beteiligung des AStA an den Hochschultagen 
kam die gute und in der Vergangenheit vor allem durch den 
Psychologen Prof. Dr. Zietz sehr ernst genommene Zusam-
menarbeit zwischen Studentenschaft sowie Lehrkörper und 
Rektor zum Ausdruck. Aber wäre es nicht Aufgabe des AStA 
gewesen, in erster Linie sein eigenes, problematisches 
Selbstverständnis zu überprüfen? 
Als Höhepunkt der Vorlesungen wurde dann aber im vor-
letzten Vortrag »Das Problem der Bildung in der modernen 
Gesellschaft« durch den Pädagogen Prof. Dr. Eisermann der 
vom Rektor geforderte Versuch einer Überprüfung unter-
nommen, hier des Schlüssel-Begriffs Bildung. 
Er wies u. a. nach, daß der aristokratische, neuhumanisti-
sche Bildungsgedanke mit seinen Tendenzen zur Elitebil-
dung demokratie- und technikfeindlich sei, daß er aber heute 
noch nicht vollständig überwunden wäre. Mit einigem Mut 
führte er dann die Auffassung von Marx und Engels an , die, 
wie er sagte, herkömmlichen Unterricht mit polytechnischer 
Bildung koppeln wollten, um den Menschen allseitig zu 
fördern, ihn zu entwickeln und zum Herrn über die Maschine 
zu machen und damit zum Mensch im vollen Sinn des 
Wortes. Und an anderer Stelle folgerte er: »Als gebildet im 
Sinne des neuen pädagogischen Ansatzes gilt derjenige, 
in dessen Weltbild alle jene Strukturen der modernen Ge-
sellschaft gegenwärtig sind .. . Sie (Bildung und Ausbildung) 
stehen nicht beziehungslos nebeneinander, sondern bilden 
zusammen eine einheitliche, wenn auch spannungsreiche 
Struktur der Persönlichkeit«. Die sich daraus ergebenden 
Forderungen an die Schule wurden anschließend nur kurz 
umrissen. Hier hätten ein Schulpädagoge sowie ein Sozio-
loge und ein Psychologe ansetzen müssen. 
Die Hochschultage der PH waren gerade beendet, als sich 
ein neues ähnliches Hochschulereignis an den Plakatsäulen 
ankündigte: Die Staatliche Hochschule für Bildende Künste 
veranstaltete vom 22. bis 26. November 1965 ebenfalls eine 
Hochschulwoche. Das Motto prangte in klarer Akzidenz-Gro-
tesk von den Säulen : Kunst heute. Fünf Vorträge auswärtiger 
Wissenschaftler und Kritiker sollten den Bereich erhellen, 
mit dem es die Kunsthochschule zu tun hat. 
Offensichtlich meinte man, mit diesem Motto sei der Sinn 
dieser Hochschulwoche schon hinreichend deutlich gemacht, 
denn der Direktor Prof. Wollermann ging bei der Begrüßung 
des Soziologen Prof. Dr. Plessner, Zürich, nicht näher auf 
das Ziel ein . Dabei gibt es zwei augenfällige Anknüpfungs-
punkte, die diese Hochschulwoche rechtfertigen : 1. wurde 
vor sechs Jahren im alten Audimax der TH eine ähnliche 
und mitreißende Veranstaltung von der Werkkunstschule, 
dem städtischen Kulturamt, das auch diesmal wieder als 
Mitveranstalter auftrat, und dem Außen institut der TH durch-
geführt. Und 2. ist die Kunsthochschule nun über zwei Jahre 
alt, Anlaß genug, sich über ihren eigenen Lehr- und For-
schungsbereich Bildende Kunst in einer größeren zusam-
menhängenden Diskussion verschiedener Einzelaspekte 
auch nach außen vernehmlich Klärung zu schaffen. Und da 
es sich nicht nur um Vorträge zur Situation der bildenden 
Künste handelte sondern auch um solche zur Musik (Dr. 
Stephan, Göttingen : Der gegenwärtige Zustand der Musik) , 
zur Literatur (Reich-Ranicki , Hamburg : Die deutsche Literatur 
und die deutsche Wirklichkeit, Anm . zur Literatur seit 1945) 
und zum Schauspiel (Prof. Dr. Asemissen , Kassel : Schau-
spiel und menschliches Sein) , vermißte man eine genaue 
Erklärung der verfolgten Absicht. 
Es ist nicht verwunderlich , daß bei dieser Anlage wenig 
unmiUelbar zur bildenden Kunst zu hören war. Das heißt 
nicht, daß man nicht auch einen so geschickten Redner wie 
Reich-Ranicki in die Kunsthochschule einladen sollte. Aber 
sein Vortragsgebiet steht doch zur Kunsthochschule in einem 
loseren Verhältnis, noch dazu, wenn er nur einen histori-
schen Abriß gibt. Dann hätte man hinterher ein Seminar 
veranstalten müssen, in dem die heutige Situation der Lite-
ratur und ihre speziellen Aspekte für die bildenden Künste 
zu klären gewesen wären. Auf dem Plakat stand: Kunst 
heute! 
Ebenso erging es dem Zuhörer beim Vortrag »Schauspiel 
und menschliches Sein ,,. Wem nützte diese ziemlich trockene 
und zitatreiche Abhandlung, die an keiner Stelle konkreten 
Gegenwartsbezug erhielt? 
Der Vortrag »Der gegenwärtige Zustand der Musik« war 
ohne Zweifel ein hervorragender, vielleicht der einzig wirk-
lich wissenschaftliche in dieser Reihe. Aber es ist zu fragen , 
ob er in seiner starken Spezialisierung in diese Hochschul-
woche gehörte. Zumindestens hätte aber die wesentliche 
These, daß es gegenwärtig eine Reihe von Komponisten gibt, 
die es ablehnen , Sinn zu stiften , auf ihre Bedeutung für die 
Bildenden Künste untersucht werden müssen. Mit anderen 
Worten , auch dieser Vortrag hätte als Diskussionsgrund-
lage einführenden Charakter haben müssen. Und wenn das 
al les nicht zur Diskussion gereicht hätte, dann enthielt doch 
vor allem Plessners Auffassung Zündstoff, daß Kunst heute 
im Zeichen der Konsumgesellschaft auch den Marktgesetzen 
unterworfen ist. Fragen über Fragen. Sind wir nicht, wie 
Prof. Segler in der PH sagte, in der Gefahr, in ,fraglosen 
Selbstverständlichkeiten' zu ersticken? 
So gesehen, wurde aus der Hochschulwoche nur eine Vor-
tragsreihe, weil kein Versuch stattfand , den Bezug zur Kunst-
hochschule herzustellen, weil die einzelnen Vortragenden 
zwar Wichtiges über ihr Spezialgebiet hinzusteuerten, aber 
untereinander nur in loser Beziehung standen. 
Hochschultage oder e ine Hochschulwoche schließen nicht 
aus, daß man die Öffentlichkeit einlädt. Aber der Sinn 
so lcher Veranstaltung, Klärung eines für die Hochschule be-
deutenden Sachverhalts, darf darüber nicht verloren gehen. 
Sonst wird daraus Erwachsenenbildung. 
Hochschultage zu veranstalten , bedeutet ein Risiko einge-
hen. Das Ris iko näm lich , vi elleicht feststellen zu müssen 
daß man seinen Gegenstand nicht mehr richtig im Blick hat'. 
Die beiden Hochschulen sind es eingegangen. Es wäre 
wünschenswert, sie würd en es öfter und konsequenter tun . 
Werner Steffens 
Befremdend 
Unser Kommentar zum Gespräch mit Prof. Wilhelm 
Auf Wunsch von Prof. Wilh elm hatten sich die Herausgeber 
bereit erklärt, ihm das Manuskript des Gesprächs zu »ge-
ringfügigen Korrekturen « zu überlassen . Nachdem wir das 
korrigierte Manuskript gelesen hatten, stellten wir jedoch 
fest , daß es erstaunliche Erweiterungen erfahren hat, die 
natürlich den Gesprächsverlauf mitbestimmt hätten . 
1. Obg leich Prof. Wilhelm zu Beginn des Gesprächs erklärt 
hatte, warum es in Braunschweig keinen Studentenarzt gibt, 
steht in der korrigierten Fassung am Schluß des Gesprächs: 
»Hinzu kommen unsere 6 Studentenärzte, die nach freier 
Wahl zur Verfügung stehen« . Dies ist eine gelinde Über-
treibung . Denn es handelt sich dabei um Vertragsärzte, die 
primär dem Studentenwerk zur Feststellung des Versiche-
rungsrisikos der Studentischen Krankenversorgung (SKV) 
zur Verfügung stehen und frühestens in zweiter Linie dem 
Studenten. Diese Ärzte untersuchen z. B. alle Studenten des 
ersten Semesters. Hätte Braunschweig wirklich 6 Studenten-
ärzte , wäre es hinsichtlich der medizinischen Versorgung der 
Studenten unangefochten führend. 
2. In der Antwort auf die Frage nach den 15 Prozent neu-
rotisch erkrankten Studenten sagte Prof. Wilh elm, daß man 
in Braunschweig keine Zahlen zur Verfügung habe. Nun 
steht in der Antwort, daß man schon aus den Unterlagen 
der SVK 10 Prozent ermitteln konnte. Stellt man in Rechnung , 
daß 1. ein Teil der kranken Studenten seinen Krankenschein 
gar nicht von der SKV bezieht und 2. ein sicherlich nicht 
unbeträchtlicher Teil neurotisch erk rankter Studenten gar 
keinen Arzt aufsucht, kann man mit ziemlicher Sicherheit 
annehmen , daß es auch in Braunschweig 15 Prozent Neu-
rotiker unter den Studenten gibt. An anderen Hochschulen 
hält man das nicht nur für alarmierend, sondern man unter-
nimmt auch etwas! Hier hat man zwar 6 sogenannte Stu-
dentenärzte, darunter aber keinen Nervenarzt! übrigens 
hätte uns natürlich im Gespräch auch interessiert, welch e 
Ergebnisse die Beratungen des Studentenwerks und des 
ASTA hatten. 
3. Auf d ie Frage nach der Beratungsstelle für Studenten 
ist eingefügt, daß es doch Bemühungen des Studentenwerks 
gegeben hat. Bezeichnend für die Intensität dieser Bemü-
hungen ist aber, daß man kei ne Kenntnis darüber besitzt, 
wie weit das mit Prof. Herwig gemeinsame Vorhaben ge-
diehen ist. 
4. Auf die Frage, ob das Studentenwerk den Studenten 
Informationen gibt, an wen sie sich mit eventuellen Nöten 
wenden können , wird eingefügt, daß der geeignete Beicht-
vater für Studenten der Geschäftsführer des Studentenwerks 
mit seinem großen Einfluß und seinen vielfältigen Verbin-
dungen ist. Wir fragen, wieso denn der Architekt und Kauf-
mann Karl-Heinz Loschke als Fachmann für persönliche Be-
lange der Studenten gelten kann? Wenn man sich auch noch 
darüber streitet, ob die Beratungsfunktionen von einem 
Psychologen , Sozialpädagogen, Mediziner oder Theologen 
ausgeübt werden sollen , so ist man doch sicher, daß sich 
nicht unbedingt geschickte Kaufleute dafür eignen. 
5. Wir sind nicht wenig überrascht, nachträglich zu erfahren, 
daß das Studentenwerk sogar zwei Frauenärzte besitzt. Es 
handelt sich dabei natürlich um 2 der 6 Vertragsärzte, die 
im Hinblick auf das Versicherungsrisiko der SKV die Pflicht-
untersuchungen bei Studentinnen durchführen sollen. 
Wir stellen abschließend fest, daß uns die Art, wie hier mit 
einem lnterviewtext verfahren wurde, befremdet. D. Hsg. 
Forschung mit Schwung 
Fortsetzung von Seite 8 
jungen Wissenschaftlern eine Chance geben wollen . Man ist 
ein wenig erstaunt über soviel UneigennützigkeH. Das Institut 
wird in Personalunion mit der TH betrieben. Das bedeutet, 
daß Assistenten halbtags dort hindelegiert werden , von 
jedem Gründer einer. Abgesehen von der Zeit, die verfahren 
wird, ist es ein bißchen schwierig sich vorzustellen , wie ein 
Assistent, der an der TH festumrissene Funktionen in der 
Studentenausbildung hat, dann in der übrigen Zeit in einem 
ganz anderen, nur auf Forschung und teamwork eingestell-
ten und im Umbau befindlichen Institut arbeiten und 
forschen soll. Aber vielleicht wirkt sich diese Situation auch 
vorteilhaft auf das Klima in den hierarchisch aufgebauten 
Instituten aus, wenn die Assistenten , nachdem sie morgens 
mit ihren Professoren im hierarchisch streng gegliederten 
System gearbeitet haben, dann nachmittags mit ihnen im 
Departmentsystem partnerschaftlich forschen. D. h. echtes 
Department wie bei Prof. Mößbauer gibt es gar nicht, denn 
die TH-Institute werden nicht angetastet. Sie müssen nur 
einige Planstelleninhaber abstellen , die man im Hinblick 
auf die Anleitung der Studenten bei ihren Studien dringend 
benötigt. Warum sonst die Klage über zu wenig Assistenten? 
Nur die Hilfskräfte werden aus den Mitteln des neuen 
1 nstitutes bezahlt. 
Ein ähnliches Problem bilden die Großgeräte, die z. B. aus 
Prof. lnhoffens Institut dort hinausgeschafft werden , weil sie 
in der TH z. T. nicht richtig aufgestellt werden konnten . Sieht 
man einmal vom Zweifel einiger Fachleute ab, ob man mit 
den vorhandenen Großgeräten überhaupt molekulare Bio-
logie treiben kann , ergibt sich doch die Frage: Was machen 
diejenigen, die in der TH arbeiten? Fahren sie immer erst 
hinaus? Großgeräte doppelt anzuschaffen, verbietet sich 
sicher aus finanziellen Erwägungen. Aber man sollte sie 
zentral aufstellen. 
Und an dieser Stelle spätestens erhebt sich auch die Frage : 
War es wirklich eine Gunst der Stunde, daß man für 6,5 Mil-
lionen DM, mit Umbaukosten 7,5 Millionen DM, dieses so 
weit an der Peripherie liegende Gebäude kaufte, das auch 
noch umgebaut werd en muß? Hätte man nicht, wenn man so 
dringend Forschung auf dem Gebiet molekularer Biologie 
treiben wollte, die VW-Stiftung schon früher überzeugen 
können, ein neues Institut zu bauen, an zentraler Stelle und 
auf die speziellen Bedürfnisse zugeschnitten? 
Nun, man hat sich anders • entschieden. An schluß an die 
in ternationale Entwicklung auf dem Gebiet molekularer bio-
logischer Forschung zu bekommen und der Forschung in 
den beteiligten TH-Instituten neue Impulse zu geben, ist die 
Aufgabe. Wird sie gelöst? Auf die Frage, wann denn der 
Institutsbetrieb richtig laufe, antworte•te Prof. lnhoffen 
optimistischer als seine Kollegen : »Ich glaube, daß das bei 
dem jugendlichen Schwung etwa drei Jahre dauert.« 
Kuratorium der VW-Stiftung und Landesregierung sollten 
sich diesen Termin merken. Wir wünschen indessen guten 
Schwung und vor allem Erfolg . 
Werner Steffens, Hermann Oetting 
Studienmotive 
Dieter Lüttge, Dozent an der Pädagogischen Hochschule 
und Doktorand an der Technischen Hochschule, hielt auf 
einer Tagung der evangelischen Studentengemeinde einen 
Vortrag über die sozialpsychologische Situation der Stu-
denten. 
Aus diesem Vortrag ergab sich folgende Konsequenz, die 
wir für bedeutsam halten: Entweder kennen die Professoren 
die Studenten besser als diese sich se lbst oder aber sie 
kennen sie gar nicht. 
Diese Alternative ergab sich daraus, welche Motive die 
Studenten für ihr Studium angeben und welche die Pro-
fessoren bei ihnen vermuten, ein immerhin recht wichtiger 
Aspekt der Gemeinschaft von lehrenden und lernenden. 
Professoren glauben, daß die wesentlich en Studentenmotive 
Berufsausbildung und soziales Geltungsstreben sind . Sach-
liches und fachliches Interesse der Studenten vermuten sie 
weit abgeschlagen an vorletzter Stelle vor idealen Motiven. 
Die Studenten dagegen geben zu 49·Prozent sachliches und 
fachliches Interesse als wichtigstes und Beeinflussung durch 
die soziale Umwelt (Beruf des Vaters und dgl.) mit 39 Pro-
zent als zweitwichtigstes Studienmotiv an, während wirt-
schaftlich-materielle Beweggründe mit 7 Prozent erst an 
vierter Stelle hinter ideellen Motiven mit 11 Prozent folgen . 
Der omnibus ist bereit, eine Wette zu halten, von einem 
Kasten Bier gegen eine Flasche, daß 50 Prozent der Pro-
fessoren , die diese Zahlen lesen, als erstes die Befragungs-
methode anzweifeln und höchstens 5 Prozent sich selbst 
fragen, woher das wohl kommt, daß sie die Studenten so 
schlecht kennen. Die Professoren, die im Ernst glauben, die 
Studenten in diesem Punkt besser zu kennen , als diese sich 
selbst, hoffen wir unter omnibus-Lesern zu O Prozent. Ho 
Professoren-Studenten 
Im letzten omnibus wurden einige Architekturprofessoren wegen ihres 
Verhaltens während des Moholy-Nagy-Besuches kriti siert. Entgegen 
höher gespannten Erwartungen reagierte nur ein Professor. Prof. 
Strizic hatte offiziell angekündig t, er werde vor seiner regulären 
Vorlesung ei ne Antwort auf den omnibus-Artikel geben . 
Er g ing der Reihe nach au f die hauptsächli chen Vorwürfe ein. Dem 
Sch reiber des Artike ls warf er ungenügende lnformlertheit in ei nigen 
Fä llen vor, so besonders wegen der Behauptung, es habe keine 
Mög lichke it zur Diskussion gegeben; richtig se i dagegen, Studenten 
hätten eine von ihm gebotene Möglichkeit nicht ausgenutzt ; was 
Brau nschweigs Studenten in der empfind lichen Se ite trifft. 
Für uns jedenfall s war es wichtig zu hören, daß es an der Technischen 
Hochschule mindestens einen Professor gibt, der sich bereit find et , 
studentische Kritik an einer Sache, die offenbar von al lgemeinem 
Interesse war, so ernst zu nehmen, daß er vor Studenten darauf ant--~ 
38 

